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Beginn: 10:03 Uhr

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Meine Damen und Herren! Ich eröffne die heutige
Sitzung und begrüße Sie alle sehr herzlich.

Beginnen möchte ich mit einem freudigen Ereignis:
Der Abgeordnetenkollege Tobias von Pein und sei-
ne Frau Simone sind Eltern eines Sohnes - Piet -
geworden. - Wir gratulieren zu der glücklichen Ge-
burt!

(Beifall)

Erkrankt ist die Kollegin Dr. Marret Bohn. - Wir
wünschen gute Besserung!

(Beifall)

Beurlaubt ist ab 12:30 Uhr die Ministerin Monika
Heinold.

Auf der Tribüne begrüßen wir Schüler und Schüle-
rinnen des Sophie-Scholl-Gymnasiums Itzehoe. -
Herzlich willkommen im Schleswig-Holsteinischen
Landtag!

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf:

Umstellung des Schulsystems nur mit Dialog
und Unterstützung

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 19/58

Mehr Lernzeit für Gymnasien - Wahlfreiheit si-
chern

Alternativantrag der Fraktionen von CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/96

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete der SPD-Fraktion Martin Habersaat.

Martin Habersaat [SPD]:

Vielen Dank, Frau Präsidentin! Meine Damen und
Herren! In der Frage, „G 8 oder G 9 an Gymnasi-
en?“, hat so ziemlich jede Fraktion hier im Landtag
in den vergangenen 15 Jahren so ziemlich jede Po-
sition einmal vertreten. Ich erinnere daran, dass die
FDP vor 15 Jahren noch flammende Beiträge mit

der Forderung nach Einführung von G 8 an Gymna-
sien gehalten hat. Wir haben das damals abgelehnt.

2007 hat dann eine Große Koalition aus SPD und
CDU G 8 an Gymnasien beschlossen.

2012 gab es einen Bildungsdialog mit der Empfeh-
lung: G 8 an Gymnasien, G 9 an Gemeinschafts-
schulen.

Noch im Entwurf des CDU-Wahlprogramms 2017,
der auf dem Landesparteitag auslag, war von der
Rückkehr zu G 9 nicht die Rede. Nach entsprechen-
den Meinungsumfragen dann doch! Wir müssen an-
erkennen, dass der heutige Ministerpräsident die
Gunst der Stunde zu nutzen gewusst hat und sich
von seinen bisherigen Überzeugungen nicht hat stö-
ren lassen.

Ein ähnliches „Kompliment“ müssen wir wohl auch
der Bildungsministerin machen, die sich vor einiger
Zeit noch in diesem Ton äußerte: Die vollständige
Rückkehr zu G 9 werde die qualitative Weiterent-
wicklung der Gymnasien über Jahre blockieren. -
Das fand sie allerdings mit Blick auf die Hambur-
ger Gymnasien. - Auf Gymnasien und Verwaltung
komme immenser zusätzlicher Aufwand zu. An al-
len Gymnasien müssten nicht nur zusätzliche Klas-
sen eingerichtet und neue Lehr- und Lernmateriali-
en besorgt werden; vor allem müssten zwingend
vorab alle Bildungspläne für G 9 neu erstellt wer-
den. - So die Abgeordnete Prien seinerzeit.

Meine Damen und Herren, die SPD ist nicht der
Lordsiegelbewahrer von G 8 an unseren Gymnasi-
en. Wir haben für die Ergebnisse des Bildungsdia-
logs und für den Schulfrieden geworben, dafür aber
keine Mehrheit gefunden. Dass es bei einem Koali-
tionswechsel keine vollständige politische Konti-
nuität geben kann, ist uns klar. Drei Appelle richte
ich dennoch heute an die neue Landesregierung:

Erstens. Sie kündigen in Ihrem Koalitionsvertrag
einen Bildungsdialog an. Sie nennen es „Aus-
tausch“; aber Austausch und Dialog sind artver-
wandt. - Nehmen Sie das ernst! Dazu würde gehö-
ren, dass man nicht einen Tag vor der Landtagsde-
batte einen Fahrplan per Pressemitteilung veröffent-
licht.

(Beifall SPD und SSW - Dr. Ralf Stegner
[SPD]: Allerdings!)

Dazu würde gehören, mit den Beteiligten ins Ge-
spräch zu kommen und auch den Dialog der Betei-
ligten untereinander zu fördern, offene Fragen aber
nicht nach dem Motto „Teile und herrsche!“ in klei-
nen Runden und Einzelzirkeln zu klären.
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(Beifall SPD und SSW)

Dazu würde gehören, ergebnisoffen zu sprechen
und nicht nur zu informieren.

(Beifall SPD und SSW)

Es gäbe einiges zu besprechen. Schulkonferenzen
sollen nach Ihrer Planung in geheimer Abstimmung
einmalig mit Dreiviertelmehrheit dafür votieren
können, bei G 8 zu bleiben. - Mit Dreiviertelmehr-
heit? Meine Damen und Herren, die Verfassung
kann man schon mit einer Zweidrittelmehrheit än-
dern!

(Beifall SPD und SSW - Dr. Ralf Stegner
[SPD]: Sehr demokratisch ist das!)

Wie ist es denn mit der Schulentwicklung in den
Kreisen? Was ist mit den Rahmenplänen? Wie ge-
hen Hochschulen und Ausbildungsbetriebe damit
um, dass wir einen Jahrgang ohne Absolventen ha-
ben werden? Da reicht es eben nicht aus, in den
Sommerferien die Direktoren einzubestellen und
von oben zu verkünden, wie es sein soll; da braucht
es Dialog.

(Beifall SPD und SSW - Wolfgang Kubicki
[FDP]: Genau!)

Man fragt sich auch, was die Mühe eines eigenen
Antrags aus den Koalitionsfraktionen sollte, wenn
sowieso gestern per Pressemitteilung alles schon
geklärt wurde. Oder haben Sie parallel gearbeitet,
ohne voneinander zu wissen?

(Zuruf Anita Klahn [FDP])

Der zweite Appell: Lassen Sie nicht die Schulträger
unter Ihrem Wankelmut leiden!

(Beifall SPD und SSW)

Sie werden zur Umsetzung Ihrer Absicht mehr tun
müssen als nur § 44 Absatz 2 des Schulgesetzes zu
ändern. Sie schaffen einen neuen Jahrgang an Gym-
nasien. Die neuen Klassen werden auch neue
Fachräume brauchen. Dabei sind die Gymnasien
schon heute gut ausgelastet. Auf die Gymnasien
werden neue Schülerströme zukommen.

Frau Prien, ich erinnere an die Situation, was die
Lehr- und Lernmaterialien angeht. Man kann ruhig
anerkennen, dass man das mit seiner Entscheidung
von oben verursacht hat. Da reicht es nicht aus,
wolkig über denkbare Auswirkungen zu fabulieren.

(Beifall SPD und SSW)

Dritte Forderung: Transparenz bei den Stellen! Bei
der Umstellung auf G 9 wird für einen gewissen
Zeitraum ein Teil der Lehrerinnen und Lehrer frei-

gesetzt. Diese müssen allen Schularten zugutekom-
men. Ich erkenne an, dass Sie das in Ihren Antrag
übernommen haben. Das ist ein guter Punkt.

(Beifall SPD und SSW - Tobias Loose
[CDU]: Übernommen?)

Abschließend finde ich es bemerkenswert, dass
nicht nur dem Parlament die Debatte vorwegge-
nommen wird, sondern dass nunmehr auch das Bil-
dungsministerium per Pressemitteilung verkündet,
was die Fraktionen denn zu tun gedenken. Das ist
eine neue Qualität. Willkommen in Jamaika!

(Beifall SPD und SSW)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort für die CDU-Fraktion hat der Abgeordne-
te Tobias Loose.

(Zurufe CDU und FDP: Für seine erste Re-
de!)

Zu seiner ersten Rede im Schleswig-Holsteinischen
Landtag!

(Beifall)

Tobias Loose [CDU]:

Sehr geehrte Frau Tagungspräsidentin, danke, dass
Sie mir den Welpenschutz zugestehen. - Liebe Kol-
legen! Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist wohl
in der Tat so, dass Regierung und Fraktionen sich
in dieser Koalition stärker abstimmen. Das ist in der
Vergangenheit nicht immer so gewesen, Herr
Habersaat.

(Martin Habersaat [SPD]: Woher wissen Sie
denn davon?)

- Ich habe auch ein Zeitungsabonnement.

(Heiterkeit und Beifall CDU und FDP)

- Wunderbar. Aber nun wollen wir zur Sache spre-
chen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Es ist ein zentra-
les Wahlkampfversprechen der CDU gewesen, flä-
chendeckend wieder G 9 an den schleswig-holstei-
nischen Gymnasien einzuführen. Wir als Jamaika-
Koalition wollen und werden dieses Ziel erfüllen.
Wir haben dazu ein klares Bekenntnis im Koaliti-
onsvertrag. Das ist jetzt ja auch veröffentlicht wor-
den und Bestandteil des 100-Tage-Programms der
Landesregierung. Wir haben einen klaren Zeitplan
dazu, und ich bin sehr dankbar, dass die Bildungs-
ministerin diesen gestern auch vorgestellt hat.
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Die Bildungsministerin macht aus unserer Sicht
Nägel mit Köpfen. Wir werden direkt nach der
Sommerpause einen Gesetzentwurf zur Schulge-
setzänderung in diesem Plenum diskutieren und
dann genau das erfüllen, was Sie, Herr Habersaat,
auch einfordern, nämlich einen Beteiligungsprozess
starten.

Das eine ist, dass die Landesregierung das auch
jetzt schon tut, also mit den Betroffenen spricht. Ich
finde es zum anderen auch nicht verkehrt, dass eine
Schulleiterversammlung zum Beispiel dafür genutzt
wird, und ich halte es auch nicht für verkehrt, dass
man Elternvertreter und Schülervertreter einlädt.
Ich halte es auch nicht für verkehrt, was in der Ver-
gangenheit gar nicht so sehr ein Schwerpunkt war,
dass ein Landesschulbeirat in solche Diskussionen
eingebunden wird.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

- Ich bin ja selber schon einmal Mitglied des Lan-
desschulbeirates gewesen, Frau Raudies.

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

Ich will an dieser Stelle sagen, dass Bildungsdia-
logveranstaltungen durchaus dazu führen, dass for-
male Gremien, die wir auch haben und für die es
klare Regeln gibt, bei denen das Bildungsministeri-
um aber nicht in der Lage ist, diese Regeln viel-
leicht auch zu verändern, im Anhörungsverfahren,
für das die Regeln klar sind, auch genutzt werden.
Ich finde, das ist auch ein sehr wichtiger Teil von
Beteiligung, dass diejenigen, die eingebunden wer-
den, dann am Ende auch nach bestimmten Rege-
lungen zu Wort kommen. Das halte ich für wichtig
und das tun wir auch mit unserem Beteiligungsver-
fahren, das wir für die Veränderung hin zu G 9
auch entsprechend umsetzen wollen.

(Beifall CDU und FDP)

Ich bin auch dankbar für den Hinweis auf die
Schulträger. Selbstverständlich kann dies durch die
Einführung von G 9 auch zu Veränderungen füh-
ren. Ich möchte aber auch darauf hinweisen, dass
wir einen 13. Jahrgang erst im Schuljahr 2025/2026
einführen werden. Wir können heute sehr viel dar-
über diskutieren, was wir vielleicht an Veränderun-
gen brauchen werden. Aber in Wahrheit ist es so:
Wahrscheinlich macht dies heute überhaupt keinen
Sinn, weil ein Teil des Koalitionsvertrages ja auch,
wie Sie wissen, ein Schulbausanierungsprogramm
ist, mit dem wir uns zusammen mit den Kommunen
insbesondere um den Schulbau kümmern wollen.

Es erstaunt mich, Herr Habersaat, dass Sie gerade
deutlich gemacht haben, Ihre Initiative sei es, jetzt

darauf hinzuweisen, dass Lehrkräfteunterrichtsstun-
den im Rahmen dieser G-9-Geschichte frei würden.
Wir haben im Wahlkampf immer und immer wie-
der betont, dass das ein Element sein kann, um die
Unterrichtsversorgung für eine kurze Zeit zu ver-
bessern. Ich erinnere mich an viele Diskussionen,
die wir zusammen geführt haben, in denen Sie das
negiert und gesagt haben, G 9 sei an solchen Stellen
überhaupt nicht hilfreich. Deshalb muss ich etwas
schmunzeln, wenn Sie das als einen ersten Punkt in
Ihrem Antrag aufnehmen und uns den Vorwurf ma-
chen, dass wir das nicht vorher erkannt hätten.

(Beifall CDU)

Mehr Zeit für Bildung ist unser Ziel. Wir haben
hier - auch das haben Sie richtig gesagt - auch ein-
mal für G 8 gekämpft. Aber ich möchte sehr deut-
lich sagen, dass sich die Rahmenbedingungen ver-
ändert haben. Wir haben die Wehrpflicht abge-
schafft, wir haben den Bologna-Prozess gehabt, der
dazu führt, dass es eine Studienzeitverkürzung gibt,
die dazu führt, dass viele Rahmenbedingungen, die
wir damals mit G 8 verbessern wollten, heute gar
nicht mehr notwendig sind. Wir haben erlebt, dass
sich Unterricht an Schulen verdichtet, das viele jun-
ge Menschen dann auch in den Abendstunden
Hausaufgaben erledigen und sich deshalb für ein
ehrenamtliches Engagement nicht mehr so sehr ein-
bringen können, weil sie keine Zeit mehr dafür ha-
ben. Das ist übrigens ein großes Problem im ländli-
chen Raum. Und das ist auch ein zweiseitiges Pro-
blem, weil sich junge Menschen auf der einen Seite
nicht mehr ehrenamtlich engagieren können, weil
sie die Zeit dafür nicht haben, ihnen auf der ande-
ren Seite aber am Ende ein Jahr fehlt, um dieses zu
tun.

Ich freue mich, dass wir jetzt auf den Weg kom-
men. Wir haben uns als Jamaika-Koalition dieses
klare Ziel gesetzt, G 9 einzuführen. Wir haben jetzt
einen klaren Zeitplan. Wir werden an dieser Stelle
im Plenum und im Ausschuss darüber diskutieren,
und wir werden selbstverständlich auch mit allen
Beteiligten diskutieren.

Ich bedanke mich recht herzlich dafür, dass Sie mir
während meiner ersten Rede so aufmerksam zuge-
hört haben.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und Martin Habersaat [SPD])

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort hat die Frau Abgeordnete Ines Strehlau.
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Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
76 % der Wählerinnen und Wähler haben in einer
Wahlbefragung mehr Lernzeit am Gymnasium ge-
fordert. Sie wollen G 9 an Gymnasien. Das ist eine
eindeutige Mehrheit. Die Jamaika-Koalition nimmt
diesen Wunsch ernst und wird die Rückkehr zum
Abitur nach neun Jahren ermöglichen.

(Beifall Jörg Nobis [AfD])

Wir Grüne haben eine andere Position, hatten eine
andere Position: Die Schule sollte Ruhe zum Arbei-
ten haben, ohne neue Schulstrukturdebatten.

Mit der Rückkehrmöglichkeit zu G 9 liegen wir im
Bundestrend, zumindest im Trend der westlichen
Bundesländer. Hessen, Niedersachsen und Bayern
haben es vorgemacht. CDU und FDP in NRW ha-
ben diese Option im Koalitionsvertrag beschlossen.

Seit Juni haben wir in unserem Koalitionsvertrag
vereinbart, dass es ab dem Schuljahr 2019/2020
wieder G 9 an unseren Gymnasien geben kann. Nun
warten vor allem viele Grundschuleltern darauf,
dass möglichst schnell die Entscheidung fällt, ob
das Gymnasium ihrer Wahl zu G 9 zurückkehrt
oder bei G 8 oder G Y bleibt. Die Schulen und Fa-
milien wollen schnell Planungssicherheit. Das ha-
ben sie in Gesprächen mit uns eingefordert.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Gleichzeitig brauchen die Schulen einen Vorlauf
für ihre Entscheidungsfindung und anschließend für
die Umsetzung. Das Bildungsministerium hat also
auf der einen Seite die Aufgabe, zügig mit Lehr-
kräften, Schülerinnen, Eltern und Schulträgern über
die Rahmenbedingungen über G 9 ins Gespräch zu
kommen. Sie alle müssen gut informiert werden,
um eine solide Basis für ihre Entscheidung zu be-
kommen. Auf der anderen Seite muss genauso zü-
gig eine Schulgesetzänderung vorbereitet werden,
auf deren Grundlage die Schulkonferenzen ihren
Beschluss für den Weg zum Abitur fassen können.
Beiden Wünschen gerecht zu werden, ist eine echte
Herausforderung.

Vicepräsidentin Eickhoff-Weber:

Frau Abgeordnete Strehlau, gestatten Sie eine Zwi-
schenbemerkung des Herrn Abgeordneten
Dr. Dolgner?

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ja.

Dr. Kai Dolgner [SPD]: Es gibt ja Gerüchte,
die FDP hätte den Platz gewechselt, um von
dem Mikro wegzukommen, was ja in der
Vergangenheit nicht immer funktionierte.

(Zuruf FDP)

Der Kollege Kubicki war sonst immer der,
der mit dem Mikrofon Probleme hatte.

Frau Präsidentin! Vielen Dank, Frau Kolle-
gin, wir haben gestern sehr viel über Demo-
kratie gehört, über Minderheiten und so wei-
ter. Sie sprechen nun die ganze Zeit davon,
dass sich die Schulen entscheiden sollen.
Wenn es so gute Gründe für G 9 gibt und
wenn die Bevölkerung das mit einer so
großen Mehrheit will, warum braucht es
dann eine 75-%-Entscheidung dagegen?
Wenn das doch alles so überzeugend ist,
dann könnten Sie doch eine ganz normale
Mehrheit in der Schulkonferenz entscheiden
lassen.

- Ich glaube, die Argumente kann Ihnen die CDU-
Fraktion sehr gut darlegen.

(Heiterkeit und Beifall SPD, SSW und Ras-
mus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Uns ist auch in dieser Wahlperiode der Dialog mit
allen Beteiligten wichtig. Wir werden ihn in dieser
Wahlperiode auch führen. Die Umstellung zu G 9
ist aber eine Entscheidung, die einen zügigen parla-
mentarischen und ministeriellen Entscheidungspro-
zess braucht. Es wird mit der Schulgesetzänderung
hin zu G 9 keine Zwangsveränderung geben. Das
stellen wir in unserem Antrag klar. Die Schulen ha-
ben das Wahlrecht, bei ihrem Modell zu bleiben.

Die Ministerin hat gestern den Fahrplan für G 9
veröffentlicht. Dort sind diese Punkte enthalten.
Das Ministerium wird viele Gespräche in unter-
schiedlichen Runden mit allen Beteiligten führen
und Verfahren und Umsetzungsschritte diskutieren.
Die politische Entscheidung zur Rückkehr zu G 9
ist gefallen. Über das Ob brauchen wir keinen Dia-
log zu führen, zumal es eine Wahlmöglichkeit gibt.
Über das Wie werden wir uns in schriftlicher und
mündlicher Anhörung und auch in bilateralen Ge-
sprächen mit Schülern, Lehrern und Eltern austau-
schen. Die Kritik der SPD, wir würden ohne Dialog
durchregieren, ist also Quatsch.

Für uns Grüne ist es wichtig, klarzustellen, dass die
Schüler und Schülerinnen beim G 9 Bildungsgang
in der Sekundarstufe I tatsächlich entlastet werden,
die Wochenstundenzahl also wie bei den bestehen-
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den G 9 Gymnasialzweigen bleibt. So kommt das
versprochene Mehr an Zeit, zum Beispiel für außer-
schulische Aktivitäten auch bei den Schülern und
Schülerinnen an. Die bis zum Aufwachsen des
13. Jahrgangs frei werdenden Stunden werden zur
Stärkung des Bildungsbereichs eingesetzt. Baustel-
len gibt es da viele. 100 % Unterrichtsversorgung,
Bildungsbonus für Schulen mit besonderen Heraus-
forderungen und Inklusion sind für uns Grüne
wichtige Punkte.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
FDP)

Uns ist bewusst, dass die Rückkehr zu G 9 an Gym-
nasien die Konkurrenzsituation zu Gemeinschafts-
schulen vergrößern kann. Deshalb werden wir als
Koalition den Gemeinschaftsschulen Unterstützung
geben, damit sie weiterhin eine starke Säule im
Schulsystem bleiben. Dazu brauchen sie Ressour-
cen und Freiräume, je nach Standort eine eigene
Profilierung zu entwickeln, vielleicht mit Schwer-
punkt Digitalem, Kultur oder Technik. Wir werden
darüber mit den Gemeinschaftsschulen diskutieren.
Uns Grünen ist wichtig, dass Bildungsgerechtigkeit
weiter ganz oben auf der Agenda steht. - Vielen
Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Bevor ich das Wort der Abgeordneten der FDP-
Fraktion, Anita Klahn, erteile, begrüße ich auf der
Tribüne sehr herzlich den ehemaligen Abgeordne-
ten Heiko Hoffmann. - Herzlich willkommen!

(Beifall)

Anita Klahn [FDP]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Vorweg möchte ich mich bei den Ver-
handlungspartnern von CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der Ministerin Prien bedanken, dass
wir bei diesem Thema in respektvoller Diskussion
einen Koalitionsvertrag geschaffen haben, der die
Grundlage für eine gute Weiterentwicklung unseres
Bildungssystems ist - ich betone: des gesamten Bil-
dungssystems mit Gymnasien, Gemeinschafts-
schulen, Beruflichen Schulen, Förderzentren,
Schulen in freier Trägerschaft und natürlich den
Grundschulen.

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN - Zurufe SPD)

Es ist kein Geheimnis, dass zwischen den Koaliti-
onspartnern gerade im Bildungsbereich in einigen
Bereichen wirklich große unterschiedliche Vorstel-
lungen bestanden, aber auch noch bestehen. Was
ich besonders gut finde, ist, dass alle Partner auf-
einander zugegangen sind; denn das ist notwendig,
um unser Land verantwortungsvoll zu regieren.

Meine Damen und Herren, mit der flächendecken-
den Rückkehr zu G 9 befreien wir die Gymnasien,
aber vor allem die Schülerinnen und Schüler, von
dem Druck, der durch die politisch schlecht vorbe-
reitete Einführung von G 8 auf diesen lastete. Wir
geben ihnen mehr Lernzeit, mehr Zeit für einen gu-
ten Entwicklungsprozess. Gleichzeitig schaffen wir
Freiräume, Zeit, die für Sport, Musik, Soziales und
kulturelles Engagement oder für andere individuelle
Interessen genutzt werden kann, wobei uns die
Wahlfreiheit wichtig ist. Es gibt aus liberaler Sicht
keinen Grund, den Schulen eine Veränderung auf-
zuzwingen, die in den letzten zehn Jahren gut funk-
tionierende Konzepte für G 8 entwickelt und umge-
setzt haben und die heute mit einem deutlichen Vo-
tum der Eltern, Lehrer und Schülerschaft so akzep-
tiert und fortgeführt werden sollen. Politik sollte
auf die Fachleute in der Schullandschaft hören, auf
die Betroffenen. Gleiches Recht haben wir in der
Vergangenheit für G 9 gefordert. Damit meine ich
keinen sozialdemokratisch initiierten Bildungsdia-
log, bei dem das Ergebnis schon vorher feststeht,

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Was ist das für ein
Quatsch!)

sondern einen echten Beteiligungsprozess.

(Zurufe SPD)

Liebe Kollegen von der SPD, bewegen Sie sich
doch endlich in der Bildungspolitik! Gleich welche
Regierungskonstellation es in Schleswig-Holstein
gegeben hätte, die Rückkehr zu G 9 wäre von Ihnen
nicht verhinderbar gewesen.

Ich möchte mich auf einen Artikel im „Hamburger
Abendblatt“ vom 17. Juni 2017 zur Rückkehr zu
G 9 beziehen. Das Hamburger Abendblatt hatte
nach der Stimmungslage im Kreis Stormarn - Kol-
lege Habersaat sollte sich dort bestens auskennen -
im Hinblick auf die Rückkehr zu G 9 an Gymnasien
gefragt. In Stormarn gibt es - zur Information für
viele, die es nicht wissen - zurzeit kein G-9-Gym-
nasium. Das Ergebnis der Befragung war ziemlich
eindeutig. Überall, wo bereits eine breite Mei-
nungsbildung erfolgt war, sprechen sich Elternver-
treter, Schulleiter und Lehrer für eine Rückkehr zu
G 9 aus. Selbst der örtliche GEW-Vertreter emp-
fiehlt die Rückkehr zu G 9.
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Interessant an dem Artikel war aber, dass der Kolle-
ge Habersaat gefragt wurde, was er denn davon
hält. Die Antwort haben wir nicht bekommen. Viel-
leicht möchte er sie ja jetzt geben.

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Sie gestatten also eine Zwischenbemerkung des
Abgeordneten Habersaat?

Anita Klahn [FDP]:

Ja.

Martin Habersaat [SPD]: Frau Kollegin
Klahn, der Abgeordnete Habersaat ist da ge-
fragt worden, was er denn glaubt, wie sich
die Gymnasien in Stormarn entscheiden wer-
den. Er hat, soweit ich mich erinnere, gesagt,
er gehe davon aus, dass alle Gymnasien in
Stormarn zu G 9 zurückkehren werden, weil
- und das stand da vielleicht nicht in der Aus-
führlichkeit - diese Hürde von 75 % eine
wahnsinnig hohe sei. Wenn ich an einer
Schule ein Befürworter von G 8 wäre - und
die gibt es ja, sie sind vielleicht nicht in der
Mehrheit, aber es gibt sie, das müssen wir
gemeinsam anerkennen -, warum sollte ich
mich auf einen Kampf einlassen, wenn man
schon weiß, dass die Hürde am Ende bei
75 % liegt? Wie gesagt, eine Verfassung
kann man mit zwei Dritteln ändern. Viel-
leicht nutzen Sie die Gelegenheit, um uns
noch einmal zu erklären, warum es eine Drei-
viertelmehrheit sein muss.

(Beifall SPD und SSW)

- Lieber Kollege Habersaat, ich glaube, dass ich Ih-
nen das nicht erklären muss, weil das eine rein rhe-
torische Frage von Ihnen ist.

(Zurufe SPD - Beifall FDP und CDU)

Sie versuchen hier, den Untergang des Abendlandes
zu skizzieren, indem wir die Rückkehr zu G 9 er-
möglichen.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das ist nur eine
Frage!)

Registrieren Sie ganz schlicht und einfach, dass die
Mehrheit der betroffenen Lehrer, Eltern, Schülerin-
nen und Schüler eine Rückkehr zu G 9 möchte.

(Zurufe SPD)

Sie hätten - da möchte ich einmal das aufgreifen,
was Sie vorhin in Ihrem Beitrag gesagt haben - da-
mals bei der Einstimmenmehrheit mit Ihrem per-

sönlichen Abstimmungsverhalten für eine Konti-
nuität an den Schulen sorgen können.

(Zurufe Wolfgang Kubicki [FDP] und SPD)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das ist jetzt eine Angelegenheit zwischen Frau
Klahn und Herrn Habersaat!

Anita Klahn [FDP]:

Wir hatten eine Wahlfreiheit. Herr Habersaat, Sie
sind mehrfach gefragt worden, warum Sie das nicht
gemacht haben. Sie sind gefragt worden, wie Ihre
persönliche Haltung zu G 8 und G 9 ist. Ich erinne-
re an eine Veranstaltung beim Philologenverband,
wo Sie sich hingestellt und gesagt haben: Eigentlich
war ich ja für G 9, aber nun war es halt so. - Herr
Habersaat, ist das ehrlich?

(Zurufe SPD - Dr. Ralf Stegner [SPD]: Keine
Argumente! - Unruhe)

Ich möchte das hier im Plenum nicht weiterführen.
Das können wir gern - -

(Anhaltende Unruhe)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort hat jetzt die Abgeordnete Anita Klahn.

(Anhaltende Unruhe - Glocke der Präsiden-
tin)

Frau Klahn, würden Sie jetzt bitte fortfahren.

Anita Klahn [FDP]:

Wenn ich die Aufmerksamkeit des Plenums wie-
derbekomme, gern.

Meine Damen und Herren, für meine Fraktion ist
die Frage schon lange Zeit klar. Wir haben die
Schulgesetznovelle 2007 abgelehnt, als G 8 von der
Großen Koalition für alle zwangsweise eingeführt
wurde.

(Zurufe SPD)

Unsere Position war immer, den Gymnasien die
Wahlfreiheit zwischen G 8, G 9 oder G Y zu geben,
und diese Möglichkeit haben wir ihnen 2011 einge-
räumt. Wir haben uns dabei immer ein flächen-
deckendes G-9-Angebot an Gymnasien vorgestellt,
zumal wir immer betont haben, wer die Schulzeit
verkürzen wollte, konnte es schon immer.

Letzten Endes geht es doch darum, was für die
Schüler und Schülerinnen das Beste ist, mit wel-
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chem Konzept jede Schülerin und jeder Schüler das
individuell beste Ergebnis erreicht. Für viele, nicht
für alle, aber für den größeren Teil der Schülerin-
nen und Schüler ist G 9 dabei das passende Ange-
bot. Natürlich werden wir Gespräche mit den
Schulträgern führen. Aber Schulbauinvestitionen
werden ehrlicherweise eher durch die höher pro-
gnostizierte Schülerzahl notwendig als allein durch
die Rückkehr zu G 9. Außerdem haben wir zusätzli-
che Investitionsmittel für Schulbaumaßnahmen ein-
geplant.

Und noch ein letztes Wort zur SPD. Ich weiß, dass
es immer schwierig ist, auf die politische Konkur-
renz zu hören. Vielleicht hören Sie auf Ihren Minis-
terpräsidenten Weil, der sich bereits im Jahr 2004
für G 9 an Gymnasien eingesetzt hatte, oder auch
auf Ihren Kanzlerkandidaten Martin Schulz, der
sich im Mai 2017 auch zu einer Rückkehr zu G 9
ausgesprochen hat.

Meine Damen und Herren, ich beantrage Abstim-
mung in der Sache und danke Ihnen für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall FDP, CDU und vereinzelter Beifall
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Für die AfD hat die Abgeordnete Doris Fürstin von
Sayn-Wittgenstein das Wort.

Doris Fürstin von Sayn-Wittgenstein [AfD]:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren
Kollegen! Warum die SPD einen derart trivialen
Antrag vorlegt, ist mir unbegreiflich.

(Beifall AfD)

Aber auch der Antrag der Regierungsfraktionen
besteht im Wesentlichen aus frommen Absichtser-
klärungen. Die Rede der Kollegin von den Grünen
offenbart doch bereits Risse in der Regierungsko-
alition.

(Beifall AfD)

In der Sache ist die AfD schon lange viel weiter ge-
wesen. Sie will die Eigenverantwortung der
Schulen im Sinne des Subsidiaritätsprinzips för-
dern. Die Schulen sollen frei darin sein, ob und wie
sie den Gymnasialzug ausgestalten wollen. Es sind
doch reine Selbstverständlichkeiten im fachlichen
wie im menschlichen Umgang miteinander, die mit
den Anträgen gefordert werden. Warum zum Bei-
spiel ein Bildungsdialog gesetzlich fixiert werden
muss, erschließt sich mir ebenso wenig wie die Fra-

ge, warum bereits jetzt langfristig greifende Rege-
lungen getroffen werden sollen, Regelungen, die,
wenn sie in neun Jahren überhaupt greifen würden,
bereits von der Realität ad absurdum geführt sein
können.

Meine Damen und Herren, müssen wir wirklich
über jeden Nagel in der Schulbank hier im Landtag
beraten? Muss jede Linealgröße vom Landtag be-
schlossen werden? - Ich meine: Nein. Die kostbare
Zeit des Hohen Hauses sollten wir für wichtige De-
batten um die Zukunft unseres Landes nutzen. -
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Für die Abgeordneten des SSW hat die Abgeordne-
te Jette Waldinger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Sehr geehrte Landtagspräsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Gestern Nachmittag konnten wir
hier alle sehen, wie wir Abgeordnete zwischen den
einzelnen Tagesordnungspunkten unsere Smartpho-
nes beziehungsweise iPads aufklappten, um zu le-
sen, dass das Bildungsministerium bereits eine
Pressemitteilung mit dem Titel herausgehauen hat-
te: „Unser Fahrplan für G 9 steht“. Heute Morgen
konnten wir die „Kieler Nachrichten“ aufschlagen,
und ich muss sagen: Na dann, Jette, nimm deine
Rede und pack sie wieder weg.

(Zuruf AfD: Genau!)

Ich finde, das ist ein total schlechter parlamentari-
scher Stil.

(Beifall SSW und AfD)

Wir wollen konstruktive Oppositionsarbeit leisten.
Ich finde aber, auf diese Art und Weise fällt es ei-
nem schwer, konstruktiv dieses Thema mit der Bil-
dungsministerin und auch mit der Jamaika-Koaliti-
on zu diskutieren. Jeder in diesem Hohen Haus und
jeder, der oben auf der Tribüne sitzt, kann etwas zur
Bildung sagen, weil wir alle irgendeine Kindheits-
erinnerung haben, wie es damals war, als wir zur
Schule gegangen sind.

Dass ein schneller Fahrplan ohne Stopps umgesetzt
werden soll, damit die kommenden Eltern entschei-
den können, ob sie ihre Kinder auf das Gymnasium
mit dem Abitur nach G 8 oder G 9 schicken kön-
nen, belastet mich nicht mehr, ich habe damit mei-
nen Seelenfrieden geschlossen. Ich bin in der Op-
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position angekommen. Mir geht es darum, dass wir
ein parlamentarisches, sauberes Verfahren machen.

(Beifall SSW und vereinzelter Beifall SPD)

Wir haben angemerkt, dass es konnexitätsauslösend
wirkt. Frau Klahn hat gesagt, dass ein Schulbauför-
derungsprogramm aufgelegt werde.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Super!)

Herr Loose hat in seiner ersten Rede gesagt: Naja,
die ersten werden irgendwann in den Jahren 2023,
2025, 2026 ihren Abiturabschluss machen. - Aber
das ist doch genau der Punkt. Weshalb ist G 8 zum
Scheitern verurteilt gewesen? - Weil es schlecht
eingeführt wurde. Und auch das, was Sie jetzt mit
G 9 an den Gymnasien planen, wird auch wieder
schlecht werden, weil Sie das nämlich nicht zu En-
de planen.

(Beifall Bernd Heinemann [SPD] und
Dr. Ralf Stegner [SPD])

Wir haben in der letzten Legislaturperiode über
Schulentwicklungspläne gesprochen. Wir haben al-
le Bildungspolitiker, die noch aus der letzten Legis-
laturperiode heute im Landtag sitzen und Anke Erd-
mann als Staatssekretärin darauf hingewiesen, dass
es viele kleine Gymnasien im Land gibt. Wie wer-
den Sie denen erklären, dass sie schließen müssen?
- Sie müssen zu den Kommunalvertretern, zu den
Schulträgern gehen und sagen, dass sie ihre Schul-
entwicklungsplanung neu gestalten müssen.

(Tobias Koch [CDU]: Das ist doch totaler
Humbug! - Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Ich bin gespannt, ich bin enttäuscht. So macht man
das nicht.

Im Übrigen, mein geschätzter Kollege Wolfgang
Kubicki - -

(Serpil Midyatli [SPD]: Geschätzt?)

- Geschätzt. Ganz wunderbar geschätzt.

(Heiterkeit - Zuruf: Oh, Jette!)

- Oh, Jette! Jette ist gesunken. - Nein, ich bin nicht
gesunken. Ich wollte nur damit zum Ausdruck brin-
gen, dass die regierungstragenden Fraktionen der
Jamaika-Koalition hoffentlich der Landesregierung
erzählen, was sie zu tun hat. Das haben wir auch
gemacht. Aber unsere Bildungsministerin hat noch
nie in der Zeitung verkünden lassen, was wir zu tun
haben. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SSW und SPD)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort für die Landesregierung hat die Ministe-
rin für Bildung, Wissenschaft und Kultur, Karin
Prien.

Karin Prien, Ministerin für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Frau Präsidentin! Lieber Herr Kubicki!

(Heiterkeit)

Meine Damen und Herren! Liebe Abgeordnete!
Erst einmal ein ganz herzliches Dankeschön an die
SPD-Fraktion für die Anmeldung der heutigen De-
batte. Zwar hatten wir uns vorgenommen, vor den
Schulferien die Lehrerinnen und Lehrer, die Schul-
leitungen und die Eltern näher darüber zu informie-
ren, wie wir uns den Zeitplan für die Einführung
von G 9 im Land Schleswig-Holstein vorstellen,
aber ich finde es großartig, dass wir heute Morgen
hier gemeinsam die Gelegenheit haben, dieses The-
ma ein erstes Mal zu debattieren.

Wir alle wissen ja, dass, wenn die Regierungsfrak-
tionen ihren Plan umsetzen, ein Gesetzentwurf ein-
zubringen ist. Dieses haben wir für die Zeit nach
den Ferien vorgesehen. Wir werden dann noch ein
sehr intensives parlamentarisches Verfahren mitein-
ander erleben. Es wird selbstverständlich umfang-
reiche Möglichkeiten für das Parlament geben, um
diese Frage in allen Facetten zu diskutieren.

Meine Damen und Herren, wir haben als CDU im
Wahlkampf die Einführung von G 9 flächen-
deckend versprochen und sind dafür gewählt wor-
den. Wir haben intensiv darüber beraten. Frau
Klahn, Sie haben auf die Verhandlungen in den Ko-
alitionsverhandlungen hingewiesen, es war zum
Teil ein schwieriger Prozess. Wir sind aufeinander
zugegangen, haben sehr intensiv das Für und Wider
verschiedener Verfahrensvorschläge diskutiert und
haben uns am Ende darauf verständigt, G 9 zum
Schuljahr 2019/2020 einzuführen, und zwar mit den
Klassen 5 und 6. Wir haben uns dazu entschieden,
dem eine Art Vorlaufprozess mit einer optionalen
Entscheidung der Schulen voranzustellen.

Wenn man das umsetzen will, Herr Stegner, dann
muss man dazu jetzt einen Fahrplan machen, weil
es sonst nicht mehr möglich ist. Ich finde, unsere
Eltern, unsere Schulleitungen und unsere Lehrer ha-
ben das Recht, hier möglichst früh Klarheit zu ge-
winnen. Und deshalb machen wir das.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und Dr. Frank Brodehl [AfD])

Schleswig-Holsteinischer Landtag (19. WP) - 5. Sitzung - Donnerstag, 20. Juli 2017 195

(Jette Waldinger-Thiering)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8904&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D9001&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D9001&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D9001&format=WEBVOLLLANG


Ich kann Ihnen sagen: Wir haben alle einen Bil-
dungsdialog dazu geführt, und zwar mit Lehrern,
mit Eltern und mit Schülern. Dieser Bildungsdialog
hatte ein sehr klares Ergebnis, und dieses klare Er-
gebnis war, dass sich die Menschen mehr Zeit für
das Lernen ihrer Kinder, mehr Zeit zum Üben und
Vertiefen, mehr Zeit für die Persönlichkeitsent-
wicklung, mehr Zeit für ehrenamtliches und politi-
sches Engagement und mehr Zeit für Freundschaf-
ten und Hobbies für ihre Kinder wünschen. Und ge-
nau so werden wir es machen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Ich will an dieser Stelle auch sehr deutlich sagen,
dass die Entscheidung, ob wir G 9 flächendeckend
in Schleswig-Holstein einführen werden, getroffen
ist.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Die ist getroffen?
Ich dachte, das macht das Parlament!)

Ich finde, man muss den Menschen schon deutlich
sagen, wozu Beteiligung eigentlich dient. - Pseudo-
beteiligungsprozesse, Herr Stegner, bei denen es in
Wahrheit nichts mehr zu entscheiden gibt, frustrie-
ren die Menschen draußen im Land zu Recht. So et-
was werden wir gar nicht erst anfangen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und AfD)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Frau Ministerin Prien, gestatten Sie eine Zwischen-
frage - -

Karin Prien, Ministerin für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Nein, Herr Habersaat, Sie können sich gleich gern
noch einmal zu Wort melden. Jetzt rede ich erst
einmal zu Ende.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sie haben ja gestern
schon mit der Presse gesprochen!)

Es ist ureigene Aufgabe des Bildungsministeriums,
eine Kommunikations- und Beteiligungsstrategie in
dieser Frage zu entwickeln. Das haben wir in den
ersten drei Wochen der Regierungszeit gemacht.
Für uns ist an dieser Stelle entscheidend, die Exper-
tise und die Erfahrung der Schulleiterinnen und
Schulleiter aus der Praxis hier mit einzubeziehen.
Wir werden deshalb in einem ersten Schritt - das
halte ich für ganz entscheidend - -

(Zurufe Dr. Kai Dolgner [SPD] und Wolf-
gang Kubicki [FDP])

- Können Sie einmal aufhören zu pöbeln? Das ist ja
furchtbar!

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und vereinzelt AfD - Zuruf SPD: Das ist
nicht Ihre Rolle hier!)

Demokraten hören einander erst einmal zu, und
dann diskutieren sie.

(Zuruf Serpil Midyatli [SPD] - Weitere Zuru-
fe SPD)

Meine Damen und Herren, wichtig in dieser Frage
ist es, dass wir uns zunächst die Erfahrung der
Schulleiterinnen und Schulleiter der jetzigen
G-9-Gymnasien anhören; denn diese Schulleiterin-
nen und Schulleiter haben diese wertvolle Erfah-
rung im Umgang mit der Umstellung auf G 9. Des-
halb werde ich mich mit denen zuallererst treffen,
um frühzeitig die Handlungs- und Unterstützungs-
bedarfe zu identifizieren und über gemeinsame Lö-
sungsansätze zu diskutieren.

Wir haben dafür bewährte Arbeitsstrukturen und
Kommunikationswege. Diese werden wir nutzen,
um mit den Gremien ins Gespräch zu kommen.
Selbstverständlich werden wir mit dem Landesel-
ternbeitrat, mit der Landesschülervertretung und
mit den kommunalen Landesverbänden unverzüg-
lich, das heißt, noch im August und September
2017, sprechen.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Ich bin den Regierungsfraktionen an dieser Stelle
sehr dankbar dafür, dass sie angekündigt haben,
einen Gesetzentwurf in das Parlament einzubrin-
gen.

(Martin Habersaat [SPD]: Das haben Sie an-
gekündigt!)

- Nein, das haben die Regierungsfraktionen mir ge-
genüber angekündigt. Herr Habersaat, ich nehme
an, Sie waren nicht dabei. Ich bin froh, dass wir uns
in einem sehr vertrauensvollen und engen Prozess
darüber haben unterhalten können und dass die Re-
gierungsfraktionen ihre Absicht hierzu angekündigt
haben.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

Für uns ist entscheidend, meine Damen und Herren,
dass die Eltern Ende Februar 2018, also zu dem
Zeitpunkt, zu dem es in den Anmeldezeitraum geht,
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Klarheit haben. Das war für uns ein entscheidendes
Argument.

Des Weiteren war entscheidend für uns, dass die
Schulen in keinem zu langen Prozess der Auseinan-
dersetzung über diese Frage sind; denn die Erfah-
rung haben sie hier in Schleswig-Holstein bereits
gemacht, und das war keine gute Erfahrung. Wir
sind von vielen Schulleitern und von vielen Eltern
darum gebeten worden, diesen Prozess kurz zu ma-
chen, damit die Auseinandersetzungen an den
Schulen nur einen möglichst kurzen Zeitraum um-
fassen.

Meine Damen und Herren, wir werden in diesem
Prozess zunächst nur die Frage zu klären haben,
wie die einzelnen Schulen sich entscheiden. Wir
werden parallel dazu natürlich darüber reden, was
wir in der Mittel- und Oberstufe zu verändern ha-
ben. Aber der große Unterschied - darauf will ich
ganz deutlich hinweisen - zu 2011 und übrigens
auch zu den Hamburger Diskussionen in 2013/2014
ist doch, dass es in Schleswig-Holstein bereits eine
Blaupause für G 9 gibt. Wir haben in Schleswig-
Holstein schon G-9-Gymnasien. Wir haben die not-
wendigen Fachanforderungen. Wir haben die not-
wendigen Prüfungsordnungen. Also wird sich der
Umfang der zu verändernden Regelungen deutlich
in Grenzen halten. Das gilt jedenfalls für die Rege-
lungen, die wir für die Unterstufe haben. Und nur
für die, also für die Klassen 5 und 6, werden wir
zum Schuljahr 2019 Veränderungen umsetzen müs-
sen.

Insofern, meine Damen und Herren, sind wir in ei-
ner deutlich besseren Situation, als es 2011 der Fall
war. Ich bin guter Dinge, dass wir das gut miteinan-
der im Gespräch werden lösen können.

Selbstverständlich werden wir einen umfassenden
Beratungsprozess hier im Parlament miteinander
haben,

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sehr großzügig!)

sodass ich Ihre Aufgeregtheit, Herr Stegner, an die-
ser Stelle wirklich nicht nachvollziehen kann.

Meine Damen und Herren, wir haben leistungsfähi-
ge Gymnasien und Gemeinschaftsschulen in
Schleswig-Holstein. Das soll so bleiben. Umso
mehr bedeutet es, wenn Eltern, Schülerinnen und
Schüler sowie Lehrkräfte laut nach G 9 rufen. Wir
können es im Moment jeden Tag in den Zeitungen
lesen. Das ist eben auch ein klares Plädoyer für die
Entökonomisierung von Bildung. Durch unsere Pla-
nung schaffen wir jetzt Rechtssicherheit und Klar-
heit für Eltern, Schüler, Schulleitung und Lehrkräf-

te. Durch die Vorstellung gestern und unsere De-
batte heute ist es uns gelungen, innerhalb von drei
Wochen nach Amtsantritt hier einen klaren Fahr-
plan vorzulegen. So haben wir es versprochen, und
so werden wir es machen. - Vielen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Lebhafter Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und Dr. Frank Brodehl
[AfD])

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Frau Ministerin Prien, Sie haben eben Abgeordnete
aufgefordert, die Pöbeleien zu unterlassen. Pöbeln
ist kein Begriff für eine parlamentarische Debatte.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Karin Prien, Ministerin für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Frau Präsidentin, ich nehme das zur Kenntnis und
werde mich bessern.

(Zurufe Wolfgang Kubicki [FDP] und CDU)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort für einen Dreiminutenbeitrag hat der Ab-
geordnete Martin Habersaat.

Martin Habersaat [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Frau Klahn, da Sie mich gefragt haben, ist es, den-
ke ich, auch höflich, wenn ich antworte. Das mache
ich jetzt.

(Christopher Vogt [FDP]: Dann können Sie
auch nicht pöbeln!)

Hätte ich G 8 eingeführt? Nein, ich hätte G 8 nicht
eingeführt. Warum habe ich G 8 trotzdem vertre-
ten? Das habe ich in meiner Rede erläutert - viel-
leicht konnten Sie in dem Moment gerade nicht da-
bei sein -: Weil wir in Schleswig-Holstein einen
Bildungsdialog durchgeführt haben, der im Ergeb-
nis zu der Empfehlung geführt hat: G 8 an Gymna-
sien, G 9 an Gemeinschaftsschulen.

Diesen Dialog fanden Sie nicht gut. Frau Prien hat
ihn als Pseudodialog bezeichnet. Ich hätte mir ge-
wünscht, dass Sie es einfach besser machen und
einen richtigen Dialog organisieren. Was machen
Sie stattdessen?

(Vereinzelter Beifall SPD)
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Sie sagen, alle solche Dialogrunden sind Mist. Wir
haben dafür gewählte Gremien und Vertreter, und
Sie verweisen auf das reguläre parlamentarische
Gesetzgebungsverfahren. Das hat es bei uns zusätz-
lich gegeben. Sie machen keinen besseren Dialog,
Sie machen gar keinen.

(Beifall SPD)

In der Tat haben Sie ja gezeigt, was Sie von Dialog
halten.

(Lukas Kilian [CDU]: Selbstgespräche sind
kein Dialog!)

Sie setzen eine 75-%-Hürde, und keiner kann sie er-
klären. Frau Klahn, Sie können sie nicht erklären.
Frau Strehlau bekennt, dass ihr die 75-%-Hürde
peinlich ist. Weder die CDU noch die Bildungs-
ministerin erklären, wie sie auf diese willkürlich
gesetzte, wahnsinnig hohe Zahl von 75 % kommen.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Frau Prien, ob Pöbelei nun das richtige Wort ist
oder nicht, Herr Kubicki hat für solche Fälle - zu-
mindest in der Vergangenheit - immer Belege da-
beigehabt, dass er als Parlamentarier das verbriefte
Recht hat, Zwischenrufe zu tätigen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Richtig!)

Das gilt nicht nur für Herrn Kubicki - man sei er-
staunt - sondern das gilt für alle hier im Saal.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Echt?)

Es ist aus meiner Sicht auch nicht Ihre Rolle, diese
Zwischenrufe zurechtzuweisen, genauso wenig wie
es Ihre Rolle ist - da staune ich ja auch -, dass Sie
als Ministerin der Landesregierung in Schleswig-
Holstein immer noch den Rücktritt eines Regie-
rungschefs eines benachbarten Bundeslandes for-
dern. Ich dachte, das wäre gestern geklärt worden.
Aber diese Forderung steht immer noch auf Ihren
Twitter-Seiten. Ich weiß, dass Ihnen das peinlich
ist, Herr Koch. Aber es wäre mir auch peinlich,
dass sich ein Mitglied meiner Landesregierung in
diesem Ton äußert.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Immerhin an einer Stelle haben wir ja heute die
Wahrheit mitbekommen: Frau Prien, Sie haben ein-
geräumt, wenn wir es nicht beantragt hätten, hätte
das Parlament über dieses Thema nicht gesprochen.
Diese Klarstellung war wichtig. - Vielen Dank.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Vielen Dank, Herr Habersaat. - Die Landesregie-
rung hat mit ihrem Beitrag die Redezeit um 3 Mi-
nuten und 10 Sekunden überzogen. Möchte sonst
noch jemand davon Gebrauch machen? - Das ist
nicht der Fall.

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

(Unruhe)

Bevor wir zur Abstimmung in der Sache kommen,
bitte ich um die nötige Aufmerksamkeit.

Ich lasse zunächst über den Antrag der Fraktion der
SPD, Drucksache 19/58, abstimmen. Wer zustim-
men, will, den bitte ich um das Handzeichen.

(Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] hebt kurz die Hand - Wolfgang
Kubicki [FDP]: Hallo?! - Heiterkeit - Weite-
re Zurufe)

- Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist der
Antrag mit den Stimmen von CDU, FDP, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen die Stim-
men von SPD und SSW abgelehnt worden.

Ich lasse jetzt über den Alternativantrag der Frak-
tionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP, Drucksache 19/96, abstimmen. Wer zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist der
Antrag mit den Stimmen von CDU, FDP und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen
von SPD, SSW und AfD angenommen worden.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 16 auf:

Keine Übertragung der Verwaltung der Bundes-
straßen an den Bund

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 19/66

Übertragung der Verwaltung der Bundesstra-
ßen an den Bund prüfen

Alternativantrag der Fraktionen von CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/95

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.
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Bevor ich das Wort dem Abgeordneten der SPD-
Fraktion, Herrn Kai Vogel, erteile, begrüße ich auf
der Tribüne des Schleswig-Holsteinischen Landtags
den Vorsitzenden des Gesamtpersonalrats des Lan-
desbetriebs für Straßenbau und Verkehr, Ralf Wro-
bel, mit Kollegen der Straßenmeisterei.

(Beifall)

Kai Vogel [SPD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen!

(Johannes Callsen [CDU] niest)

- Gesundheit, Herr Callsen. - Lieber Vertreter des
Personalrats Ralf Wrobel! Liebe Vertreterinnen und
Vertreter des LBV und der Niederlassungen! Mit
der Entscheidung, die Verwaltung der Bundesauto-
bahnen an eine Bundesinfrastrukturgesellschaft zu
geben, haben wir uns in der vergangenen Legisla-
turperiode sehr, sehr schwergetan. Wir haben
schlussendlich für unser Bundesland diesem Über-
gang nur zugestimmt, weil gleichzeitig für uns drei
Aspekte sehr wichtig und nicht verhandelbar wa-
ren: Der Kurs des Wechsels der Zuständigkeit durf-
te erstens kein Eingangstor für eine Privatisierung
der Autobahnen sein.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Zweitens durfte die Mittelverteilung beim Bund-
Länder-Finanzausgleich nicht zu einer Verschlech-
terung der Situation Schleswig-Holsteins führen. In
diesem Punkt hat unser ehemaliger Ministerpräsi-
dent Torsten Albig für unser Bundesland sehr gut
verhandelt.

(Beifall SPD und Flemming Meyer [SSW])

Drittens - das ist entscheidend für heute -: Die In-
teressen der Beschäftigten stehen für uns im Mittel-
punkt.

(Beifall SPD)

Für uns heißt das: Die Rechte der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter des LBV müssen gewahrt sein.
Hier meinen wir nicht nur die Arbeitsplätze, son-
dern auch den Ort, an dem sie arbeiten, und keine
schlechtere tarifvertragliche Bindung als bisher.
Wir haben mit dem Übergang der Verantwortung
von der Bundeswasserstraßenverwaltung von den
Ländern in die Hoheit des Bundes leidvolle Erfah-
rungen gemacht. Eine Hängepartie bei allen Pla-
nungsprozessen von vielen Monaten, eine Hänge-
partie für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die
über Monate teilweise nicht wussten, welche ur-
sprüngliche Niederlassung bestehen bleibt und wel-

che nicht - das darf es nicht wieder geben. Der Ko-
alition dagegen sind die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter des LBV herzlich egal.

(Beifall Birte Pauls [SPD])

Es ist den Beschäftigten des LBV definitiv nicht
zuzumuten, heute - im Jahr 2017 - nicht zu wissen,
wie die inhaltliche Arbeit gestaltet und wo der Ar-
beitsplatz überhaupt sein wird.

(Beifall Martin Habersaat [SPD])

Sie hätten die Möglichkeit, das heute zu beseitigen.
Ich bin gespannt, ob Sie das tun.

Mit dem Antrag der Regierungskoalition legen Sie
genau diese Hängepartie für die Beschäftigten wei-
ter fest. Am 31. Dezember 2018 brauchen Sie erst
zu entscheiden, wie Sie verfahren. Treffen Sie diese
Entscheidung, dann haben Sie noch bis zum 1. Ja-
nuar 2021 Zeit, diese Übergabe an den Bund zu
vollziehen. Sie verordnen den Beschäftigten des
LBV eine Ungewissheit des eigenen Arbeitsplatzes.
In Zahlen heißt das: Von heute an gerechnet für
180 Wochen von der Regierungskoalition verordne-
te Ungewissheit.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Christopher Vogt?

Kai Vogel [SPD]:

Gern, Herr Vogt.

Christopher Vogt [FDP]: Vielen Dank, Frau
Präsidentin und Kollege Vogel. Ich finde es
gut, wie mannhaft Sie sich hier hinstellen,
Herr Vogel, und sich um die Beschäftigten
bemühen. Aber habe ich es richtig in Erinne-
rung, dass es Ihr Ministerpräsident war, der
trotz anderslautender Ankündigungen diese
ganze Geschichte mit seinen Kolleginnen
und Kollegen auf Bundesebene erst aufs
Gleis gesetzt hat?

(Birte Pauls [SPD]: Hat er doch eben ge-
sagt!)

- Herr Vogt, da haben Sie mir wahrscheinlich nicht
richtig zuhören können, oder Sie waren eben nicht
im Saal. Das habe ich eben in dem Moment wirk-
lich nicht verfolgt. Nein, nicht erst der Ministerprä-
sident hat es auf die Schiene gebracht. Das ist in
den Verhandlungen des Bund-Länder-Finanzaus-
gleichs auf den Weg gebracht worden, in diesem
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Verhandlungspaket. Das wissen Sie auch. Sie wa-
ren am Anfang - gemeinsam mit SSW und uns,
muss ich sagen - voller Überzeugung, dass die Bun-
desautobahnen auch weiterhin in die Verwaltung
der Länder gehören. Am Ende hat es diese Finanz-
verhandlungen gegeben, und Sie wissen, dass wir
uns im Namen der Finanzverhandlungen dann
schweren Herzens dafür ausgesprochen haben, die
Bundesautobahnen - wir sprechen heute auch nicht
über die Bundesautobahnen, sondern über die Bun-
desstraßen - in die Verwaltung einer Bundesinfra-
strukturgesellschaft zu geben.

- Gut.

- Ja. Aber das fand ich an sich jetzt auch nicht über-
raschend.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Das habe ich auch in meinem Eingangsstatement
schon gesagt.

(Zuruf FDP - Thomas Rother [SPD]: Das
wäre teuer geworden!)

Also noch einmal: 180 Wochen von der Regie-
rungskoalition verordnete Ungewissheit. So geht
gute Arbeit für die Beschäftigten definitiv nicht, ge-
schweige denn, dass Sie damit neues Personal an-
werben können - wie im 100-Tage-Programm pro-
klamiert. Wer bindet sich an einen Arbeitgeber, den
es morgen vielleicht nicht mehr gibt? Wer kauft
sich denn eine Immobilie, wenn der Arbeitsort
nicht sicher ist oder wenn unsicher ist, für wen und
unter welchen Bedingungen man demnächst arbei-
ten wird?

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Ich gebe zu, dass ich den LBV - ich hatte gedacht,
dass das die Frage von Ihnen wäre, Herr Vogt - in
der vergangenen Woche kritisiert habe. Das war
aber nie eine Schelte für die engagierten Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter. Ich habe die Hausleitung
kritisiert, die ihrer gebotenen Informationspflicht
nicht nachgekommen ist. Kritik an einer Behörden-
leitung zu äußern, geht für mich nicht damit einher,
auch eine Zerschlagung der Behörde zu fordern.
Diese Zerschlagung plant die Koalition.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Ich weiß, dass der LBV gute und qualifizierte Ar-
beit leisten kann. Diese qualifizierte Arbeit wollen
wir beim Landesbetrieb in Schleswig-Holstein hal-
ten. Bei einem Gespräch zur A 21 - ich weiß, eine
Autobahn -, an dem auch mehrere Abgeordnete aus
dem Haus teilgenommen haben, zu dem uns einzel-
ne Bürgermeister des Barkauer Landes eingeladen

haben, ist mir dieser regionale Bezug so deutlich
geworden wie nie zuvor. Alle Abgeordneten und
die Mitarbeiter des LBV kannten das Problem vor
Ort, das es zu lösen galt, aus eigener Erfahrung.
Wie fern und aus dem Blickfeld sind die Interessen
der Menschen vor Ort aber aus Berlin? - Wie da
Bürgernähe und Dialogkultur entstehen sollen, ist
mir schleierhaft. Ein wesentlicher Mangel Ihres An-
trags ist, dass mit dem Bund nicht über die Anhe-
bung der Erstattung der Planungskosten gesprochen
wurde. Das wäre aber Grundbedingung, um Ihre
Vorstellung einer Landesbehörde zu realisieren.
Dieses Problem lässt sich aus dem Weg schaffen,
wenn es die Landesregierung nur will. Stimmen Sie
unserem Antrag heute zu, dann geben Sie den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern die Gewissheit eines
sicheren Arbeitsplatzes. Dies haben die Beschäftig-
ten des LBV verdient. - Vielen Dank.

(Beifall SPD - Dr. Ralf Stegner [SPD]: So ist
das!)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Für die CDU-Fraktion hat der Abgeordnete Hans-
Jörn Arp das Wort.

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Auch ich will die Mitarbeiter und die Be-
triebsräte des Landesbetriebs herzlich begrüßen und
ihnen sagen: Herzlichen Dank für den Dialog, den
wir in der Vergangenheit miteinander geführt ha-
ben. Den erhalten wir auch weiterhin aufrecht.

Meine Damen und Herren, worum geht es? - Wir
haben im Koalitionsvertrag ganz deutlich gesagt:
Bis zum Ende 2018 werden wir darüber entschei-
den, wenn wir wissen, welche Strukturen da sind.
Aber genauso sicher ist doch - das ist auf Ebene der
Großen Koalition in Berlin entschieden worden,
Herr Kollege Vogel, mit den Stimmen Ihrer Genos-
sen -, dass die Mitarbeiter eine Arbeitsplatzgarantie
erhalten,

(Peter Lehnert [CDU]: Genau!)

dass die Straßenmeistereien erhalten bleiben und
dass sie ein individuelles Widerspruchsrecht haben,
falls sie irgendwelche Versetzungen befürchten
müssen. Kündigungen gibt es sowieso nicht. Die
Mitarbeiter müssen sich aus meiner Sicht keine
Sorgen machen. Wir wissen, dass wir gute und
hoch qualifizierte Mitarbeiter im Landesbetrieb für
Straßenbau haben. Bernd Buchholz hat das gestern
gesagt.
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Die Kritik, die wir am LBV geübt haben, galt nicht
den Mitarbeitern, sondern der Aufstellung und den
Strukturen. Dafür war Ihr Minister und Ihr Staatsse-
kretär verantwortlich und kein anderer.

(Beifall CDU und FDP)

Warum hat der Bund eigentlich gesagt, wir wollen
eine eigene Bundesinfrastrukturgesellschaft grün-
den? Das ist die erste Frage. Eine solche Gesell-
schaft hat es in den letzten 60 Jahren nicht gegeben.
- Weil es Länder wie Schleswig-Holstein und Nord-
rhein-Westfalen - beides SPD-geführte Länder -
waren, bei denen der Bund die große Sorge hatte,
dass der Bundesverkehrswegeplan, der mit reich-
lich Geld hinterlegt ist, nicht umgesetzt werden
kann.

Das war doch der Grund zu sagen: Pass mal auf,
wir stellen jetzt Geld bereit und entscheiden auf
Bundesebene, welche Bundesverkehrswege für uns
wichtig sind, die müssen hineingebracht werden,
dafür stellen wir das Geld zur Verfügung. Wenn die
Länder durch unfähige Verkehrsminister nicht mehr
in der Lage sind, dieses umzusetzen, dann müssen
wir als Bund das in Zukunft selbst machen. - Das
ist das Argument des Bundes.

Sie tragen mit Ihren Genossen in Schleswig-Hol-
stein und Nordrhein-Westfalen die Schuld. Die sind
ja nicht nach Baden-Württemberg gegangen oder
nach Bayern. Dort haben sie nämlich die Maßnah-
men in den letzten Jahren umsetzen können. Das
sind übrigens auch die Länder, die die Länderopti-
on hineinverhandelt haben.

(Christopher Vogt [FDP]: Ja!)

Die haben nämlich gesagt: Wenn die in Schleswig-
Holstein nicht fähig sind, wollen wir in Bayern und
Baden-Württemberg nicht darunter leiden. Das ist
die Situation, aber die verkennen Sie.

(Beifall CDU und FDP - Zuruf Dr. Ralf Steg-
ner [SPD])

- Natürlich ist das so. Man muss einfach einmal der
Wahrheit ins Gesicht gucken. Das hilft auch in der
Opposition.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

- Es war Ihr Ministerpräsident und Ihr Staatssekre-
tär, Herr Dr. Nägele, der vor zwei Jahren noch bei
einer Veranstaltung den Mitarbeitern und Betriebs-
räten gesagt hat: Wir würden einer Änderung nicht
zustimmen.

(Zurufe SPD)

Das war gelogen. Tatsache ist: Es war Ihr Minister-
präsident. Wahrscheinlich war es auch richtig, beim
Länderfinanzausgleich so zu verhandeln, wie Sie
verhandelt haben. Es war in unserem Interesse, weil
wir gesagt haben: Schlechter kann die Planung
nicht laufen, als es in den letzten fünf Jahren war.
Mit Sicherheit wird es mit dem neuen Verkehrs-
minister, aber auch mit der Bundesgesellschaft, bei
Neubauten von Autobahnen, besser. Über nichts
anderes reden wir.

Wie wir am Ende mit den Mitarbeitern, die für die
Bundesstraßen zuständig sind, umgehen, werden
wir gemeinsam mit ihnen - und ohne Sie - im Dia-
log klären. Die müssen sich keine Sorgen machen,
Herr Buchholz ist dafür bekannt. Er hat in den Ko-
alitionsverhandlungen deutlich gesagt, dass ihm
sehr daran liegt, dass wir in dieser Form ein einver-
nehmliches Verhältnis haben.

Vergessen Sie bitte nicht, dass es beim Landesbe-
trieb - und das macht es nicht einfacher - Leute
gibt, die sich schon jetzt bei der Bundesgesellschaft
bewerben, obwohl die noch gar nicht aufgestellt ist.
Diese Leute wollen lieber heute als morgen dort
hingehen - vielleicht auch, weil sie dort etwas mehr
Geld verdienen. Das ist ihr gutes Recht. Machen
Sie sich aber keine Sorgen: Wir wissen um die Pro-
bleme und Nöte. Wir wissen aber auch, dass wir für
Schleswig-Holstein ein gut ausgebautes Infrastruk-
turnetz brauchen. Ansonsten halten wir die Mitar-
beiter nicht, die in den anderen Betrieben da sind.

Der Frust vieler Unternehmer aufgrund Ihrer Fehl-
leistungen und Ihrer Minister der letzten Jahre ist
groß.

(Beifall CDU und Wolfgang Kubicki [FDP] -
Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

- Ja, ich weiß, Herr Dr. Stegner, dass Sie das nicht
hören wollen. Wer mag schon gern die Wahrheit
hören? Was glauben Sie denn, warum Sie - unter
anderem - abgewählt worden sind? - Weil die Men-
schen mit der Infrastruktur des Landes unzufrieden
waren. Weil sie gesagt haben, hier muss es wieder
besser werden. Das ist doch der Grund gewesen.

(Beifall CDU und FDP)

Noch einmal an die Mitarbeiter des LBV: Wir blei-
ben mit Ihnen im Dialog. Ich mache mir keine Sor-
gen. Wir entscheiden dann im Interesse des Landes
Schleswig-Holstein, und dazu gehören auch die
1.400 Mitarbeiter beim Landesbetrieb. Sie sind in
unserem Fokus und Interesse. Wir werden es ge-
meinsam mit Ihnen hinkriegen. Wir werden eine
Entscheidung treffen, dabei lassen wir uns aber
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nicht durch Sie unter Druck setzen. - Herzlichen
Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
der Abgeordnete Dr. Andreas Tietze das Wort.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Worüber reden wir heute? - Über eine der umfas-
sendsten Reformen der letzten Jahre in der deut-
schen Bundespolitik. Seit 70 Jahren ist es Usus ge-
wesen, dass die Auftragsverwaltung des Bundes bei
den Ländern lag. Dies ist mit einer Zweidrittel-
mehrheit im Deutschen Bundestag abgeschafft wor-
den. „Die Auftragsverwaltung hat fertig“, wie Herr
Trapattoni sagen würde.

Die SPD hat daran mitgewirkt. Sie haben in diesem
Prozess sehr gut argumentiert und verhindert, dass
diese Autobahngesellschaft weiter für Privatisierun-
gen geöffnet wird. Sie haben dafür gesorgt, dass sie
in hundertprozentigem Besitz des Bundes bleibt.
Sie haben darauf geachtet - und ich hätte mir ei-
gentlich gewünscht, dass Sie das sagen -, dass die
Garantien für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
bestehen bleiben: Status, Arbeitsplatz, Ort, Verset-
zungen können nicht gegen den Willen der Be-
schäftigten erfolgen. Wenn man das einmal so sa-
gen darf, dann ist das eigentlich der Erfolg der SPD
bei dieser Reform und bei der Frage, wie sie im
Deutschen Bundestag mit entscheiden und den Pro-
zess beeinflussen konnten. Das muss man einfach
einmal sagen.

(Beifall Dr. Ralf Stegner [SPD])

Jetzt aber stellen Sie, Herr Dr. Stegner, sich hier hin
und sagen: Jetzt haben wir das aber nicht richtig ge-
macht, und jetzt gibt es da möglicherweise bei den
Bundesstraßen etwas, das wir nicht durchsetzen
können. - Übrigens war es Herr Seehofer, der das
kurz vor Mitternacht durchgesetzt hat, weil er näm-
lich der Auffassung ist, dass seine Bayern besser
planen. Also: Warum haben Sie bei dieser Reform
mitgemacht? - Ich glaube, wir haben alle zu erken-
nen, dass die Infrastruktur in Deutschland marode
ist, wir schneller planen und besser werden müssen.
Wir müssen diese Planungsprozesse kompetenter
gestalten. Wir wollen keine gesplitteten Zuständig-
keiten mehr.

In der Tat wird all das eine neue Autobahngesell-
schaft leisten müssen. Insofern sind wir alle vor die
Aufgabe gestellt, diesen Übergang und dieses Über-
gangsmanagement zu gestalten. Die Kanzlerin hat
von einem sensiblen Transformationsprozess ge-
sprochen.

Aber ich sage auch, Herr Kollege Vogel: Jetzt eine
Argumentation zu bringen, die Bundesstraßen soll-
ten doch bitte schön bei den Ländern bleiben, und
darüber sollte jetzt schon entschieden werden, ist
aus zweierlei Gründen nicht schlau.

Erstens. Sie haben hier das Regionalargument stra-
paziert und gesagt, es sei besser regional aufgeho-
ben, die Leute wüssten doch, wie Bundesstraßen
geplant werden könnten. - Ich lebe seit gefühlt
20 Jahren in Nordfriesland an der B 5. Herr Harms
hat es schon gestern gesagt: Seit mehr als 50 Jahren
schafft es diese Auftragsverwaltung nicht, die B 5
auszubauen. Erklären Sie mir mal, warum diese
Struktur künftig für die Bundesstraßen besser sein
soll als eine Bundesauftragsverwaltung.

(Zuruf Kai Vogel [SPD])

Wir haben es in 50 Jahren nicht hinbekommen, die
B 5 auszubauen. Deshalb sehe ich überhaupt nicht,
wie diese Struktur, dass die Bundesstraßen beim
Land bleiben sollen, dafür sorgen könnte, dass es
besser wird.

(Beifall FDP)

Zweitens. Die Koalition hat gesagt: Wir werden das
ergebnisoffen prüfen, wir werden diesen Schritt
sehr genau untersuchen. Das muss man auch tun,
denn was passiert eigentlich in der Behörde? - Die
neue GmbH kann Verträge machen, die nicht an
Behördenrecht gebunden sind. Das heißt, wir kön-
nen das, was hier alle wollen - bessere Verträge,
möglicherweise auch bessere Bezahlung für Inge-
nieurinnen und Ingenieure - in der Bundesauto-
bahngesellschaft machen, aber nicht in der Landes-
gesellschaft. Das geht nicht, weil sie nach wie vor
eine Behörde bleibt.

Ich stelle mir jetzt vor, wie dieses Übergangsmana-
gement gestaltet werden muss, weil die Autobahnen
zum Bund gehen. Das ist so im Grundgesetz festge-
legt worden. Das heißt: Auch Mitarbeiter des Lan-
desbetriebes werden Autobahnen planen müssen
und hinübergehen müssen. Jetzt wird es ein Wind-
hundrennen geben. Da werden Angebote gemacht
und Leute abgeworben. Da werden bessere Gehäl-
ter bezahlt.

Herr Vogel: Jetzt zu behaupten, dass wir in dieser
Übergangszeit bessere Möglichkeiten und Chancen
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auch für den Personalrekrutierungsprozess hätten,
wenn die Bundesstraßen beim Land blieben, ist ein
Märchen. Das glaube ich nicht. Deshalb sage ich
noch einmal, Herr Kollege: Die Auftragsverwal-
tung hat fertig. Wir sind jetzt berufen, diesen Pro-
zess so gut wie möglich zu gestalten. Die Garantie
bleibt bestehen, noch einmal: sozialverträgliche
Umsetzung für die Beschäftigten, Garantie des Ar-
beitsortes. Die ganzen Dinge, die jetzt für die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter verhandelt worden
sind, zeigen, dass es eben nicht gegen, sondern mit
den Mitarbeitern zu gestalten ist. Wir sind aufgeru-
fen, dies konstruktiv zu begleiten und nicht rum-
zunölen. Wir brauchen für diesen Umsetzungspro-
zess etwas Zeit. Deswegen ist Ihr Antrag, Herr Vo-
gel, wirklich unsinnig.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

Er schreibt die Dinge viel zu früh fest. Er ist auch
leichtsinnig, weil Sie zum Beispiel überhaupt nicht
sagen, welche Auswirkungen es für den künftigen
Haushalt hat. Dazu sagen Sie nichts. Das jetzt heute
einfach zu beschließen, ist einfach nur doof. - Ent-
schuldigung.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, Beifall CDU und FDP)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Für die FDP-Fraktion hat der Herr Abgeordnete
Christopher Vogt das Wort.

Christopher Vogt [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es ist
hier eine emotionale Debatte. Ich hoffe, der Kollege
Tietze wird im Nachgang nicht von der Präsidentin
für seine Wortwahl gerügt.

(Beifall Johannes Callsen [CDU] - Dr. Ralf
Stegner [SPD]: Was Minister hier dürfen und
was nicht!)

Ehrlich gesagt, Herr Dr. Stegner, freue ich mich
erst einmal über das wiederentdeckte Selbstbe-
wusstsein der Sozialdemokraten in Sachen Beibe-
haltung der Auftragsverwaltung. Die hat noch nicht
ganz fertig, Herr Kollege. So einfach ist es auch
nicht. Als überzeugter Anhänger des Föderalismus
bin ich zunächst einmal der Meinung, dass es
grundsätzlich eine gute Sache ist, wenn die Länder
Einfluss auf bestimmte politische Entscheidungen
haben. Dazu gehörte jahrzehntelang das Bundesf-
ernstraßennetz im Bereich der Autobahnen.

Im Bereich der Bundesstraßen ist es zurzeit etwas
kompliziert. Ich bin ein Anhänger davon, dass man
als Landespolitiker viele strategische Sachen im
Land entscheiden kann. Man muss aber auch seine
Hausaufgaben machen.

Herr Dr. Stegner, Ihre Fraktion hat den Landesbe-
trieb Straßenbau und Verkehr jahrzehntelang ver-
nachlässigt, was die Ausstattung mit Personal an-
geht, was die rechtlichen Vorgaben angeht. Sie kri-
tisieren etwas und stellen sich hier mannhaft hin,
obwohl Sie diejenigen sind, die den Landesbetrieb
Straßenbau und Verkehr jahrzehntelang vernachläs-
sigt haben. Sie beklagen ein Problem, das Sie selbst
verursacht haben.

(Beifall FDP und CDU)

Warum debattieren wir heute darüber, ob die Bun-
desstraßen beim Land bleiben sollen oder nicht?
Herr Dr. Stegner, Herr Albig hat im Zuge der Neu-
regelung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen ent-
schieden, dass es dort eine Option gibt, die die Län-
der ziehen können. Ihre Fraktion war immer dage-
gen. Da waren wir einer Meinung, Herr Vogel. Ihr
damaliger Verkehrsminister, Herr Meyer, war im-
mer dagegen. Herr Albig hat das in Berlin trotzdem
entschieden, weil damit fürs Land mehr Geld her-
ausgesprungen ist. Das war eine politische Ent-
scheidung. Sie beklagen an der Stelle ein Problem,
das Sie im Wesentlichen selbst mit verursacht ha-
ben.

Es gibt drei Optionen: Die Verwaltung der Bundes-
autobahnen geht spätestens 2021 an den Bund, frü-
hestens 2020. Es gibt die Frage: Was passiert mit
der Planfeststellung? Und es gibt die Frage: Was
passiert mit den Bundesstraßen?

Wir haben das als FDP in der vergangenen Wahlpe-
riode mehrfach thematisiert. Herr Vogel, Sie haben
zu Recht darauf hingewiesen. Wir waren da immer
einer Meinung. Unsere Anträge sind in diesem Ho-
hen Haus auf wenig Gegenliebe gestoßen. CDU
und Grüne haben nie einen Hehl daraus gemacht,
dass sie große Fans davon sind, das an den Bund
abzugeben. Die Motivationen von CDU und Grü-
nen, warum sie es an den Bund abgeben wollen,
mögen unterschiedlich sein. Die CDU geht davon
aus, dass die Union ewig das Bundesverkehrsminis-
terium führen wird. Die Grünen gehen davon aus,
dass sie irgendwann einmal das Bundesverkehrs-
ministerium führen werden. Sei es drum. Es ist so,
wie es ist.

Während der Koalitionsverhandlungen kam die
Entscheidung in Bundestag und Bundesrat, als wir
gerade dabei waren zu verhandeln, was wir im Ver-
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kehrsbereich machen. Da haben wir gesagt: Okay,
wir werden seriös prüfen, ob wir die Option ziehen
werden. Das werden wir schnellstmöglich tun.
Wenn wir uns dafür entscheiden, die Bundesstraßen
abzugeben, muss das bis zum 31. Dezember 2018
passieren. Ich gehe davon aus, dass wir deutlich
früher entscheiden werden, was wir an dieser Stelle
machen.

Wir haben ja schon mit den verschiedenen Gewerk-
schaften Gespräche geführt, die die Beschäftigten
im Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr vertre-
ten. Ich weiß, dass dort seit vielen Jahren eine
große Unsicherheit herrscht. Ende der 80er-Jahre
hatte diese Behörde noch über 2.000 Beschäftigte;
mittlerweile sind es nicht einmal mehr 1.400. Da
wurde konsequent Personal abgebaut, unter sozial-
demokratischer Führung.

Die Verunsicherung ist seit Jahren groß; sie ist zur-
zeit sehr groß. Wir haben im Koalitionsvertrag ver-
einbart, die Option zu prüfen. Auch das führt natür-
lich nicht dazu, dass es jetzt schnell ruhiger wird.
Aber wir werden das seriös prüfen. Ich bin der
Überzeugung, dass Minister Buchholz das schnell
und seriös machen wird. Dann werden wir eine Ent-
scheidung treffen und verkünden.

Meine Damen und Herren, der entscheidende Punkt
ist der Blick auf die Herausforderung: mehr Investi-
tionen im Bundesverkehrswegeplan, mehr Investiti-
onen aufseiten des Landes. Wir haben ein kompli-
ziertes Planungsrecht. Wir müssen den Landesbe-
trieb endlich zukunftsfähig aufstellen, im Sinne der
Beschäftigten und im Sinne unseres Landes, damit
auch unser Land zukunftsfähiger wird. Das werden
wir tun. Ihren Antrag werden wir ablehnen. - Ich
danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die AfD hat der Abgeordnete Jörg Nobis das
Wort.

Jörg Nobis [AfD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte ge-
wählte Vertretende des Souveräns! - Ich hoffe, ich
habe das ausreichend gegendert. - Sehr geehrte Da-
men und Herren! Wir haben gestern ausführlich
über die Schwierigkeiten gesprochen, die im Land
bei der Planung von Autobahnen bestehen. Das gilt
natürlich analog auch für die Bundesstraßen. Herr
Harms hat gestern zu Recht darauf hingewiesen,

dass der Ausbau der B 5 offenbar ein Projekt zu
werden droht, das ihn sein ganzes Leben begleiten
wird.

(Lars Harms [SSW]: Ich lebe noch lange!
Um Gottes willen, so lange wollen wir nicht
warten!)

- Das sei Ihnen gegönnt; das hoffen wir. - Vor dem
Hintergrund der gestrigen Aussprache und dank der
schonungslosen Offenlegung der Missstände durch
den Wirtschafts- und Verkehrsminister müssen wir
konstatieren, dass das Ministerium und der Landes-
betrieb Verkehr bisher mit ihren Aufgaben überfor-
dert waren oder den notwendigen Willen zum Stra-
ßenbau haben vermissen lassen.

Sehr geehrter Herr Minister Dr. Buchholz, sehr ge-
ehrte Vertreter des Landesbetriebs Verkehr auf der
Tribüne, erlauben Sie mir an dieser Stelle eine klei-
ne Richtigstellung: Ich habe gestern nicht pauschal
die Mitarbeiter des LBV kritisiert.

(Birte Pauls [SPD]: Nicht?)

- Nein. Ich habe in meiner Rede klar und deutlich
gesagt, dass die Mitarbeiter des LBV sehr wohl mo-
tiviert sind, das zu tun, wofür sie eingestellt wur-
den, nämlich Straßen und Brücken zu planen und
zu bauen. Ich sehe das Problem beim Landesbetrieb
Verkehr in der Führung und nicht bei den Mitarbei-
tern. Das habe ich gestern auch klar so gesagt.

(Beifall AfD)

Auch aus diesem Grund erscheint die Übertragung
der Verwaltung der Bundesstraßen an den Bund die
richtige Maßnahme zu sein.

Natürlich würde auch diese Übergabe zu weiteren
Verzögerungen und Reibungsverlusten führen.
Schon jetzt wissen die Mitarbeiter des Landesbe-
triebs Verkehr nicht, was mit ihnen geschehen soll,
wenn die Infrastrukturgesellschaft Verkehr des
Bundes ihre Arbeit aufnimmt. Wie, wo und mit
welchem Personal in dieser Neukonstruktion ver-
nünftig und zügig geplant werden kann, steht im-
mer noch in den Sternen. Trotzdem kann es nach
dem gestrigen Offenbarungseid der letzten Landes-
regierungen nur noch besser werden.

Daher unterstützt die AfD-Fraktion eine möglichst
frühe Übergabe der Verwaltung der Bundesstraßen
an den Bund und bittet die Landesregierung darum,
entsprechende Schritte einzuleiten - aber bitte in ei-
nem guten Dialog mit dem Landesbetrieb Verkehr.

Dauerthemen wie die A 20 oder die B 5 müssen
endlich von der Tagesordnung als erledigt ver-
schwinden. Die Interessen der Mitarbeiter des Lan-
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desbetriebs Verkehr sind dabei selbstverständlich
zu berücksichtigen. Ich bitte die Landesregierung,
dies bei der Umstellung nicht aus den Augen zu
verlieren. - Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Für den SSW hat der Abgeordnete Flemming Mey-
er das Wort.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen!
Liebe Kollegen! Im Koalitionsvertrag ist nachzule-
sen, dass sich die Regierungsfraktionen verspro-
chen haben zu prüfen, ob die Bundesstraßen in
Schleswig-Holstein nicht zukünftig vom Bund ver-
waltet werden könnten. Damit könnte das Land
Geld sparen; konkret sind es Verwaltungskosten,
die Schleswig-Holstein nach den Regelungen der
Auftragsverwaltung gemäß Artikel 104 a Grundge-
setz zu tragen hat.

Die Formulierung des Prüfauftrags im Koalitions-
vertrag lässt schon ahnen, dass es so einfach dann
doch nicht werden wird, wenn man erst einmal nur
prüfen möchte, ob das Ganze überhaupt sinnvoll ist.
Eine Übertragungsabsicht sieht nach meinem Da-
fürhalten anders aus. Ich denke, hier merken wir
schon den Bundestagswahlkampf.

Eines der Dinge, die man da zwischen den Zeilen
lesen kann, ist eine Kritik am Landesbetrieb Stra-
ßenbau und Verkehr. Mit deren Auftragsverwaltung
scheinen die Koalitionäre nicht zufrieden zu sein;
dort verwaltet man die Bundesstraßen wohl nicht
gut genug, nun soll es der Bund von Berlin aus
richten.

Verkehrsminister Dobrindt hält sich ja für den bes-
ten Straßenbauer, wenn er denn so könnte wie er
wollte. Im Wochentakt schießt der Minister Presse-
erklärungen heraus, wonach die vertrackte Situation
mit einem einzigen Geniestreich zu beheben wäre.

Tatsächlich haben wir bereits seit Jahren zu wenig
Geld in die Erhaltung und den Ausbau der Bundes-
straßen gesteckt. Jetzt stehen kräftige Investitionen
an. Aber soll über diese Investitionen in die Bun-
desstraßen wirklich der Bundestag in Berlin be-
schließen? Wollen wir das Wissen vor Ort einfach
nicht nutzen?

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Wer beschließt denn
die Mittel?)

Der ADAC sieht in seinem Gutachten das Problem
der Synergieverluste durchaus kritisch. Eine neue
Verwaltung muss sich erst mühsam das Wissen neu
aneignen.

Natürlich ist es durchaus sinnvoll, gut frequentierte
Bundesstraßen und Bundesautobahnen planerisch
stärker miteinander zu verzahnen, indem man die
Zuständigkeiten bündelt, aber wie sieht es dann mit
der Vernetzung der nächsten Ebene, den Landstra-
ßen, aus? Diese drohen den Anschluss an die Ver-
kehrsplanung zu verlieren. Dabei sind sie zur Er-
schließung des Flächenlandes Schleswig-Holstein
ein wichtiger Bestandteil des täglichen Personen-
und Güterverkehrs.

Dass sie abgehängt werden, wenn der Bund die
Bundesstraßen plant und verwaltet, erscheint mir
durchaus eine reale Gefahr zu sein.

Darüber hinaus enden Bundestraßen nicht an Lan-
desgrenzen. Was passiert, wenn Schleswig-Holstein
die Verwaltung der Bundesstraßen an den Bund
überträgt, Niedersachen oder Mecklenburg-Vor-
pommern diesen Weg aber nicht gehen? Wird man
also in Zukunft wieder am Rütteln des Autos mer-
ken, wenn man eine Landesgrenze innerhalb
Deutschlands kreuzt? Das wäre ein echter Rück-
schritt.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Mein Gott!)

Die ADAC-Gutachter sehen dies nicht als sinnvoll
an. Damit könnte das ganze System aus dem Ruder
geraten. Das tut es zwar dann nicht sofort, aber mit
Sicherheit in den nächsten Jahren.

Vorher müssen die Strukturen erst einmal neu auf-
wachsen. Bei der Reform der Wasserstraßenbehör-
den kann man derzeit sehen, wie viel Zeit so etwas
in Anspruch nimmt - Zeit, in der die Behörde vor
allem mit Restrukturierung und mit sich selbst zu
tun hat, sodass Projekte liegenbleiben. Das kann an-
gesichts der vielen Probleme unserer Bundesstraßen
wirklich nicht in unserem Interesse sein.

Noch eine Bemerkung zum Schluss. Der Sanie-
rungsstau im Landesstraßennetz soll nach dem Ko-
alitionsvertrag angeblich innerhalb von zehn Jahren
abgebaut werden. Man muss kein Prophet sein, um
zu sehen, dass diese Willensbekundung auf dem
Papier sehr fragwürdig ist. In den nächsten Jahren
müssten mindestens 23 Brücken von Landesstraßen
saniert oder sogar neu gebaut werden. Allein der
Bau der Brücke in Lindaunis wird ein enormer
Kraftakt werden. Dazu kommen die Ausbaupläne
der B 5 längs der Westküste. Die Sanierung der
B 76 hat gezeigt, dass auch bei gutem Baustellen-
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management Behinderungen nicht immer auszu-
schließen sind. Wenn in den nächsten zehn Jahren
wirklich alle Projekte umgesetzt werden sollen, er-
wartet uns ein reines Verkehrschaos. An dieser
Stelle hätte ich mir schon ein wenig mehr Ehrlich-
keit gewünscht.

Zu den beiden Anträgen: Ich denke, es wäre sinn-
voll, sie in den Ausschuss zu überweisen. - Jo tak.

(Beifall SSW und SPD)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Für einen Dreiminutenbeitrag hat die Abgeordnete
Kerstin Metzner das Wort.

(Beifall SPD, CDU und FDP)

Kerstin Metzner [SPD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Ich danke Flemming Meyer, dass er die
Kollegen vom Landesbetrieb für Straßenbau und
Verkehr begrüßt hat. Aus der Regierungsriege hat
man nur noch „Landesbetrieb Verkehr“ gehört. Da
ist der Straßenbau schon herausgestrichen worden,
bevor die Rede überhaupt begonnen wurde. Noch
heißt es „Landesbetrieb für Straßenbau und Ver-
kehr“. Ich habe mich gerade eben versichert. Auch
unter der neuen Regierung gab es noch keine neue
Bezeichnung. Damit ist eigentlich auch schon das
Wichtigste angesprochen.

Herr Arp hat einige Sachen noch nicht so richtig er-
fasst.

(CDU, FDP und SSW)

Er gibt hier mit großen Worten an: Wenn wir die
Bundesstraßen an den Bund abgeben, haben wir die
besten Möglichkeiten, hier in Schleswig-Holstein
richtig gut sanierte Straßen zu bekommen. - Ich
kann nur darauf hinweisen: Gucken Sie sich einmal
die Wasserstraßenverwaltung an und wie die Mittel
nach Schleswig-Holstein fließen.

(Christopher Vogt [FDP]: Ja!)

Wie viel Kampf kostet es, dass wir hier unsere
Schleusen, unsere Wasserstraßen saniert bekom-
men? Öffnen Sie die Augen! Gucken Sie einmal
hin, wo die Gelder wirklich hinfließen! Herr Ku-
bicki wird dann im Bundestag bestimmt dafür sor-
gen, dass Schleswig-Holstein an primärer Stelle ge-
fördert wird. Ansonsten nehme ich wahr - -

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

- Es ist meine erste Rede. Ich würde es gut finden,
wenn Sie zumindest beim ersten Mal zuhören.

(Beifall SPD und FDP)

Nicht umsonst hat unser Kollege Vogel darauf hin-
gewiesen, dass wir immer darauf aufmerksam ma-
chen müssen, was in der Wasserstraßenverwaltung
passiert und wie lange es gedauert hat, als die
Struktur geändert wurde. Es waren nicht Monate, es
sind Jahre, und die Umgestaltung ist noch nicht ab-
geschlossen.

Sie versprechen sich wunderbare, in kürzester Zeit
fertiggestellte Straßen. Schauen Sie sich doch ein-
mal an, was dort wirklich abläuft, wenn diese Um-
strukturierung passiert.

Bilden Sie sich wirklich ein, dass wir gegen Bayern
ankommen, dass wir die besten Straßen hätten, dass
die B 5 als Erstes saniert würde? Das glauben Sie
doch selber nicht.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Haben Sie doch
Vertrauen zu mir!)

- Ich habe eine Meinung dazu; ich äußere sie lieber
nicht.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das sollte man am
Mikrofon nicht machen!)

- Genau. - Ich möchte auch noch auf etwas sehr
Praktisches hinweisen. Flemming Meyer hat das
sehr gut dargestellt. Die Straßen enden nicht ir-
gendwo. Wir haben nicht nur ein Netz von Bundes-
straßen. Nein, wir haben auch Landesstraßen. Wir
riskieren mit dieser Entscheidung, dass Personal ab-
gezogen wird, das für unsere Landesstraßen erfor-
derlich ist. Wir stimmen dann dafür, dass wir plötz-
lich ohne Personal dastehen, weil wir es zulassen,
dass unser gutes Personal in die Bundesverwaltung
geht. Wollen wir das wirklich? Mein großer Appell
ist: Denken Sie auch darüber einmal nach! - Vielen
Dank.

(Beifall SPD und SSW)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag hat der Herr
Abgeordnete Vogel das Wort.

Kai Vogel [SPD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Sehr geehrter Herr Kollege Tietze -
den ich im Moment schon gar nicht mehr sehe!
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(Zuruf Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

- Danke. - Ich bin - genau wie beim Kollegen Arp -
erstaunt. Sie scheinen bei den Gesprächen zum
Länderfinanzausgleich definitiv dabei gewesen zu
sein,

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Arp war dabei! 100
Pro!)

sodass Sie wissen, wer mit wem Gespräche geführt
hat.

(Zuruf Hans-Jörn Arp [CDU])

Sie können sich vorstellen, dass ich in der vergan-
genen Zeit mit dem ehemaligen Minister Meyer
hier und da Gespräche geführt habe. Ich weiß, dass
sich das Land Schleswig-Holstein mit mehreren an-
deren Bundesländern - auch Bayern - dafür einge-
setzt hat, dass das jetzige Modell so kommt: die
Bundesautobahn nach Berlin geben und die Bun-
desstraßen in den Ländern lassen. Erzählen Sie hier
keine Mär, dass das anders gewesen sei. Das ist
falsch.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Hat Herr Meyer
die Wahrheit gesagt?)

Ich habe die Beiträge von Herrn Tietze angehört
und bin ganz erstaunt, dass Sie diesen Antrag stel-
len. Sie scheinen absolut festgelegt zu sein, dass Sie
genau wissen: Die Bundesstraßen können sowieso
nur von Berlin aus in vernünftiger Art und Weise
organisiert werden. „Weg mit der Behörde!“, wenn
ich an den Beitrag denke, den Sie geleistet haben.

Sie haben kein Argument genannt, das in irgendei-
ner Art und Weise sinnvoll wäre.

(Wortmeldung Dr. Andreas Tietze [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

- Schön, dass wir das gleich hören können. - Sie ha-
ben definitiv kein sinnvolles Argument genannt,
warum die Bundesstraßen nicht weiterhin von
Schleswig-Holstein aus geplant werden sollten.
Nein, Sie haben alles auf die B 5 fixiert, weil die
B 5 in den letzten 50 Jahren in keiner Weise voran-
gekommen ist.

Dass wir ein paar weitere Bundesstraßen haben,
dass wir ein paar weitere Ortsumgehungen haben,
die es durchaus wert sind, in den Fokus genommen
zu werden, scheinen Sie völlig ausgeblendet zu ha-
ben.

Die FDP - ähnliche Position: Kaputtgespart hätten
wir die Behörde.

(Christopher Vogt [FDP]: Ja!)

Ich will durchaus nicht leugnen, dass SPD-Minister
dabei gewesen sind. Es sind aber auf jeden Fall eine
Menge CDU-Minister dabei gewesen. Es hat auch
Regierungszeiten zusammen mit der SPD gegeben,
in denen auch Mitglieder der FDP den Arm geho-
ben haben.

(Anita Klahn [FDP]: Oh!)

- Frau Klahn, Sie mögen sich jetzt echauffieren. Sie
haben auch den Arm dafür gehoben, dass bestimm-
tes Personal gekürzt wird. Wir setzen uns aber wei-
terhin für den Bestand der Behörde ein und wollen
die Behörde stärken.

(Wortmeldung Christopher Vogt [FDP])

- Nein, ich lasse keine weitere Zwischenfrage zu.

(Christopher Vogt [FDP]: Wir haben mehr
Gelder eingestellt, nicht weniger!)

Perspektiven für eine Behörde zu eröffnen, sieht
definitiv anders aus, Herr Vogt, als von vornherein
die Behörde so an den Rand zu stellen und zu sa-
gen: Sie hat ohnehin keine Perspektive, weil Sie ka-
puttgespart worden ist. - Das habe ich Ihren Worten
entnommen. Stellen Sie es gegebenenfalls richtig.
Sie haben die Möglichkeit, einen Dreiminutenbei-
trag zu leisten. Eine Überzeugung für eine LBV
sieht definitiv anders aus.

Ihr Antrag nach dem Motto: „Ach, schauen wir
mal, ob wir in die eine oder in die ganz andere
Richtung gehen“, empfinde ich in keiner Weise als
Sicherung für die Beschäftigten des LBV. Sie legen
sich überhaupt nicht fest. Ich weiß nicht, warum Sie
das tun, und gleichzeitig versuchen, den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern Honig um den Bart zu
streichen und zu sagen: Wir stehen ja an ihrer Seite!
- In Ihren Wortbeiträgen haben Sie es definitiv
nicht getan. Springen Sie über Ihren Schatten, stim-
men Sie unserem Antrag zu, und sichern Sie die
Beschäftigung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
des LBV hier in Schleswig-Holstein. - Vielen
Dank.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort zu einem Dreiminutenbeitrag hat der Ab-
geordnete Dr. Andreas Tietze.
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Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber geschätzter Kollege Vogel, bitte legen Sie
mir nichts in den Mund, was ich hier nicht gesagt
habe. Natürlich ist es so, dass der LBV weiter Auf-
gaben im Bereich der Landesstraßen hat. Wir haben
im Koalitionsvertrag auch mithilfe der Grünen ein
umfassendes Sanierungsprogramm der Landesstra-
ßen beschlossen. Das ist eine wichtige Aufgabe. Er-
halt geht vor Neubau. Die Sanierung unserer Lan-
desstraßen ist eine wichtige Aufgabe. Sie haben die
Brücken angesprochen.

Da gibt es genug zu tun.

Hier wird auch niemand sagen, der LBV leiste
schlechte Arbeit. Im Gegenteil! Ich will es noch
einmal sehr deutlich sagen: Der LBV ist eine Be-
hörde, die viele Aufgaben übernimmt, gerade im
Winterdienst auf unseren Kreis- und Landesstraßen;
das ist überhaupt keine Frage. Sie versuchen, mir
etwas in den Mund zu legen, was ich nicht gesagt
habe.

Ich habe nur die Frage gestellt: Wie gehen wir da-
mit um, wenn künftig alles aus einer Hand bestellt
und auch bezahlt wird? Im Bundesverkehrswege-
plan stehen ungefähr 50 Ortsumfahrungen - das be-
trifft die untere Ordnung -, die er aber nicht umsetzt
und nicht bezahlt. Das verstehen die Menschen
nicht: Ein Plan wird aufgestellt. Warum wird er
nicht umgesetzt? Warum wird nicht gebaut? - Ich
glaube, dass es besser funktionieren wird, wenn al-
les aus einer Hand erfolgt. Dann muss nämlich auch
der Bund deutlich machen, dass er tatsächlich leis-
tet.

Dann will ich noch etwas zu der Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung sagen. Schauen Sie sich die
DB Netz an! Das ist eine Bundesbehörde. Auch
dort wird aus einer Hand geplant.

(Widerspruch SPD)

- Sie winken ab. Aber wenn Sie sich anschauen,
wie schnell gerade im Schieneninfrastrukturbereich
geplant und umgesetzt wird, dann kommen auch
Sie zu dem Ergebnis, dass es eine leistungsstarke
Behörde ist. Das muss man einfach sagen.

(Beate Raudies [SPD]: Was?)

Die Bahn plant schnell und auch gut.

(Lachen Beate Raudies [SPD])

- Ja, auch dort gibt es Probleme. Diese gibt es im-
mer, zum Beispiel dann, wenn Lärmschutzmaßnah-

men infrage gestellt werden oder wenn geklagt
wird. Aber im Prinzip ist die Bahn bei der Infra-
strukturplanung gründlich und gut.

Ich will auch das noch einmal sagen: Wo der Inge-
nieur sitzt und den Plan bearbeitet, ist doch letztlich
egal. Er sitzt an einem PC und macht seine Arbeit
nach fachlichen Erwägungen. Er buddelt nicht
selbst und schaut nach, ob gerade gebaut worden
ist. Es gibt professionelle Unternehmen, die die
Bauaufsicht übernehmen. Ich finde, wir müssen an
dieser Stelle die Kirche im Dorf lassen.

Die Bundesautobahnverwaltung wird bundesein-
heitlich geregelt. Ich finde, das sollte auch für die
Verwaltung der Bundesstraßen gelten. Das ist mei-
ne politische Auffassung. Wir werden das noch
prüfen. Dennoch kann ich meine Auffassung haben.
Diese habe ich in allen Gesprächen eingebracht,
weil es für mich gute Gründe gibt, die Bundesinfra-
struktur aus einer Hand zu planen und zu gestalten.
Für meine Position habe ich eine ganze Reihe von
fachlichen Gründen.

Bitte lassen Sie uns diese Frage fachlich noch ein-
mal erörtern und nicht in Polemik verfallen, wie es
in dieser Debatte zeitweilig geschehen ist. - Vielen
Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP,
vereinzelt CDU und Beifall Volker Schnur-
busch [AfD])

Vizepräsidentin Eickhoff-Weber:

Das Wort für die Landesregierung hat der Minister
für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und
Tourismus, Dr. Bernd Buchholz.

Dr. Bernd Buchholz, Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Lassen Sie mich zu Beginn meines Bei-
trags in dieser Debatte einige Behauptungen rich-
tigstellen; das ist notwendig. - Ja, wir haben die
Möglichkeit, neben der zwingenden Übertragung
der Kompetenzen für die Bundesautobahnen der
Frage nachzugehen, ob wir auch die Bundesstraßen
in die bundesunmittelbare Verwaltung übergeben
wollen. Herr Kollege Vogel, warum entscheiden
wir diese Frage nicht heute, das heißt ganz schnell?
Weil es zum einen - natürlich! - die Interessen der
Beschäftigten gibt, aber weil auch andere Interessen
zu berücksichtigen sind. Die Interessen wollen mit-
einander abgewogen sein.
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Ein Hinweis gehört dazu: Allein durch die Übertra-
gung der Kompetenzen, was die Bundesautobahnen
angeht, steht dem Landesbetrieb Straßenbau und
Verkehr einer der größten Umstrukturierungspro-
zesse bevor; denn er ist nicht so strukturiert, dass an
einer Stelle Leute sitzen, die ausschließlich Bundes-
autobahnen planen, an anderer Stelle Leute, die
ausschließlich Bundesstraßen planen, und wieder-
um anderswo Leute, die ausschließlich für die Lan-
desstraßen zuständig sind. Über alle Niederlassun-
gen hinweg sitzen in allen Strängen Leute, die für
unterschiedliche Aspekte zuständig sind. Allein der
Umstrukturierungsprozess, den wir jetzt vornehmen
müssen, um die Übertragung der Zuständigkeit für
die Bundesautobahnen zu realisieren, sorgt dafür,
dass wir oben abschichten müssen. Wir müssen
quasi horizontal durch die Organisation hindurch-
gehen. Es ist nicht schlau - wenn ich keine Zielor-
ganisation im Kopf habe -, sich vorher festzulegen,
wie die Organisation dann aussehen soll. Es hat kei-
nen Sinn, Einzelmaßnahmen vorwegzunehmen.

Es geht natürlich um die Interessen der Beschäftig-
ten.

(Kai Vogel [SPD]: Also eine weitere Hänge-
partie von drei Jahren?)

- Nein, Herr Vogel, die Hängepartie wird nicht um
drei Jahre verlängert. Wir müssen im Zusammen-
hang mit den Bundesautobahnen sowieso eine Um-
strukturierung des Betriebes vornehmen. Der Frage,
wie die Umstrukturierung vorgenommen werden
soll, müssen auch Sie sich innerhalb der nächsten
eineinhalb Jahre klärend stellen. Dabei gilt es zum
einen, die Interessen der Beschäftigten sicherzustel-
len. Zum anderen gilt - auch diesen Punkt möchte
ich in die Debatte einbringen -: Verwaltung hat
auch eine dienende Funktion. So habe ich es einmal
gelernt. Es geht bei alledem nicht nur darum, die
Interessen der Beschäftigten zu sichern, sondern es
geht auch darum - das sehen die beim LBV Be-
schäftigten sicherlich genauso -, die bestmögliche
Geschwindigkeit für den Bau der Straßen im Land
zu erreichen. Das muss doch die oberste Zielset-
zung sein.

(Beifall CDU und FDP)

Folgende Aufgaben verbleiben:

Erstens. Wir wollen bei den Bundesautobahnen
besser und schneller werden. Die Zuständigkeit
geht irgendwann an den Bund über. Schon dadurch
werden wir rund 350 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter im Bereich des LBV auf die Infrastrukturge-
sellschaft des Bundes übertragen müssen.

Zweitens stehen wir vor der Frage: Gewinnen wir,
wenn wir dort die Planungskapazitäten haben und
dorthin weitere Kompetenzen übertragen, Zeit und
Möglichkeiten im Sinne eines schnelleren Ausbaus
der Bundesstraßen? Wenn wir Zeit und Geld spa-
ren, dann könnte dies ein Argument für die Übertra-
gung sein. Dabei sind auch die Planungskosten zu
berücksichtigen. Wenn diese 18 % ausmachen, wir
vom Bund aber nur 3 % erstattet bekommen, dann
verbliebe nach einer Übertragung mehr Geld bei
uns. Darüber können wir mit dem Bund auch ander-
weitig verhandeln; das werden wir noch tun müs-
sen. Aber es ist ein gewichtiges Argument auf der
Finanzseite.

Herr Vogel, es gibt aber auch gute Argumente da-
für, die Kompetenz im Land zu behalten. Beim ers-
ten Argument bin ich ganz auf der Seite des Kolle-
gen Vogt.

(Christopher Vogt [FDP]: Vielen Dank!)

- Sehr gern! - Es ist gut, wenn man im Land die
Kompetenz hat, wenn es um die Frage geht, welche
Straße wir ausbauen wollen. Das sollte uns auch et-
was wert sein; denn ich mag nicht immer am Flie-
genfänger einer Bundesbehörde sitzen, die hier
möglicherweise nicht einmal Regionalbüros hat.

Ein zweites Argument spricht für die Beibehaltung
der Kompetenz auf Landesebene: Beim Ausbau ei-
ner Bundesstraße geht es nicht nur um die Straße
selbst, sondern auch um begleitende Maßnahmen
rechts und links, um den langsameren Verkehr, um
die Radwege. Dabei geht es auch um die Frage:
Zerstören wir hier gegebenenfalls Synergien, wenn
wir die Straße als solche nach Berlin beziehungs-
weise zu der Infrastrukturgesellschaft des Bundes
geben, die Kompetenz für die begleitenden Maß-
nahmen aber beim Land verbleiben?

(Thomas Rother [SPD]: Genau!)

- Wer schon am Beginn eines Abwägungsprozes-
ses ohne ausreichende Informationsgrundlage weiß,
wie zu entscheiden ist, der begeht im Verwaltungs-
recht einen Ermessensfehlgebrauch. Diesen Fehler
wollen wir nicht begehen. Wir wollen die Argu-
mente sauber miteinander abwägen.

Meine Damen und Herren, ich bin dafür, dass wir
in aller Seelenruhe, aber auch mit der gebotenen
Geschwindigkeit, um für die Beschäftigten Sicher-
heit herzustellen, die Argumente miteinander aus-
tauschen und die Abwägung vornehmen. Ich wäre
dankbar, wenn wir das gemeinsam im Ausschuss
erörtern könnten. - Herzlichen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.
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(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Vizepräsidentin Eickhoff-Weber:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

In der Debatte gab es sowohl den Hinweis auf Aus-
schussüberweisung als auch auf Abstimmung in der
Sache. Wie wollen wir verfahren?

(Zurufe: Ausschussüberweisung!)

- Also Ausschussüberweisung. - Es ist beantragt
worden, den Antrag Drucksache 19/66 sowie den
Alternativantrag Drucksache 19/95 dem Wirt-
schaftsausschuss zu überweisen. Wer so beschlie-
ßen will, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Stimmenthaltungen? - Es ist einstim-
mig so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Planungsverfahren für die Infrastruktur be-
schleunigen

Antrag der Abgeordneten des SSW
Drucksache 19/14

Effizientes Planungsrecht in Schleswig-Holstein
ermöglichen

Alternativantrag der Fraktionen von CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/94

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Dann erteile ich das Wort dem Abgeordneten des
SSW Flemming Meyer.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Deutschland hat ein Riesenpro-
blem: einen enormen Infrastrukturersatzbedarf, und
das bundesweit. Das Problem ist so groß, dass wir
inzwischen massive Probleme bei der Mobilität be-
kommen: Speditionen können Termine nicht mehr
einhalten, Pendler verlieren Lebenszeit, und Urlau-
ber sind genervt.

Man könnte jetzt meinen: Gefahr erkannt - Gefahr
gebannt! Doch eine Behebung dieses Problems ist
nicht in Sicht, wie uns wieder schmerzlich bei der
Planung für die Trasse der A 20 in Schleswig-Hol-

stein vor Augen geführt wurde. Vor dem Bau einer
Autobahnbrücke, einer neuen Zufahrt oder der Wei-
terführung einer Trasse steht nämlich die Planung.
Genau hier erweisen sich die komplizierten Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren in Deutsch-
land als ein Hemmschuh.

Wir fordern darum: Die Planung muss vereinfacht
werden.

(Beifall SSW und Wolfgang Kubicki [FDP])

Das kann unseres Erachtens geschehen, ohne dass
Beteiligungsrechte zurückgeschnitten oder sachli-
che Belange vernachlässigt werden.

Ich bin davon überzeugt, dass es zur Beschleuni-
gung des Verfahrens kommt, wenn die Bürger und
auch Interessengruppen frühzeitig an Planungsver-
fahren beteiligt werden. Voraussetzung dafür ist al-
lerdings eine frühzeitige Einbindung, also bereits zu
dem Zeitpunkt, wenn es um die grundsätzliche Ent-
scheidung geht, ähnlich, wie es in Dänemark ge-
handhabt wird. Erst den Konsens finden und dann
auf dieser Grundlage zu planen, erscheint mir der
beste Weg zu sein. In Dänemark geht man diesen
Weg. Zugegeben, man ist in der dänischen Gesell-
schaft sowieso mehr auf Konsens ausgerichtet als
bei uns. Die Infrastrukturprojekte, wie die Auto-
bahn nach Sønderborg, zeigen aber, dass man etwas
sehr schnell umsetzen kann, wenn die Menschen
das Projekt gutheißen.

Zwischen Planung und dem ersten Auto auf der
Autobahn müssen eben nicht unbedingt Jahrzehnte
liegen. Das Vorhaben der Autobahn nach Sønder-
borg wurde in gut fünf Jahren abgewickelt. Das al-
les entsprach auch europäischem Recht. Es geht al-
so durchaus schneller als bei uns.

Unser Vorschlag ist deshalb, dass wir uns stärker an
Dänemark oder ähnlichen Ländern orientieren.
Nach der Idee für ein Infrastrukturprojekt muss eine
Planung erfolgen und sich ein Beteiligungsverfah-
ren anschließen. Wenn man die grundsätzliche Ent-
scheidung für ein Projekt getroffen hat, dann muss
die Planungsgrundlage unantastbar sein.

(Beifall SSW)

Das heißt, die Grundsatzentscheidung muss stehen
und, ähnlich wie in Dänemark, Gesetzeskraft ha-
ben. Es geht dann eben nicht mehr um das Ob, son-
dern nur noch um das Wie. Nachdem das Projekt
feststeht, darf die weitere Beteiligung der Bürger
und Verbände dann nur noch dazu genutzt werden,
schon feststehende Projekt so schonend wie mög-
lich umzusetzen. Eine Blockade des Gesamtprojek-
tes wäre dann nicht mehr möglich.
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(Beifall SSW)

Eine solche Vorgehensweise würde wahrscheinlich
dazu führen, dass sogar die Verwaltungsgerichte
stark entlastet würden.

Ein anderes Nadelöhr ist die Kompetenzaufteilung.
Raumordnung und Planfeststellung liegen in den
seltensten Fällen in einer Hand. Immer noch geht
sehr viel Zeit für die Koordinierung der unter-
schiedlichen Planungsebenen drauf. Nicht nur die
Fachleute fordern darum seit Jahren eine Reform
der Planungskompetenzen.

Diese Aufgaben müssen endlich ernsthaft angegan-
gen werden. Planung aus einer Hand ist in Deutsch-
land aber derzeit nicht möglich. Projektmanager
werden bei vielen Infrastrukturmaßnahmen erst
nach Abschluss der Planung tätig, wenn die meisten
Untiefen schon umsegelt sind. Auch hier fordern
wir eine Nachbesserung. Hier besteht sogar die
Möglichkeit, im Rahmen des heutigen Planungs-
rechts zu einer schnelleren Bearbeitung und Umset-
zung von Projekten zu kommen. Das hat auch
schon Verkehrsminister Dobrindt erkannt, mit dem
wir in dieser Frage einig sind.

Es gibt also genügend Möglichkeiten, die Planun-
gen zu beschleunigen. Man muss nur den ehrlichen
Willen dazu haben. - Wir haben den Willen und bit-
ten um Überweisung unseres Antrages in den Wirt-
schaftsausschuss.

(Beifall SSW)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Für die CDU hat der Herr Abgeordnete Lukas Kili-
an das Wort.

Lukas Kilian [CDU]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Das deutsche Planungsrecht stellt
hohe Hürden auf: Eine Vielzahl von Beteiligungs-
möglichkeiten soll die Akzeptanz vor Ort schaffen
und die Eingriffe in die Natur auf das Nötigste be-
schränken. Zu beachten sind diverse bundesrechtli-
che und europarechtliche Vorgaben.

Das alles ist eine Aufgabe, die überwältigend sein
kann. Wie wir nun in der letzten Woche im Wirt-
schaftsausschuss erfahren haben, hat dieses Pla-
nungsrecht die ehemalige Landesregierung offenbar
derart überwältigt, dass sie auf Teilabschnitten der
A 20 die Planung sogar einstellen ließ. Anders ist
es nicht zu erklären, weshalb nichts, aber auch rein
gar nichts vorangekommen ist.

In Teilabschnitten der A 21 wurde im Verkehrs-
ministerium offenbar sogar mit Klagen gegen Plan-
feststellungsbeschlüsse gerechnet. Da war man wie-
derum überwältigt, als diese Klagen ausblieben und
ein baureifes Projekt dadurch nicht angepackt wer-
den konnte. Deswegen kann das Planungsrecht
auch ohne eine Änderung am Planungsrecht be-
schleunigt werden. Alles in allem ist dies eine abso-
lut skandalöse Situation.

Die mantrahaften Wiederholungen des ehemaligen
Verkehrsministers, dass „Gründlichkeit vor Schnel-
ligkeit“ zu wahren sei, wurden mit dem Ablauf der
letzten Wahlperiode um Aussagen ergänzt, dass
man Planungsbeschleunigung anstreben müsse.

Zum Thema Planungsbeschleunigung sagte der da-
malige Verkehrsminister wortwörtlich genau an
dieser Stelle am 22. Januar 2016 - ich zitiere -:

„… das sind dicke Bretter, die wir zur Pla-
nungsbeschleunigung bohren müssen. Es gibt
viel zu tun. Wir werden es anpacken, und Sie
werden es sehen.“

(Lachen CDU und FDP)

Da von einer Beschleunigung der Planung durch
die abgewählte Landesregierung nicht die Rede
sein kann, versuchen nun die Abgeordneten des
SSW in einer Art Nachspielzeit „ihrer“ Legislatur-
periode das Thema zumindest inhaltlich schnell
noch einmal auf die Tagesordnung zu bringen. Das
ist auch gut so.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Denn kein Mensch freut sich in Schleswig-Holstein
über Planungsverzögerungen. Dem Land Schles-
wig-Holstein schaden unsere Dauerprobleme nur.

Meine Damen und Herren, wenn wir Planungspro-
zesse nicht beschleunigen, leben wir in Deutschland
bald in einem infrastrukturellen Museum. Wir müs-
sen bei der Planung von Bauprojekten schneller
werden.

(Beifall CDU, FDP und Rasmus Andresen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP ha-
ben im Koalitionsvertrag vereinbart, die Prozesse
zu beschleunigen. Das hat der neue Verkehrsminis-
ter Dr. Buchholz gestern eindrucksvoll im Landtag
deutlich gemacht.

Dabei achten wir darauf, dass die Interessen der
Anwohner genauso berücksichtigt werden wie die
Interessen des Naturschutzes.
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(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Der Bund wird bei Projekten mit überregionaler
Bedeutung den Rechtsweg verkürzen. Wir in
Schleswig-Holstein wollen aber bereits im Vorwe-
ge mit allen Beteiligten Gespräche führen und Lö-
sungen finden.

Große Dialoge zu predigen, ist das eine. Innerhalb
der ersten Arbeitstage der neuen Legislaturperiode
den Gesprächsfaden aufzunehmen und den Kontakt
mit den Umweltschutzverbänden zu suchen, ist das
andere, das deutlich klügere Format.

Künftig wird vor der Durchführung von Planungs-
maßnahmen eine Beteiligung von Betroffenen und
Verbänden erfolgen. Durch die frühzeitige Einbin-
dung, den ernsthaften Willen der Zusammenarbeit
und die realistische Möglichkeit, gemeinsam einen
konsensfähigen Weg zu finden, werden wir Pla-
nungsverfahren in Schleswig-Holstein, also hier vor
Ort, beschleunigen. Das ist handwerklich gute Re-
gierungsarbeit. Das ist gut für Schleswig-Holstein. -
Vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort für die SPD-Fraktion hat der Herr Abge-
ordnete Kai Vogel.

Kai Vogel [SPD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Verehrter Herr Kollege Kilian, die
Aussage von Ihnen, die Planungen seien gestoppt,
also beendet worden, stimmt definitiv nicht. Das
haben wir gestern bereits dargestellt. Wenn Sie dies
weiterhin behaupten, dann beweisen Sie es in ir-
gendeiner Art und Weise. Können Sie es nicht be-
weisen, dann behaupten Sie es bitte nicht!

(Lukas Kilian [CDU]: Sie waren im Wirt-
schaftsausschuss doch selbst dabei!)

- Herr Kilian, ich bin im Wirtschaftsausschuss da-
bei gewesen. Ich habe ebenso die Aussage einzel-
ner Mitarbeiter dort gehört. Wenn dieser Beweis
herbeigeführt werden soll, dann bringen Sie uns
diesen schriftlich bei. In dem Moment glauben wir
es dann auch. Kann der Beweis nicht herbeigeführt
werden, dann stimmt das definitiv nicht, was Sie
hier sagen.

(Beifall SPD und SSW - Zuruf Lukas Kilian
[CDU])

Wenn ich mir den Presseartikel zur A 20 vom
7. November 2015 anschaue, wonach selbst die
CDU fordert, zunächst andere Bauabschnitte der
Autobahn vorzuziehen, weil es Probleme im Be-
reich von Segeberg gibt, dann finde ich es komisch,
dass Sie sich jetzt darüber aufregen. Denn das ist
doch genau das, was wir getan haben.

(Lukas Kilian [CDU]: Tatsächlich?)

Manchmal sollte man selbst überdenken, was man
irgendwann einmal gesagt hat.

Werte Kollegen, der Wunsch, Infrastrukturmaßnah-
men in der Realisierung zu beschleunigen, eint die
mir aus der vergangenen Legislaturperiode bekann-
ten Fraktionen. Bei dem Weg, wie dieses beschleu-
nigt werden kann und sollte, gehen die Vorstellun-
gen meist sehr auseinander. Zugegebenermaßen
war die FDP, der Kollege Vogt, in der vergangenen
Legislaturperiode der Treiber, wenn es darum ging,
den Eindruck zu erwecken, dass da richtig viel Be-
schleunigung möglich sei.

(Christopher Vogt [FDP]: Ja!)

Vollmundig nannte es die FDP „Verkehrswegebe-
schleunigungsgesetz“, mit dem das Planungsrecht
im Bereich der Verkehrsinfrastruktur wirksam ver-
einfacht und Planungsverfahren erheblich beschleu-
nigt werden könnten. Okay, Herr Vogt, wenn Sie
sagen, Herr Meyer hat das Namensrecht - das wus-
ste ich nicht. Ich weiß nur, Sie haben einen entspre-
chenden Antrag eingereicht, in dem das gefordert
wurde. Insofern können Sie sich zumindest nicht
davon freisprechen, dass Sie das auch wollten.

(Wortmeldung Christopher Vogt [FDP])

- Der Abgeordnete Christopher Vogt steht am Mi-
krophon. Ich warte kurz auf die Zwischenfrage.

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Lassen Sie eine Frage des Abgeordneten Christo-
pher Vogt zu?

Kai Vogel [SPD]:

Ja. Sehr gern.

Christopher Vogt [FDP]: Vielen Dank, Herr
Kollege Vogel. - Wir wollten mit unserem
Antrag in der letzten Wahlperiode zur Um-
setzung eines Verkehrswegebeschleuni-
gungsgesetzes nur das parlamentarisch um-
setzen, was Herr Meyer fünf Jahre lang ange-
kündigt hat. Das wollten wir irgendwann ein-
mal Realität werden lassen. In der Tat kam
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der Begriff „Verkehrswegebeschleunigungs-
gesetz“ von Minister Meyer. Wir wollten es
einfach nur umsetzen. Es war sehr bedauer-
lich, dass Sie das dann abgelehnt haben, was
Herr Minister Meyer angekündigt hat. Wir
haben gestern viel auf die alte Regierung ge-
schimpft. Ich will nur sagen, das Copyright
für den Begriff hatte Minister Meyer.

- Vielen Dank, Herr Kollege Vogt, für die Feststel-
lung.

Ich kann auch gleich in der Rede fortfahren, weil
ich ohnehin zufälligerweise darauf eingehen wollte.
Meines Erachtens sind Sie jetzt selbst in der Reali-
tät sehr hart angekommen; Sie haben etwas sehr
vollmundig gefordert, es doch möglichst schnell
umzusetzen. Wenn diese Forderung realistisch wä-
re, warum findet sie sich am Ende im Koalitions-
vertrag in keiner Weise wieder, auch nicht in Ihrem
Antrag, den Sie jetzt gestellt haben? Was fordert
die Regierungskoalition im Alternativantrag zur
Beschleunigung von Planungsverfahren? Das Ver-
kehrswegebeschleunigungsgesetz, das einmal ge-
fordert wurde, um die Beschleunigung richtig mas-
siv voranzubringen? Ich zitiere mit Zustimmung
der Präsidentin aus dem Antrag:

„Um die Akzeptanz von Planungsmaßnah-
men und -verfahren zu erreichen, ist vor de-
ren Durchführung eine Mediation mit Betrof-
fenen und Verbänden durchzuführen, zum
Beispiel in Form von Zukunfts- und Pla-
nungswerkstätten.“

Wow! Bei jedem Infrastrukturvorhaben soll nun ei-
ne Mediation durchgeführt werden. Welche Be-
schleunigung! Missverstehen Sie mich bitte nicht,
ich bin definitiv für Dialogkultur. Wirklich gut.
Doch nach so richtig bahnbrechender Beschleuni-
gung, werter Kollege Vogt, sieht das definitiv nicht
aus.

Wir fordern für die Planungsbeschleunigung, dass
die seit Jahrzehnten übliche Praxis gestrichen wird,
wonach sämtliche Entwurfsplanungen der Länder
für Bundesfernstraßenprojekte vom Bund nicht
mehr mit bis zu zwei Jahren andauernden Gesehen-
Vermerken versehen werden müssen. Das spart
richtig Zeit. Das ist eine Forderung, die wir bis jetzt
bedauerlicherweise vergeblich auf den Weg ge-
bracht haben. Sie können das. Ich lese zumindest in
Ihrem Antrag noch nicht, dass Sie diese Möglich-
keit sehen.

Der Ansatz, dass nur der Bund über das entspre-
chende Planungsoberwissen verfügt, ist absolut
nicht mehr zeitgemäß. Diese Forderung ergibt sich

auch aus der sogenannten Bodewig-Kommission.
Das gilt auch nach der Übertragung der Autobahn;
denn die Bundesstraßen müssen beim Land verblei-
ben, wie ich vor einer halben Stunde bereits ausge-
führt habe.

Weiterhin fordern wir eine Verschlankung der In-
stanzwege. Der Neubau der Rader Hochbrücke
zeigt, dass eine Verkürzung möglich ist. Ein Neu-
bau kann nur beim Bundesverwaltungsgericht di-
rekt beklagt werden. Diese Verkürzung sollte auch
für andere Infrastrukturmaßnahmen der Länder gel-
ten.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

- Herr Kubicki, ich habe gedacht, dass Sie sich auf
Ihrer Kreuzfahrt mehr erholt hätten und hier erhol-
ter erscheinen. Irgendwie scheint das nicht so rich-
tig erfolgreich gewesen zu sein.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Lesen Sie mal die
letzte Seite des Pressespiegels! Dann wissen
Sie genau, was Fakt ist!)

- Ich habe im Gegensatz zu Ihnen mehr Redebeiträ-
ge geleistet und war nicht in der Lage, parallel den
Pressespiegel zu lesen. Wenn Sie was sagen wollen,
können Sie gern nach vorn kommen. Dann kann es
das Hohe Haus zumindest auch mitnehmen.

Unsäglich ist die seit 1971 veränderte Quote der Er-
stattung von Planungskosten von 3 % vonseiten des
Bundes, da die Planungen gerade wegen der be-
gründenden Einwendungen zum Schutz von
Mensch und Natur heute sehr viel umfangreicher
sind als noch vor 20 Jahren.

Ich erwarte, dass sich die Länder im Bund dafür
einsetzen. Wir sind uns mit dem SSW einig, dass
wir Planungsverfahren und Planungsänderungsver-
fahren überarbeiten sollten. Nicht einig sind wir uns
allerdings mit dem SSW in der Vorstellung, nach
Abschluss der Beteiligung und Abwägung nur noch
den Landtag beschließen zu lassen und damit Kla-
gen von jedem einzelnen, von Bürgerinnen und
Bürgern und den Vereinen und Verbänden nicht
mehr zuzulassen, wenn der Planfeststellungsbe-
schluss und der Beschluss des Landtages vorliegen.

Die SPD-Fraktion war bei dem Beschluss zur festen
Fehmarnbelt-Querung im dänischen Folketing an-
wesend. Ich gebe zu, das war schon sehr beein-
druckend, wenn man dort mitbekommt, wie ein
Parlament eine Klagewelle verhindern kann. Mein
Anspruch von Demokratie ist es, sich nicht einer
Mehrheit zu beugen, sondern zu versuchen, allen,
aber auch allen, die sich an unserem Staat beteili-
gen, gerecht zu werden. Hätte es diesen Landtags-
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beschluss zur A 20 gegeben, wären Fledermäuse,
Zwergschwäne, Seeadler und ganz, ganz viele Bür-
gerinteressen vermutlich auf der Strecke geblieben.

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Können Sie dann bitte zum Ende Ihrer Rede kom-
men?

Kai Vogel [SPD]:

Wirklich nur noch einen Satz: Wir sind froh, dass
dies nicht der Fall ist. - Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Kirsten Eickhoff-Weber:

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Andreas Tietze
für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Kollege Vogt!

(Christopher Vogt [FDP]: Vogel!)

Ich will hier jetzt kein A-20-Pingpong machen,
aber eines will ich doch sagen: Als wir im Aus-
schuss erfahren haben, dass die Planungen auf eini-
gen Abschnitten tatsächlich eingestellt worden sind,
sind mir doch die Gesichtszüge etwas entglitten,
weil ich das noch nicht gehört hatte.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vielleicht hilft et-
was Gelassenheit an dieser Stelle weiter. Ich will
mit einem Zitat von Bert Brecht beginnen. Das ken-
nen Sie vielleicht aus der „Ballade von der Unzu-
länglichkeit des menschlichen Planens“.

„Ja, mach nur einen Plan! Sei ein großes
Licht! Und mach dann noch‘nen zweiten
Plan. Geh‘n tun sie beide nicht.“

Das heißt, das Risiko von Plänen ist eben, dass man
auch davon ausgehen muss, dass sie nicht funktio-
nieren und dass sie verändert und immer wieder an-
gepasst werden müssen. Das erleben wir nicht nur
bei den Infrastrukturplanungen. Das erlebeben wir
vielleicht auch bei persönlichen Planungen. Also,
das Thema Planungssicherheit steht auf der Agen-
da. Aber ich bitte, das etwas nüchterner zu sehen.

Ich habe den Eindruck, dass wir das in der neuen
Koalition mit einem neuen Realismus und einer
wirklich großen Transparenz diskutiert haben. Das
haben Sie auch im Koalitionsvertrag gelesen. Darin

steht nichts, was in den nächsten fünf Jahren nicht
realistisch angepackt werden kann. Dass es Schwie-
rigkeiten gibt, war vielen, die da verhandelt haben,
bekannt. Aber es ist Aufgabe von Politik, Probleme
zu lösen und nicht Teil des Problems zu sein, son-
dern ein Teil von Lösungen zu sein. Deshalb ist
das, glaube ich, der zentrale Punkt.

Die Infrastruktur ist auch uns Grünen wichtig. Sie
ist Motor der Wirtschaft, sie ist Motor für Gesell-
schaft. Deshalb ist gerade der Erhalt der Infrastruk-
tur ein zentrales politisches Anliegen. Wir alle wis-
sen, die Infrastruktur ist nicht nur auf der Straße,
sondern auch auf der Schiene und beim Breitband-
ausbau nicht so vorangegangen, wie wir es uns er-
hofft haben und wie es einem so leistungsfähigen
Land wie Schleswig-Holstein gebührt. Die Wirt-
schaft hat uns zu Recht daran erinnert. Wir haben
jetzt vor, zu liefern, und seien Sie sicher, wir wer-
den das tun und das übrigens auch nicht seit
gestern.

Ich erinnere daran, dass mein Kollege Robert Ha-
beck vorgemacht hat, wie es gehen kann. Erinnern
Sie sich an die große Energiewende, die Debatte
um die Stromleitung. Es ist Herrn Habeck gelun-
gen, auch und gerade, weil er in Kiel eine andere
Politik gemacht hat, weil er den Leuten zugehört
hat, weil er dort einmal einen Haken geschlagen hat
und auf die Interessen von Bewohnerinnen und Be-
wohnern, von Bürgerinnen und Bürgern, eingegan-
gen ist. Er hat es zum Erfolg geführt. Diese Strom-
leitung ist fertig. Sie ist am Netz. Der Windstrom
kann wieder fließen, und deshalb will ich einmal
sagen, man kann Infrastruktur auch zeitgerecht pla-
nen.

Ich glaube, lieber Herr Minister Dr. Buchholz, dass
Sie genau in diesem Stil, den Sie angekündigt ha-
ben, weiterfahren, dass Sie gerade beim Straßenbau
auf die Naturschutzverbände zugehen wollen, dass
Sie den offenen Dialog suchen und dass Sie genau
wissen, dass es eben nur gemeinsam vorangeht. Das
ist ein richtiger Ansatz. Den werden wir nach Kräf-
ten unterstützen, damit er auch in Schleswig-Hol-
stein gelingen kann.

Wir Grüne legen großen Wert auf gute Infrastruk-
tur. Wir sind eben keine Infrastrukturverweigerer.

(Vereinzelter Beifall CDU und Beifall Wolf-
gang Kubicki [FDP])

Wie gesagt, bei der Planung ist vielfach nach dem
Motto vorgegangen worden: Mach die Tür zu, ich
komme durch die Wand. Viele Planungen haben
deshalb dazu geführt, dass die Leute gesagt haben:
Dann klage ich eben!
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Ich will für meine Fraktion noch einmal festhalten:
Das Verbandsklagerecht steht für uns nicht zur Dis-
position.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wer, wenn nicht die Verbände, soll die Interessen
wahrnehmen können? Ich glaube, dass wir jetzt tat-
sächlich eine kluge Klagevermeidungsstrategie
brauchen, Herr Minister. Ich will vielleicht einige
Punkte nennen, die mir und meiner Fraktion dabei
wichtig sind: erstens - ich glaube, das ist der sprin-
gende Punkt - Respekt füreinander und für die Posi-
tionen, die man dort vertritt. Es geht darum, dass
die Diskussionen, die dann stattfinden, auf Augen-
höhe stattfinden, dass es einen transparenten Daten-
austausch gibt, keine Fake News, dass man sich of-
fen und ehrlich auch über die möglichen rechtlichen
Folgen unterhält. Da haben Sie schon gezeigt, Herr
Minister, dass Sie die rechtlichen Perspektiven sehr
gut im Blick haben, weil Sie als Jurist wissen, wo-
von Sie reden, wenn Sie gerade über solche rechtli-
chen Verfahren sprechen. Das finde ich sehr wohl-
tuend.

Zweitens. Es gibt einen Ausgleich der Interessen
als Ansatz zur Konfliktlösung. Auch da müssen wir
das Rad nicht neu erfinden. Da gibt es eingeführte
Verfahren wie eine Mediation. Diese ist, Herr Kol-
lege Vogel, von Ihnen so abschlägig beurteilt wor-
den. Machen Sie das mal nicht. Das hält eigentlich
auf. Wissen Sie, eine vernünftige Mediation kann
dazu führen, dass es eine Streitvermeidung gibt,
dass eben nicht bis in alle Ewigkeit geklagt wird,
sondern dass die Leute zufrieden sind, da Sie vor-
her das Gefühl haben, in ihren Interessen gehört
worden zu sein. Das ist ein sehr konstruktiver An-
satz, und ich denke, wir sollten ihn unterstützen und
in diesem Haus nicht diskreditieren.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] und Wolfgang Kubicki [FDP])

Drittens. Es geht Fachlichkeit vor Populismus. Das
hatte ich schon gesagt. Es hilft, in die Rechtsvor-
schriften zu schauen und die gesetzlichen Grundla-
gen zu kennen.

Mir hat Bärbel Höhn einmal gesagt: Planungsrecht
ist Königsrecht. Wer das versteht, der kann in die-
sem Land wirklich auch gestalten. - Deshalb hat es
in grüner Hinsicht immer wieder auch Punkte gege-
ben, wo wir, weil wir gerade das Planungsrecht
kennen, bestimmte Entscheidungen so getroffen ha-
ben, wie wir sie getroffen haben.

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Herr Kollege, denken Sie bitte an Ihre Redezeit.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ja. - Ich möchte noch den letzten Punkt ansprechen,
und zwar die Verkürzung der Instanzenwege. Auch
das ist etwas, über das wir reden können. Ich bin
sowieso der Auffassung, dass, wenn künftig alles
an den Bund geht, wenn der Bund die großen Infra-
strukturplanungen vornimmt, es eh nur noch eine
Instanz, und zwar das Verwaltungsgericht in Leip-
zig, gibt. Deshalb gehe ich davon aus, dass wir bei
diesen Infrastrukturplanungen schneller zum Ziel
kommen. Das ist in unser aller Sinne. - Ich bedanke
mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank. - Für die FDP-Fraktion erteile ich das
Wort Herrn Christopher Vogt.

Christopher Vogt [FDP]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Meine
Fraktion hat sich in den vergangenen Jahren in der
Tat sehr häufig zu den Themen „Planungsrecht und
Planungskapazitäten“ zu Wort gemeldet.

Herr Kollege Vogel, ich bin wirklich begeistert,
welche Erwartungshaltung Sie an die FDP haben.
Seit wenigen Wochen stellen wir den Verkehrs-
minister. Ich meine, es ist das erste Mal seit 1971.
Das, was Sie in den vergangenen Jahrzehnten nicht
geschafft haben, erwarten Sie jetzt von uns in kür-
zester Zeit. Das finde ich gut. Glauben Sie mir, wir
werden da etwas voranbringen. Insofern finde ich
es schön, dass der SSW diesen Antrag gestellt hat.
Er enthält interessante Punkte. Der SSW scheint ja
nach fünf Jahren Koalition geradezu befreit zu sein
und sich gerade in der Wirtschafts- und Verkehrs-
politik einzubringen.

(Beifall Lars Harms [SSW])

Der Kollege Kilian hatte es als „Nachspielzeit der
Regierungszeit des SSW“ bezeichnet. Ich würde sa-
gen, es ist eher ein bisschen Nachsitzen.

(Heiterkeit FDP)

Ich finde, es tut dem SSW gut, dass er in den Rei-
hen der Koalitionsbänke sitzt. Man merkt, es geht
voran.
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(Beifall FDP, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und Lars Harms [SSW])

Der Kollege Lars Harms hat gestern schon darauf
verwiesen, dass man sich in Dänemark selbstver-
ständlich an europäisches Recht halte, aber bessere
Verfahren habe. Ich reagiere manchmal etwas aller-
gisch darauf, was wir alles aus Dänemark überneh-
men sollen. Der SSW schlägt das eigentlich in allen
Politikbereichen vor und meint, wir sollten alles so
machen wie in Dänemark.

(Zurufe SSW)

Während unseres Austausches mit den Kollegen im
dänischen Folketing, dem dänischen Parlament, ha-
ben wir denen das deutsche Planfeststellungsver-
fahren erklärt. Sie schauten uns mitleidig an und
sagten: Jetzt verstehen wir, warum bei euch nichts
funktioniert. Wir machen das anders. - In der Tat,
ich denke, Dänemark ist bei der Infrastrukturpla-
nung für uns ein Vorbild. Daran sollte man sich
bundesweit orientieren.

(Beifall FDP, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Wir haben in Deutschland ein sehr kompliziertes,
wenn nicht sogar ein zu kompliziertes Planungs-
recht. Hierzu gibt es sehr viel Gesetzgebung, wie es
in Deutschland immer so üblich ist. Wir haben aber
auch immer mehr Rechtsprechung hierzu, die das
Ganze jedoch nicht leichter macht. Das kennen wir
in Schleswig-Holstein zur Genüge. Minister Meyer
hat in der Tat in der vergangenen Wahlperiode
gleich zu Beginn und dann immer wieder in großen
Interviews angekündigt, er werde einen bundeswei-
ten Vorschlag für ein Verkehrswegebeschleuni-
gungsgesetz unterbreiten. Wir hatten, Herr Kollege
Vogel, beantragt, dass das der Landtag dann auch
so beschließen möge. Das ist leider nicht gesche-
hen, weil Sie nicht der Meinung waren, dass man
dem Vorschlag des Ministers Meyer folgen sollte.

Er hat dann immerhin zum Ende der letzten Wahl-
periode einen Sechs-Punkte-Plan vorgelegt, drei
eher bundespolitische, drei eher landespolitische
Themen. Er hat insbesondere drei interessante
Punkte aufgegriffen, die in der Tat umgesetzt wer-
den sollten. Teilweise erledigen sie sich in den
nächsten Jahren mit der neuen Bundesinfrastruktur-
gesellschaft.

Der eine Punkt ist, dass man nicht mehr diese kom-
plizierte Abstimmung zwischen der Auftragsver-
waltung der Länder und dem Bundesverkehrsminis-
terium hat. Der sogenannte Gesehen-Vermerk, der
meistens circa zwei Jahre dauert, obwohl es sich

dabei eigentlich nur um einen Haken handelt, soll
wegfallen. Der ist völlig unsinnig, darauf kann man
in der Tat verzichten, und beide Bodewig-Kommis-
sionen haben hierzu Vorschläge unterbreitet.

Der zweite Punkt ist das Thema Instanzen. Wir ha-
ben ein Bundesgesetz, das im Zuge der deutschen
Wiedervereinigung zur beschleunigten Infrastruk-
turplanung beschlossen wurde. Die A 20 auf schles-
wig-holsteinischem Boden ist schon darin enthal-
ten. Es gibt hier nur die eine Klageinstanz, und
zwar das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig. Die
Rader Hochbrücke wurde jetzt auch aufgenommen,
weil man Sorge hat, dass man dort nicht schnell ge-
nug vorankommt. Das sollte man in der Tat gene-
rell machen. - Aber bei der A 20 sehen wir, dass
dies allein nicht hilft, Infrastrukturprojekte zu be-
schleunigen, weil da noch ein paar andere Dinge
notwendig sind.

Herr Minister Buchholz hat eben einen wichtigen
Punkt angesprochen, das ist das Thema „Planungs-
kosten“. Die sind seit Jahrzehnten mit 3 % der Ge-
samtkosten, die vom Bund erstattet werden, festge-
schrieben. Mittlerweile sind wir eher bei 20 %.
Auch das ist ein Thema, das man anpacken muss.

Bei dem Thema „Verbandsklagerecht“ könnte ich
mir mit meiner Fraktion sehr viel vorstellen. Herr
Kollege Tietze hat darauf hingewiesen, dass sich
die Grünen bei diesem Thema deutlich weniger
vorstellen können.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Insofern sind wir da unterschiedlicher Auffassung.
Aber ein entscheidender Punkt ist, dass wir deutlich
mehr Effizienz brauchen. Dafür werden wir auch
sorgen. Wir brauchen mehr Planungskapazitäten.
Deswegen ist es wichtig, dass wir das alles sehr
schnell auf den Weg bringen werden. Wir werden
an der Fachhochschule Kiel, wo es sehr schnell
geht, neben Lübeck einen Lehrstuhl Bauingenieur-
wesen etablieren, sodass wir mehr Leute bekom-
men, die potenziell Planer werden können. Wir ha-
ben eine große Konkurrenz mit den Kommunen
und natürlich mit der privaten Bauwirtschaft. Wir
werden auch konstruktive Gespräche mit den Um-
weltverbänden führen. Ich habe gestern bereits am
Rande der Plenartagung mit einem Vertreter ge-
sprochen. Auch die haben Interesse daran, dass man
auf Augenhöhe vernünftig darüber redet, um die
Planung zu verbessern und voranzubringen. Auch
die wollen nicht als Blockierer dastehen, sondern
sich konstruktiv einbringen. - Ich danke Ihnen ganz
herzlich für Ihre Aufmerksamkeit.
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(Beifall FDP, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, AfD und Lars Harms [SSW])

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Das Wort für die AfD-Fraktion hat der Abgeordne-
te Nobis.

Jörg Nobis [AfD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte gewähl-
te Volksvertreter! Sehr geehrte Damen und Herren!

(Sandra Redmann [SPD]: Und Vertreterin-
nen!)

- Genau. - Einmal mehr hat uns der SSW mit sei-
nem Antrag gezeigt, wie vernünftige, sachorientier-
te Politik gehen kann. Neidlos erkennen wir an,
dass der SSW auf dem besten Weg ist, die Opposi-
tionsführerschaft zu übernehmen. Darüber, dass
Planungsverfahren von Infrastrukturmaßnahmen
schneller und unkomplizierter ablaufen müssen,
besteht hier im Hause wohl allgemeiner Konsens.
Die Frage ist nur: Wie soll das gehen? - Rechtlich
gesehen müsste auf Bundesebene das Planungsrecht
einer kompletten Revision unterzogen werden.
Doch was können wir hier im Land dafür tun, damit
der Straßen- und Brückenbau schneller vorangeht?

Über den Landesbetrieb Verkehr ist schon viel ge-
sprochen worden. Die bessere personelle Ausstat-
tung, die bessere Kommunikation mit dem Ministe-
rium und den Fachbehörden, mit Bürgern und Ver-
bänden ist ein absolutes Muss für die Zukunft.
Wenn wir hören, dass sich Verbände gar nicht mehr
mit dem Landesbetrieb an einen Tisch setzen, deu-
tet das auf ein schwerwiegendes Kommunikations-
defizit hin.

Die frühzeitige Einbindung aller Betroffenen ist
hier der Schlüssel zum Erfolg. Wenn es dann trotz-
dem, sei es von Parteien oder Naturschutzverbän-
den, eine Blockadehaltung geben sollte, muss auch
hier eine Lösung her. Das Verbandsklagerecht, das
in den letzten zehn Jahren in einigen Bundesländern
eingeführt wurde, ermöglicht Naturschutzverbän-
den Klagen, auch wenn kein einzelnes Mitglied be-
troffen ist. Damit ist den Verbänden ein wirkungs-
volles Instrument in die Hand gegeben worden, um
sich Gehör zu verschaffen. Das ist alles gut und
schön, solange das Verbandsklagerecht nur dem
reinen Schutz der Natur gilt. Wenn das Klagerecht
aber politisch eingesetzt wird, man kann sogar sa-
gen, politisch missbraucht wird, um geplante Vor-
haben zu stoppen oder zu behindern, dann ist das
nicht im Sinne des Erfinders.

(Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann sagen Sie doch einmal ein Bei-
spiel!)

Laut einem Zeitungsbericht von Montag wollen die
Grünen im Bundestag eine Verschärfung des Tier-
schutzes fordern. So sollen Tierschutzorganisa-
tionen ein bundesweites Verbandsklagerecht erhal-
ten - siehe Zeitungsbericht der Zeitung „Die Zeit“
vom 17. Juli 2017.

Dadurch könnten Verbände die Interessen von
Schweinen, Rindern oder Geflügel vor Gericht ver-
treten oder, wie sich Frau Göring-Eckardt aus-
drückte: Tieren wollen wir eine Stimme geben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Mar-
lies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Ja, das ist auch gut so!)

Das ist schön, kann aber durchaus zu Missbrauch
führen, wie es die CDU-Fraktion in NRW befürch-
tet. Die hat nämlich einen Gesetzentwurf in den
Düsseldorfer Landtag eingebracht, in dem das Ge-
setz über das Verbandsklagerecht und Mitwir-
kungsrechte für Tierschutzvereine aufgehoben wer-
den soll. Wir dürfen gespannt sein, wann die CDU
in ihrer neuen Rolle in NRW dieses Vorhaben
durchsetzen wird. Wir wollen keinem Naturschüt-
zer böse Absichten unterstellen.

(Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das tun Sie doch!)

Aber es ist einfach Fakt, dass jeder Planer damit
rechnen muss, dass jeder einzelne Planungsab-
schnitt beklagt wird. Wenn man bedenkt, dass für
Fledermäuse spezielle Brücken gebaut werden sol-
len, ohne deren Hilfe die Flugtiere angeblich nicht
die A 21 überfliegen können, dann kann man erah-
nen, mit welchen Problemen die Planer fertig wer-
den müssen - von den enormen Mehrkosten für den
Steuerzahler ganz zu schweigen.

Schnellere Planung, das wollen wir alle. Aber wie?
Darauf gibt der Alternativantrag der Fraktionen von
CDU, FDP und Grünen leider keine konkrete Ant-
wort. Hier reiht sich eine Absichtserklärung an die
andere. Von neuen Wegen zu effizienteren Prozes-
sen ist die Rede, von einfacher Abstimmung und
von Mediation. Das klingt alles doch sehr nach ei-
ner Werbebroschüre einer Unternehmensberatung,
aber nicht nach konkreter Politik. Vielleicht braucht
Jamaika ja noch den Sommer, um sich darauf zu ei-
nigen, was Vorrang in der Wirtschafts- und Ver-
kehrspolitik hat, Fledermausbrücken oder Autobah-
nen für die Bürgerinnen und Bürger dieses Landes.

(Beifall AfD)
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Den Antrag des SSW können wir bei aller Sympa-
thie nicht unterstützen, weil hier Maßnahmen gefor-
dert werden, die aus unserer Sicht rechtlich unmög-
lich sind. Den Antrag finden wir zwar gut und rich-
tig, aber die rechtlichen Hürden auf Bundesebene
sind für uns leider nicht zu nehmen.

Den Antrag der Regierungsfraktionen unterstützen
wir, allerdings mit wenig Begeisterung, da er mehr
Fragen aufwirft, als er Lösungen aufzeigt. Aber zu-
mindest geht er in die richtige Richtung. Wir wer-
den zukünftig sehr genau verfolgen, was an konkre-
ten Taten folgt. - Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Das Wort zu einem Dreiminutenbeitrag hat jetzt die
Kollegin Kerstin Metzner aus der SPD-Fraktion.

Kerstin Metzner [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Sehr geehrte Abgeordnete! Ich habe
die Debatte hier sehr interessiert verfolgt und habe
festgestellt, dass es wirklich ausgesprochen wichtig
ist, dass wir dieses Problem im Wirtschaftsaus-
schuss noch einmal ganz konkret erörtern. Minister
Buchholz hat es gestern in einem Satz angespro-
chen: Wir werfen hier Aufgaben von Exekutive und
Legislative in einen Pott. Genau da sehe ich das
Problem. Meine Vorredner sprachen die ganze Zeit
über Autobahnbauten und Planfeststellungsverfah-
ren. Offenbar ist vielen hier nicht bekannt, dass wir
in Schleswig-Holstein ein Landeswassergesetz ha-
ben, aufgrund dessen wir Planfeststellungsverfah-
ren für Häfen, Deiche, Dämme und Abwasseranla-
gen durchführen müssen. Ich gehe davon aus, dass
wir in diesem Land zig Planfeststellungsverfahren
erfolgreich durchführen, die innerhalb kürzester
Zeit, mitunter innerhalb eines halben oder eines
Jahres, durchgezogen werden und bei denen die
Maßnahmen dann nach zwei Jahren abgeschlossen
sind.

Da die Komplexität dieser Planverfahren hier of-
fenbar nicht bekannt ist, finde ich es sehr ange-
bracht, dass wir das im Wirtschaftsausschuss noch
einmal diskutieren. Genau deswegen haben wir uns
diesem Antrag jetzt nicht angeschlossen, sondern
gesagt, dass wir es noch einmal umfassend disku-
tieren wollen. Ich finde es schon sehr gut zu wissen,
dass dem Minister zumindest bekannt ist, dass es
diese verschiedenen Verfahren gibt. Ich freue mich

auf die Diskussion im Wirtschaftsausschuss. - Vie-
len Dank.

(Beifall SPD)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank. - Dann erteile ich jetzt dem Minister
für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und
Tourismus, Dr. Bernd Buchholz, das Wort.

Dr. Bernd Buchholz, Minister für Wirtschaft, Ver-
kehr, Arbeit, Technologie und Tourismus:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! In einem Punkt, glaube ich, sind wir uns
hier alle einig: Der Bau von Infrastrukturvorhaben
geht in Deutschland einfach zu schleppend voran.
Ich bin ganz ehrlich, ich gucke da neidvoll nach
Dänemark. Ich gucke neidvoll nach Dänemark, wie
da Großprojekte umgesetzt werden. Doch wenn wir
ehrlich sind, wird uns das mit dem neidvollen
Gucken nicht rasend viel nutzen; denn das andere
dänische Rechtssystem erlaubt Dinge, die wir so in
der Bundesrepublik Deutschland nicht machen kön-
nen.

Ein Systemwechsel in der von Ihnen, Herr Harms
oder Herr Meyer, vorgeschlagenen Art und Weise
wird schlicht und ergreifend nicht möglich sein;
denn wir haben es mit dem Prinzip - ich habe es
gestern kurz angesprochen - planfeststellender Ge-
setze zu tun.

(Vereinzelt Beifall SPD)

So etwas hat es in Deutschland einmal gegeben. Im
Zuge der Projekte „Deutsche Einheit“ hat man, ge-
rade beim Eisenbahnprojekt Stendal und anderen,
durch den Deutschen Bundestag versucht, mit plan-
feststellenden Gesetzen zu agieren. Das präkludiert
dann natürlich alle Einwender; das muss man ganz
klar sagen. Wenn man so etwas durch Gesetz
macht, so wie von Ihnen vorgeschlagen, dann gibt
es keinen Instanzenzug mehr dagegen, in dem man
klagen kann. Dann gibt es nur noch den Weg der
Verfassungsbeschwerde. Das ist dann die einzige
Möglichkeit, dagegen vorzugehen.

Deshalb und weil der Gesetzgeber selbst quasi Ver-
waltungsaufgaben übernimmt, hat das Bundesver-
fassungsgericht in einem breiten Urteil dazu sehr
klar gesagt, was die Voraussetzungen dafür sind. Es
hat gesagt, dass solche planfeststellenden Gesetze,
die in der Regel dem Gewaltenteilungsprinzip ent-
gegenstehen, weil eben der Gesetzgeber Aufgaben
der Exekutive übernimmt, nur in ganz engen Gren-
zen und im überwiegenden Interesse des Gemein-
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wohls, aber jedenfalls nicht grundsätzlich für die
Planfeststellung möglich sind. Deshalb, Herr
Harms, tut mir leid: Wir gucken da neidvoll hin.
Aber so geht es eben in Deutschland leider nicht.

(Vereinzelter Beifall CDU und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Die entscheidende Frage ist: Wie geht es dann?
Wie können wir die komplexeren Verfahren be-
schleunigen und gleichzeitig - das muss der An-
spruch dabei sein - Bürgerinnen und Bürger sowie
die Interessenvertreterinnen und -vertreter, wie et-
wa die Naturschutzverbände, angemessen beteili-
gen? Frau Metzner hat es eben gesagt, wir machen
ja viele, und nur wenige sind so aufgeladen wie das
für die A 20. Wie schaffen wir es also, auf der
einen Seite diesen Planungsthemen Rechnung zu
tragen und auf der anderen Seite die Akzeptanz der
Bevölkerung für die Projekte hinzubekommen? Das
ist aus meiner Sicht die entscheidende Frage.

Natürlich werden wir da Planbeschleunigungsthe-
men einführen müssen. Ja, manchmal werden es In-
stanzenthemen sein, indem wir schlicht und ergrei-
fend sagen: Damit muss dann auch mal Schluss
sein. Da ist dann eine Instanz auch ausreichend.
Aber wir müssen auch einmal darüber nachdenken,
ganz praktische Fragen aufzugreifen. Bei diesen
praktischen Fragen gibt es durchaus Bewegung. Es
gab in der Vergangenheit ein Innovationsforum
Planungsbeschleunigung mit einem Katalog von
Maßnahmen. Ein wichtiges Element der strategi-
schen Planungsbeschleunigung ist zum Beispiel das
Thema des vereinfachten Genehmigungsverfahrens
für Bestandsbautenerhaltung, also schlicht und er-
greifend da, wo schon eine Trasse verläuft oder ei-
ne Brücke ist, wirklich auch mit reduzierten Vor-
aussetzungen zu agieren. Das heißt - das muss man
ganz klar sagen -, in diesen Bereichen gibt es eine
Einschränkung der Beteiligungsrechte, klare Sache.
Man kann sich nicht den Pelz waschen, ohne sich
nass zu machen.

(Christopher Vogt [FDP]: Wem sagst du
das?)

- So ist es. - Wem sage ich das an der Stelle? Aber
darüber nachzudenken, ist richtig.

(Beifall FDP, vereinzelt CDU und Beifall
Lars Harms [SSW])

Darüber hinaus gibt es auch noch andere Möglich-
keiten. Erstens: Thema Behördenvereinfachung. Ich
habe mir sagen lassen, dass - schon durch meinen
Vorgänger auf die Reise gebracht - beim Landesbe-
trieb Straßenbau ein Kompetenzzentrum Planung

am Betriebssitz des LBV nicht nur angedacht, son-
dern in der Umsetzung ist. Hier sollen Kompeten-
zen gebündelt, das Projektmanagement verbessert,
die Öffentlichkeitsarbeit gestärkt und juristische
Fragen zentral geklärt werden. Das scheint mir ein
richtig guter Ansatz zu sein, um so etwas zu ma-
chen.

Zweitens. Wir müssen auch insoweit bei Planungs-
verfahren die Digitalisierung nutzen. Die Digitali-
sierung führt zum Beispiel im Bereich von Building
Information Modeling dazu, dass Planungen nicht
mehr in der Art und Weise ausgelegt werden, wie
man das bisher kennt, also mit großen Aktenbergen,
sondern eben über das Internet, wie wir das zurzeit
bei der A 20 mit dem konkreten Planfeststellungs-
beschluss machen, modellbasiert, ich sage einmal,
digital, damit auch anders visualisiert, transparenter
gemacht für die Leute, auch mit mehr Einbezie-
hungsmöglichkeiten dargestellt. Das ist ein zweiter
wichtiger Punkt.

Den dritten wichtigen Punkt habe ich gestern schon
genannt: Wir brauchen ein Fair Play mit den Ver-
bänden. Wir werden große Planungsverfahren nicht
gegen die Verbände anschieben können. Dieses
Fair Play setzt wechselseitiges Verständnis voraus -
auf der einen Seite von uns für die Interessen der
Verbände, andererseits aber auch für das Interesse
der Mehrheit der Bevölkerung, unter anderem auch
bei Infrastrukturprojekten vorankommen zu wollen.

Ich habe heute Morgen die Zeitung aufgeschlagen
und gesehen, dass im Planabschnitt 4 der A 20 nun
in der Nähe von Schmalfeld die nächste Initiative
zu dem Thema Moorgebiet, das vertorfen könnte,
die nächsten Bedenken erhebt. Daran sehen wir: Es
geht in Wahrheit nicht nur um Planungsrecht. Es
geht immer um Menschen, um Menschen, die mit
ihren Einwendungen ganz am Anfang schon einmal
mitgenommen worden sind, oder die sich durch
Planungen überrollt fühlen. Wenn sie durch Planun-
gen überrollt worden sind, dann allerdings treten sie
auf den Plan.

(Beifall FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt CDU)

Lassen Sie mich das zum Schluss sagen: Deshalb
ist das Thema Mediation, was ein ausgleichender
Prozess ist, bei dem man zu einem gemeinsamen
Ziel kommen will, an dieser Stelle ein durchaus
richtiger Ansatz. Wir sollten das stärker versuchen.
Ich glaube, wir haben viele Möglichkeiten, Planun-
gen zu beschleunigen, aber wir müssen es auch. Es
ist notwendig, um Projekte schneller voranzubrin-
gen. - Herzlichen Dank.
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(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank. - Der Minister hat die vereinbarte Re-
dezeit um 1 Minute 37 Sekunden überschritten.
Gibt es eine Fraktion, die von zusätzlicher Redezeit
Gebrauch machen möchte? - Das ist nicht der Fall.
Es liegen auch keine weiteren Wortmeldungen vor.
Ich schließe damit die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache
19/14 und den Alternativantrag Drucksache 19/94
dem Wirtschaftsausschuss zu überweisen. Wer so
beschließen will, den bitte ich um das Handzeichen.
- Die Gegenprobe! - Damit ist das einstimmig so
beschlossen.

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 7 auf:

Elternunabhängiges BAföG einführen

Antrag der Abgeordneten des SSW
Drucksache 19/13

Alternativantrag der Fraktionen von CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/97

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne hiermit die Ausspra-
che. Das Wort hat der Abgeordnete Lars Harms für
die Abgeordneten des SSW.

Lars Harms [SSW]:

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Für uns ist dieses Thema, das
wir heute besprechen, eher ein finanzpolitisches
Thema, deswegen stehe ich hier.

(Serpil Midyatli [SPD]: Sehr gut!)

Es geht nicht um Bildung. Ich glaube, bei Bildung
und BAföG sind wir uns sehr schnell einig, was das
für eine Relevanz hat. Der Anlass für diesen Antrag
war, dass es massive Diskussionen auf Bundesebe-
ne darüber gibt, ob man Steuererleichterungen ge-
währen oder Schuldenabbau betreiben will. Es ste-
hen circa 15 Milliarden € in Rede, die für diese
Zwecke in irgendeiner Form mindestens genutzt
werden sollen. Da stellt sich für uns natürlich schon
die Frage: Macht das Sinn? - Diese Steuererleichte-
rungen, die über das normale Steuersystem - also
das, was wir als den Klassiker Lohnsteuer oder Ein-
kommensteuer kennen - auf die Leute verteilt wer-
den, sind nicht immer gerecht, weil es oft so ist,

dass, wenn Steuersätze geändert werden, es dann
eher Menschen wie beispielsweise mich, die etwas
mehr Geld verdienen, besserstellt als gerade denje-
nigen, der nicht so viel hat, und vor allem derjenige
außer Acht gelassen wird, der gar nichts hat, sprich:
der auf soziale Unterstützung angewiesen ist.

Vor dem Hintergrund haben wir uns Gedanken dar-
über gemacht, wie man es eigentlich zielgerichtet
besser hinbekommen und gleichzeitig auch ein all-
gemeines politisches Ziel umsetzen kann. Da haben
wir uns vor Augen geführt, dass nach unserer Auf-
fassung natürlich immer noch Bildung und der Zu-
gang zu Bildung kostenlos sein sollten. Das ist er
nicht immer in diesem Land. Wir haben diese De-
batte bei Kita-Kosten, wir haben diese Debatte aber
eben gerade auch bei der weiteren Bildung, insbe-
sondere nach der schulischen Bildung. Es geht da-
bei ja nicht nur um Studenten, sondern auch um das
sogenannte Meister-BAföG. Wir haben hier beim
BAföG jetzt einen Höchstsatz von 735 €, der aber
fast nie erreicht wird, weil immer Einkommen von
Eltern gegengerechnet wird. Wir sind im Schnitt
bei 448 €, die ausgezahlt werden.

Davon muss dann irgendwann nach Ende der För-
derdauer, wenn man dann hoffentlich seinen Be-
rufsabschluss geschafft hat und eine gewisse Zeit
abgelaufen ist, die Hälfte wieder zurückgezahlt
werden. Das wiederum - das ist vielleicht wichtig
zu wissen, weil es nicht so bekannt ist - führt dazu,
dass 37 % derjenigen, die eine weitere Ausbildung
machen und einer niedrigen Einkommensklasse an-
gehören, dieses Angebot gar nicht annehmen, weil
sie in Sorge sind, dass sie diese Schulden später
nicht wieder abtragen können oder dass es ihnen
besonders schwerfällt. Das kann es eigentlich nicht
sein. Im Extremfall führt das sogar dazu - das ist
leider statistisch nicht erhoben -, dass diese Grup-
pen ganz wegbleiben, also sagen: Ein Hochschul-
studium ist nichts für mich, ich jobbe mich weiter
durchs Leben. Obwohl ich mein Abitur, meine
Fachhochschulreife oder eine entsprechende Hoch-
schulberechtigung in der Tasche habe, mache ich es
trotzdem nicht, weil mir die Gefahr zu hoch ist,
dass ich mir das alles nicht leisten kann.

Das ist für uns der Ansatz zu sagen: Es kann eigent-
lich nicht sein, dass BAföG immer noch elternab-
hängig ist und man damit auch den normalen Men-
schen über 18 Jahre ein bisschen unmündig macht,
weil der Mensch immer noch von seinen Eltern ab-
hängig ist. Auch da wieder der Klassiker des SSW:
Wir schauen einmal nach Norden, wie es da aus-
sieht. Dort in Dänemark gibt es die sogenannte Stu-
dienunterstützung, die in der weiteren Hochschul-
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ausbildung komplett elternunabhängig ist. Nur
wenn man unter 18 Jahre alt ist, wird das Elternein-
kommen angerechnet, ansonsten nicht. Diese Un-
terstützung ist einheitlich, das bekommt jeder, das
muss im Übrigen wie ein richtiger Lohn versteuert
werden, es ist aber vielleicht eine andere Systema-
tik. Aber jeder bekommt das Gleiche für seine Aus-
bildung und hat eben einen entsprechenden An-
spruch darauf und muss dieses Geld am Ende nicht
zurückbezahlen. Das führt dazu, dass jemand, der
in einer solchen weiterführenden Ausbildung in Dä-
nemark ist, wesentlich unabhängiger handeln kann
und natürlich auch wesentlich geringeren Zwängen
ausgesetzt ist, was Hinzuverdienstnotwendigkeiten
angeht. Das ist im Prinzip das, woran wir uns orien-
tieren.

Das soll der Schluss sein: Wenn wir das BAföG
nach dem derzeitigen Höchstsatz komplett auszahl-
ten, es komplett elternunabhängig machten und kei-
ne Rückzahlungspflicht mehr bestünde, müssten
wir circa 3 Milliarden € aufwenden. 15 Milliarden €
stehen in Rede, was die Steuererleichterungen an-
geht. Wir sehen also, dass wir dieses ohne Schwie-
rigkeiten bezahlen könnten und damit vielen Men-
schen, die eine Weiterbildung machen wollen, das
Leben erleichtern könnten. Deswegen würden wir
uns wünschen, dass wir da zu einer vernünftigen
Lösung kommen könnten, und empfehlen, das Gan-
ze in den Ausschuss zu überweisen. - Vielen Dank.

(Beifall SSW)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank. - Das Wort zu seinem ersten Redebei-
trag im Schleswig-Holsteinischen hat der Kollege
Tim Brockmann für die CDU-Fraktion.

(Beifall)

Tim Brockmann [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Im vergangenen Jahr bezogen mehr als
600.000 Studierende Leistungen nach dem BAföG.
Im Durchschnitt erhielt jeder Bezieher monatlich
448 €, und der Bund zahlte insgesamt 2,97 Milliar-
den €. Ich finde, das sind durchaus beachtliche Zah-
len, insbesondere wenn man das damit vergleicht,
wie es zu Beginn des BAföG gewesen ist. 1972 wa-
ren es lediglich 270.000 Studierende, die entspre-
chende Leistungen erhalten haben. Die Leistungen
des Bundes betrugen seinerzeit 547 Millionen €.
Während sich der Zahl der Empfänger mehr als
verdoppelt hat, haben sich die Leistungen mehr als
verfünffacht. Diese Entwicklung ist erst einmal po-

sitiv zu beurteilen. Sie zeigt, dass die BAföG-Leis-
tungen durchaus attraktiv sind.

Gleichwohl müssen wir auch feststellen, dass zur-
zeit immer weniger Studierende BAföG in An-
spruch nehmen oder in Anspruch nehmen können,
obwohl sich die Leistungen gerade im letzten Win-
tersemester deutlich erhöht haben. Wir wissen, dass
es nicht einfach ist, Chancengleichheit im Bil-
dungssystem herbeizuführen, ein nebenerwerbsfrei-
es Studium herbeizuführen, ein elternunabhängiges
Studium herbeizuführen. Deshalb glaube ich, dass
es wichtig ist, sich Gedanken über Veränderungen
beim BAföG zu machen.

Lieber Herr Harms, der SSW greift Teile unseres
Koalitionsvertrages auf. Das ist wunderbar. Wir ha-
ben vereinbart, dass wir auf Bundesebene, die be-
kanntlich für das BAföG verantwortlich ist, eine In-
itiative für ein elternunabhängiges BAföG starten
wollen. Insofern finde ich es gut, dass der SSW die-
ses Ansinnen unterstützt.

(Beifall Petra Nicolaisen [CDU])

Mit einem elternunabhängigen BAföG werden wir
es mehr Studierenden ermöglichen, tatsächlich
BAföG-Leistungen zu erhalten.

Außerdem ließe sich der bürokratische Aufwand
der Antragsteller, der Eltern und des BAföG-Amts
sicherlich deutlich reduzieren.

Wir dürfen aber nicht außer Acht lassen, dass von
einem elternunabhängigen BAföG insbesondere
Kinder aus Familien profitieren, die wahrscheinlich
über dem Durchschnittseinkommen liegen und die,
wenn überhaupt, nur einen geringen Anspruch auf
BAföG hätten. Gerade hier treten aber die Proble-
me auf: An den Einkommensgrenzen kommt es
häufig zu erheblichen Belastungen der Familie, die
dazu führen können - Herr Harms, Sie sagten es
ja -, dass Kinder gegebenenfalls von einem Studi-
um abgehalten werden. Sie stehen unter erhebli-
chem zeitlichen und familiären Druck, ihr Studium
zu beenden. Das sind alles Dinge, die sicherlich
nicht förderlich für ein Studium sind.

Der SSW-Antrag geht jedoch weiter und fordert
auch den Verzicht auf die Rückzahlungsverpflich-
tung. Einen solchen Verzicht halte ich für falsch.
Das BAföG als Schenkung zu betrachten, ist ein
falsches Signal, weil es jeglichen Anreiz zunichte-
macht, schneller zu studieren. Es privilegiert einsei-
tig diejenigen, die später über dem Durchschnitts-
einkommen verdienen werden. Zudem werden die
BAföG-Mittel auch von denjenigen aufgebracht,
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die nicht studiert haben, sondern beispielsweise ei-
ne berufliche Ausbildung absolviert haben.

Lassen Sie mich abschließend noch kurz auf die
Begründung des SSW-Antrags eingehen. Diese ist
ein Stück weit bemerkenswert.

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Herr Kollege, bevor Sie dazu kommen, gestatten
Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Harms?

Tim Brockmann [CDU]:

Bei meiner ersten Rede mache ich das gern.

Lars Harms [SSW]: Meine Bemerkung ist
keine Kritik, sondern nur ein Hinweis, dass
wir das nicht als Schenkung, sondern als eine
Entlohnung verstehen, genauso, wie es bei-
spielsweise in Form des Auszubildendenent-
gelts eine Entlohnung für einen Auszubilden-
den gibt. Es ist ein Hinweis, damit das nicht
missverstanden wird. Ich glaube, wir sind
uns darüber aber ohnehin einig.

- Man kann es aber auch wunderbar als Schenkung
interpretieren.

Lassen Sie mich daher noch abschließend auf die
Begründung eingehen. Auf der einen Seite lehnen
Sie Steuerentlastungen für Besserverdienende ab,
auf der anderen Seite entlasten Sie aber gerade die-
se. Auch wenn meine Kinder noch nicht so alt sind,
meine ich, dass es als Abgeordneter mit Kindern si-
cherlich durchaus möglich ist, seine Kinder durchs
Studium zu bringen. Wenn die Kinder künftig elter-
nunabhängiges BAföG bekommen, entlasten Sie an
dieser Stelle genau die Besserverdienenden.

Auch die aktuell guten Einnahmen des Staates dür-
fen meines Erachtens nicht als Begründung für ein
elternunabhängiges BAföG herhalten. Im Um-
kehrschluss bedeutet dies nämlich, wenn man es zu
Ende denkt, dass die BAföG-Leistungen einge-
schränkt werden müssten, wenn die Einnahmen
wieder sinken - und das wird mit Sicherheit wieder
eintreten. Insofern sollten wir an dieser Stelle nicht
finanzpolitisch, sondern bildungspolitisch argumen-
tieren. Aus diesem Grund haben wir unseren An-
trag auch um die Teilzeitstudiengänge und das eh-
renamtliche Engagement ergänzt. Ich bitte daher
um Unterstützung für den Antrag der Koalitions-
fraktionen. - Vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und AfD)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Für die SPD-Fraktion hat nunmehr - ebenfalls zu
seinem ersten Beitrag im Schleswig-Holsteinischen
Landtag - der Kollege Dr. Dunckel das Wort.

(Beifall)

Dr. Heiner Dunckel [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich bin zunächst dankbar, dass der SSW dieses
wichtige Thema auf die Tagesordnung gebracht hat,
das uns aus verschiedenen finanz- und bildungspo-
litischen Gründen beschäftigen muss. Ich darf Sie
daran erinnern, dass nach der 21. Sozialerhebung
des Studentenwerkes fast 50 % der Studierenden
aus sozial niedrigen Herkunftsgruppen ihr Studium
als finanziell nicht gesichert ansehen. Dies gilt auch
und insbesondere für Studierende, die ihr Studium
wesentlich über das BAföG finanzieren. Auch müs-
sen wir zur Kenntnis nehmen, dass der deutlich
überwiegende Teil der Studierenden das Studium
durch die Unterstützung der Eltern und durch eige-
nen Verdienst finanziert.

Kollege Brockmann hat die Zahlen bereits genannt,
ich habe zu ihnen eine etwas andere Deutung: 2015
wurden in der Tat bundesweit rund 611.000 der ins-
gesamt 2,8 Millionen Studierenden und
260.000 Schülerinnen und Schüler nach dem
BAföG gefördert. Die Tendenz ist rückläufig. Der
durchschnittliche Betrag - Sie haben das auch ge-
nannt - lag für Studierende bei 448 €, was deutlich
unter dem BAföG-Höchstsatz und unter dem Satz
liegt, der notwendig ist, um sein Studium und Le-
ben zu finanzieren. In Schleswig-Holstein sind die
Verhältnisse vergleichbar, auch wenn bei uns pro-
zentual etwas mehr Studierende BAföG bekom-
men.

Die vor einem Jahr von der Bundesregierung verab-
schiedeten Reformen haben sowohl die Elternfrei-
beträge als auch die Bedarfssätze angehoben. Es
liegen allerdings noch keine Zahlen dafür vor, was
es tatsächlich bedeutet und welche Auswirkungen
es hat. Seit es das BAföG gibt, gibt es die Diskussi-
on darüber, ob zumindest die Studierenden als ei-
genständige, unabhängige junge Erwachsene be-
handelt werden sollten und entsprechend als unab-
hängig vom elterlichen Haushalt angesehen werden
sollten. Diese sollten dann natürlich auch unabhän-
gig vom Einkommen und Vermögen der Eltern ihr
BAföG bedarfsabhängig bekommen. Wir haben für
diese Position und auch für die Forderung nach ei-
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nem elternunabhängigen BAföG durchaus eine
deutliche Sympathie.

Bei einem genauen Blick gibt es jedoch eine Reihe
von Punkten, die es noch zu diskutieren und zu be-
trachten gilt. Ich will das hier nur kurz andeuten.

Erstens. Wie auch in unserem Bundesprogramm
formuliert, muss das BAföG bedarfsdeckend sein
und regelmäßig an die Lebenshaltungskosten ange-
passt werden. Der derzeitige BAföG-Höchstsatz
von 735 € dürfte dafür nicht ausreichen. Die Frage
ist also, was bedarfsdeckend ist.

Zweitens. Von einem elternunabhängigen BAföG -
es ist schon gesagt worden - profitieren auch Stu-
dierende einkommensstarker und vermögender
Herkunftsfamilien oder gar Kinder von Einkom-
mensmillionären. Auch wenn wir es hier nicht lö-
sen können, so muss doch erwähnt werden, dass
diese Ungerechtigkeit in entsprechenden Steuer-
konzepten gelöst werden kann und muss, wie Sie es
beispielsweise in unserem Regierungsprogramm für
den Bund nachlesen können.

(Beifall Thomas Rother [SPD])

Drittens. Der SSW verweist in seiner Begründung
auf die derzeit guten Steuereinnahmen der Bundes-
republik. Ich sehe allerdings in dieser Argumentati-
on ein Risiko. Was ist denn, wenn sich die Steuersi-
tuation des Bundes wieder verschlechtert? Wenn
wir uns dafür entscheiden, die Studierenden und ge-
gebenenfalls auch die Schülerinnen und Schüler un-
abhängig von der finanziellen Leistungskraft ihrer
Familien zu unterstützen, so muss dies nachhaltig
sein. Einen Finanzierungsvorbehalt kann es da nicht
geben.

Viertens. In den 80er-Jahren des letzten Jahrhun-
derts hat die schwarz-gelbe Bundesregierung das
BAföG auf Volldarlehen umgestellt, was der akade-
mischen Bildungsbeteiligung nicht gutgetan hat -
auch das ist schon gesagt worden. Der SSW schlägt
deshalb - natürlich mit Blick auf Dänemark - vor,
dass die Leistungen nicht mehr zurückgezahlt wer-
den müssen. Das klingt gut, ich denke aber, auch
hier werden wir reden müssen, denn es sind auch
andere Lösungen möglich.

Fünftens. Wenn wir formelle und informelle Teil-
zeit-Studierende zusammenrechnen, beträgt der An-
teil der Studierenden im Teilzeit-Studium etwa
8 %. Das ist durchaus ein größerer Anteil. Auch
hier müssen wir die Notwendigkeit diskutieren, das
BAföG auf Teilzeitstudiengänge anzupassen.

Die vor einigen Jahren zwischen Bund und Ländern
getroffene Vereinbarung sieht vor, dass die ur-

sprüngliche Kostenteilung zugunsten der Länder
aufgehoben wurde und der Bund jetzt alles bezahlt.
Die Länder haben hier also keine direkte Entschei-
dungskompetenz mehr. Trotzdem halten wir es für
richtig, sowohl über den Bundestag als auch über
den Bundesrat auf eine verbesserte Studienförde-
rung hinzuwirken. Insofern unterstützen wir, dass
wir das Thema im Bildungsausschuss ausführlich
diskutieren in der Hoffnung, dass wir dort zu einer
gemeinsamen Lösung kommen. - Vielen Dank für
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Es geht weiter mit der nächsten Premierenrede: Ich
erteile dem Abgeordneten Lasse Petersdotter von
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das
Wort zu seinem ersten Redebeitrag im Schleswig-
Holsteinischen Landtag.

(Beifall)

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Es gibt viele Gründe, ein Studium abzu-
brechen oder gar nicht erst ein Studium aufzuneh-
men: wenn eine berufliche Ausbildung zu dem
führt, was man sich selbst für seine Zukunft vor-
stellt; wenn man im weiten Feld der angebotenen
Studiengänge einfach nicht das findet, wofür man
brennt; wenn man erkennt, dass die Arbeitsweise
und das Leben, das einen als Studierenden erwartet,
nicht das ist, was man sich vorstellt und das zu ei-
nem passt; oder wenn man einfach nicht bereit ist,
den Anforderungen zu entsprechen und die Talente
doch eher woanders liegen.

Die Gründe, nicht zu studieren, sind vielfältig. Vie-
le von ihnen sind gute Gründe. Eines darf aber nie-
manden, niemals und unter keinen Umständen dar-
an hindern, den Bildungsweg weiterzugehen und
ein Studium aufzunehmen: das Einkommen der El-
tern.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD und SSW)

Doch kommen bundesweit von 100 Studierenden
nur 23 aus Nichtakademikerfamilien. Das ist kein
Zufall oder so etwas wie die unsichtbare Hand des
Bildungssystems. Es ist eine destruktive Ungerech-
tigkeit, die dazu führt, dass unsere Wissenschafts-
landschaft von vielen geeigneten und sehr großarti-
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gen Menschen nicht erreicht wird. Für die 23 % der
Nichtakademikerkinder ist nicht nur die Hoch-
schule ein völlig neuer Raum, der automatisch mit
zahlreichen Herausforderungen verbunden ist, son-
dern das Studium selbst ein scheinbar unkalkulier-
bares Risiko. Vielen jungen Menschen - auch mir
selber - hätte es geholfen, vor dem Studium zu wis-
sen, ob ich mir diese Entscheidung wirklich leisten
kann und möchte, welche Kosten mich tatsächlich
erwarten. Kein Online-BAföG-Rechner sagt einem
auch nur ansatzweise zuverlässig, mit wie viel Geld
man planen kann.

Wenn man das Studium aufgenommen hat, beginnt
eine Odyssee mit zahlreichen Formblättern des
BAföG-Antrags, die es fast ausschließlich analog
gibt und die einen erst einmal zur Recherche in die
finanziellen Familienniederungen zwingen. Bis der
Antrag bearbeitet ist und die ersten Zahlungen an-
stehen, verstreichen Monate - Monate, die viele
kaum bis gar nicht überbrücken können.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Immer wieder muss der Antrag im Laufe des Studi-
ums neu gestellt werden. Auf veränderte Lebens-
verhältnisse reagiert das BAföG nur unzureichend
und viel zu spät. Unter anderem darum muss
Schluss sein mit dieser sich selbst ad absurdum füh-
renden bürokratischen Black-Box. Darum braucht
es ein BAföG für alle, elternunabhängig.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD, FDP und SSW)

Ich bedanke mich beim SSW für die Initiative zu
diesem Thema und bin froh, dass unser Koalitions-
vertrag in dieser Frage eine sehr deutliche Sprache
spricht. Das BAföG muss so aufgestellt sein, dass
alle Studierenden die Chance haben, sich zu enga-
gieren. Deswegen fordern wir in unserem Antrag,
die Fortzahlung des BAföG über die Regelstudien-
zeit hinaus zu gewährleisten, wenn man ein außeru-
niversitäres Engagement vorweist oder in Teilzeit
studiert. Auch dafür gibt es gute Gründe, auch die-
ses Studium ist unterstützungswürdig. Deswegen
fordern wir in unserem Antrag eine entsprechende
Anpassung für diese Fälle.

Das BAföG ist dazu da, jungen Menschen ein Stu-
dium zu ermöglichen, und es ist das Finanzierungs-
modell für den Bildungsaufstieg. Als solches ver-
sagt es aber, wenn die Anzahl der BAföG-Empfän-
ger bundesweit sinkt, obwohl die Gesamtzahl der
Studierenden steigt, wie es aktuell der Fall ist. Neu-
gierde und Wissenshunger treiben viele junge Men-

schen jedes Jahr an die Hochschulen in Schleswig-
Holstein. Wir brauchen diese Menschen.

Da ist es nur konsequent und richtig, sich für ein el-
ternunabhängiges BAföG einzusetzen. Es braucht
endlich eine finanzielle Gewissheit für jede und je-
den, damit sie oder er zu Beginn des Studiums
weiß, ob sie oder er das tatsächlich finanzieren
kann. Denn der schlechteste und für alle Beteiligten
sinnloseste und frustrierendste Grund für einen un-
befriedigten Wissenshunger und eine verbaute Bil-
dungsbiografie ist das Einkommen der Eltern. -
Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU,
SPD und SSW)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank. - Das Wort hat nun für die FDP-Frak-
tion der Abgeordnete Dennys Bornhöft.

Dennys Bornhöft [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich freue mich, dass der SSW den
neuen Koalitionsvertrag so genau gelesen hat, und
bedanke mich für den ersten Aufschlag. Die Kolle-
gin Waldinger-Thiering formulierte noch Ende
2015 bei der Hochschulgesetznovelle, dass ein el-
ternunabhängiges BAföG nicht in Sicht sei. Eine
Initiative des SSW in der letzten Legislaturperiode
zum elternunabhängigen BAföG ist mir unbekannt.
Eine solche Forderung ist mir auch in Ihrem Wahl-
programm nicht bekannt. Die Forderung nach ei-
nem elternunabhängigen BAföG finde ich im Übri-
gen auch nicht bei anderen Oppositionsparteien.

Die Einführung eines elternunabhängigen BAföG
ist jedoch eine langjährige Forderung der FDP. Ich
habe beim Bingo heute Morgen darauf gewartet,
dass sich jemand von der SPD hier hinstellt und -
wenn wir als FDP von elternunabhängigem BAföG
sprechen - natürlich den Einkommensmillionär an-
führt. Man hat Sorge, wenigen Menschen zu viel
zukommen zu lassen, und lässt deswegen eine
große Mehrheit links liegen. Das finde ich nicht
richtig.

(Zurufe SPD)

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz ist nicht
mehr zeitgemäß: Es ist sehr bürokratisch, sodass
die eingesetzten Mittel zu einem großen Teil eher
in die Verwaltung des BAföG fließen als direkt in
die Studierendenförderung. Es erreicht auch zuneh-
mend weniger Studierende - auch das haben wir
schon festgestellt -, sodass die meisten Studieren-
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den darauf angewiesen sind, vielfältige Nebenjobs
auszuüben, anstatt sich auf das Studium zu konzen-
trieren. Die dadurch längeren Studienzeiten zahlt
jeder Steuerzahler mit.

(Unruhe SPD)

- Hier wird noch diskutiert, was ein Millionär ist;
super.

Es bedarf deshalb einer grundlegenden Reform, die
die Studierenden elternunabhängig so fördert, dass
jeder begabte junge Mensch ein Studium aufneh-
men und sich darauf konzentrieren kann. Dazu gilt
es, den Studierenden in den Mittelpunkt der Förde-
rung zu stellen, nicht die Einkommenssituation sei-
ner Eltern.

Für die FDP sind Studierende erwachsene Men-
schen, die sich selbstbestimmt für eine hochwertige
Ausbildung und Entfaltung ihrer Interessen ent-
scheiden.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Wir sehen Studierende als eigenständige Persön-
lichkeiten und nicht als Teil einer elterlichen Be-
darfsgemeinschaft an, welche sich im Regelfall ja
selbst nicht einmal im selben Wohnraum befinden.

(Beifall FDP)

Die Beantragung und Gewährung oder auch die
Verwehrung von BAföG aufgrund der finanziellen
Situation der Familie führt wiederkehrend zu zer-
rütteten Verhältnissen in den Familien. Wir wollen
den bürokratischen Aufwand verringern und Trans-
parenz sowie Planungssicherheit für die Studieren-
den gewährleisten.

Der Änderungsantrag der Koalition setzt etwas an-
dere Schwerpunkte als der Antrag des SSW. Die
weitreichende Forderung, zukünftig keinerlei
BAföG-Leistungen mehr zurückzuzahlen, tragen
wir als Koalition nicht mit.

(Vereinzelter Beifall FDP und CDU)

Das Schüler-BAföG ist als Vollzuschuss hiervon
ausgenommen.

Aus unserer Sicht ist die Forderung, nichts zurück-
zuzahlen, nicht verhältnismäßig. Für Studierende
wird BAföG zu einer Hälfte als Zuschuss, zur ande-
ren Hälfte als zinsloses Darlehen gewährt. Über
Detailmodalitäten lässt sich bestimmt reden, aber
im Grundsatz halten wir diese Regelung für ver-
nünftig.

Warum? - Weil wir für diese Förderung gesamtge-
sellschaftliche Akzeptanz benötigen. Diese Leistun-

gen werden schließlich von allen Steuerzahlern auf-
gebracht. Für uns gilt der Grundsatz, dass die, die
in der Gesellschaft mehr leisten können, auch mehr
leisten sollen. Bei jungen Menschen mit prinzipiell
kostenlosem Hochschulabschluss kann man erwar-
ten, dass sie ihren gesamtgesellschaftlichen Beitrag
danach leisten, zumal die Rückzahlmodalitäten
schon jetzt sehr entgegenkommend sind. Nur die
Hälfte muss zurückgezahlt werden, es gibt eine
Obergrenze von 10.000 €, erstmalige Rückzahlung
spätestens fünf Jahre nach Studienabschluss - man
kann also zwischenzeitlich etwas anderes machen
oder arbeiten -, Streckung der Rückzahlung auf bis
zu 20 Jahre verteilt. Sonderregelungen, zum Bei-
spiel für Studierende mit Kind, gibt es auch noch.

Im Sinne einer gesamtgesellschaftlichen Akzeptanz
halten wir bei derzeitiger Rechtslage die geltende
Regelung bezüglich der BAföG-Teilrückzahlung
für vernünftig und vertretbar.

Falls der SSW an einem Modell in Anlehnung an
ein Vollstipendium festhalten möchte, empfehle ich
einen weiteren Blick in unseren Koalitionsvertrag.
Es wird ein Zukunftslabor geben, in dem wir zum
Beispiel über liberales Bürgergeld sowie generell
Grundeinkommen und staatliche Transferleistungen
sprechen werden. Da wäre das ein idealer Ansatz.

Der Antrag der Koalition ist gesamtgesellschaftlich
ausgewogener und sollte daher vom Hohen Haus
beschlossen werden. - Vielen Dank.

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Die AfD-Fraktion hat uns mitgeteilt, dass sie zu
diesem Tagesordnungspunkt auf einen Redebeitrag
verzichtet. - Nun erteile ich zu einem Dreiminuten-
beitrag der Kollegin Jette Waldinger-Thiering vom
SSW das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Vielen Dank, Herr Vizelandtagspräsident! Dem
SSW geht es nicht darum, jungen Menschen Ge-
schenke zu machen. Es sind und bleiben unsere
Kinder, es geht um die jungen Menschen, die wir in
die Selbstständigkeit entlassen wollen und die mit
ihrem Studium eine Zukunft planen sollen, nicht
nur für sich. Wir diskutieren immer wieder: Wo
bleiben unsere klugen Köpfe ab, und was erwarten
wir von diesen klugen Köpfen?

Wir gehen davon aus, dass ein elternunabhängiges
BAföG nicht die Kinder reicher macht, sondern die
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jungen Menschen fangen an und bekommen ein
Einkommen, um ein Studium beginnen zu können,
um in eine Zukunft zu starten, die unerwartet ist.
Lasse Petersdotter hat es gerade gesagt: Viele junge
Menschen, die keinen Akademiker zu Hause haben,
wissen gar nicht, was auf sie zukommt. Sie haben
große Bedenken, mit der Ausbildung anzufangen.
Es kann sich keiner leisten, kluge Köpfe zu Hause
zu lassen, weil sie nicht wissen, wie sie ihre Zu-
kunft und ihr Studium finanzieren sollen.

Als wir über die HSG-Novelle diskutiert haben, ha-
be ich gesagt: Solange wir kein elternunabhängiges
BAföG haben, ist die Anwesenheitspflicht ein Teil-
instrument, um eine Möglichkeit zu geben, Geld für
den Lebensunterhalt zu verdienen. Die Steuerer-
leichterungen, die vom Bund angestrebt werden,
sind ein kleines Gießkannenprinzip. Wir werden ei-
nigen mehr geben, aber die, die das tatsächlich be-
nötigen, werden es nicht kriegen.

Die Verwaltungskosten sind schon angesprochen
worden.

Ich appelliere noch einmal an die Jamaika-Koaliti-
on: Lassen Sie uns beide Anträge in den Finanz-
und in den Bildungsausschuss überweisen, damit
wir gemeinsam

(Die Abstimmungsglocke ertönt)

- ich habe hier noch Zeit - etwas Kluges zum Woh-
le der jungen Menschen in Schleswig-Holstein und
als Inspiration für die Bundesrepublik Deutschland
auf den Weg bringen können. Ich appelliere, dass
wir beide Anträge in den Bildungs- und den Fi-
nanzausschuss überweisen. Wir wollen die jungen
Menschen nicht in Euros reicher machen, aber rei-
cher mit guten Ideen, und wir wollen kluge Köpfe
auf den Weg bringen.

(Beifall SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und AfD)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Entschuldigen Sie
diese kleine Störung, wir probieren die Technik
hier noch aus.

(Heiterkeit)

Ich erteile nun für die Landesregierung der Ministe-
rin für Bildung, Wissenschaft und Kultur, Frau Ka-
rin Prien, das Wort.

Karin Prien, Ministerin für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Abgeordnete! Zunächst einmal vie-
len Dank für diese Debatte, die sehr deutlich zeigt,
dass jedenfalls der überwiegende Teil hier im Haus
das Thema Chancengerechtigkeit in der Bildung
sehr ernst nimmt und dass wir in diesem Zusam-
menhang das Thema elternunabhängiges BAföG
miteinander diskutieren können. Es ist bereits
mehrfach erwähnt worden, dass sich auch die Ko-
alition im Koalitionsvertrag mit dieser Frage aus-
einandergesetzt hat. Wir haben das Thema elternun-
abhängiges BAföG auf der Agenda und haben uns
gemeinsam dazu entschlossen, hierzu eine Bundes-
ratsinitiative auf den Weg zu bringen.

Allerdings - auch das wurde bereits gesagt - ist un-
ser Ansatz etwas weitergehend. Uns geht es auch
sehr um die Teilzeitstudierenden und jene, die sich
ehrenamtlich engagieren. Insgesamt, meine Damen
und Herren vom SSW, rennen Sie damit bei uns ein
offenes Scheunentor ein.

Das Ganze ist kein Selbstgänger, darüber müssen
wir uns im Klaren sein. Wir müssen uns starke Ver-
bündete suchen, sonst werden wir im Bund damit
keinen Erfolg haben.

Richtig ist aber auch, dass das Thema elternabhän-
giges BAföG, das wir jetzt haben, an vielen Stellen
bereits durchbrochen ist und es in Teilbereichen be-
reits eine BAföG-Regelung gibt, die Studierenden,
Schülern und Auszubildenden BAföG gewährt, das
unabhängig vom Einkommen ihrer Eltern ist. Ich
verzichte darauf, das im Einzelnen auszuführen.
Die Ausnahmetatbestände gibt es. Sie sind hier be-
reits genannt worden.

Trotzdem haben auch wir in der Koalition - das will
ich freimütig einräumen - in einem durchaus
schwierigen Abwägungsprozess darüber gespro-
chen, wie man erreichen kann, Bildungserfolg, der
in Deutschland leider in der Realität immer noch
stark von der sozialen Herkunft abhängig ist, zu er-
reichen. Da muss etwas passieren. Es gibt viele
Stellschrauben, wie man das erreichen kann. Das ist
eine solche, an die man aus unserer aller Sicht her-
angehen sollte. Dennoch ist es ein schwieriger Ab-
wägungsprozess, Herr Bornhöft, denn man muss
draußen schon erklären, warum ein Chefarztkind el-
ternunabhängiges BAföG erhalten soll. Das ist zu-
nächst einmal, wenn man soziale Gerechtigkeit
ernst nimmt, zumindest erklärungsbedürftig.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Deshalb dieser schwierige Abwägungsprozess.
Dennoch sagen auch wir als Jamaika-Koalition: Ja,
es ist richtig, da heranzugehen, weil wir das Ziel,
mehr Kinder aus Familien, die es nun einmal
schwerer haben, in eine akademische Ausbildung
zu bringen, erreichen müssen. Deshalb haben wir
uns am Ende gemeinsam dazu entschieden.

Daran, dass Sie, Herr Harms, mit Ihrer Zahl, den
genannten 3 Milliarden €, die das angeblich kosten
soll, richtig liegen, habe ich erhebliche Zweifel.
Möglicherweise ist es deutlich mehr. Man würde
nämlich einen Anreiz dafür schaffen, dass im Grun-
de jeder, der studieren will, das unter Inanspruch-
nahme von BAföG tun könnte. Das heißt, dass es
nicht nur diejenigen sind, die jetzt elternabhängig
BAföG bekommen, sondern darüber hinaus sehr
viele mehr. Da reden wir möglicherweise von einer
Verfünffachung der Anzahl derjenigen, die BAföG
beantragen würden. Dann sind es vielleicht nicht
3 Milliarden € mehr, sondern eher 9 oder 12 Milli-
arden €. Dann kommen wir langsam in eine Dimen-
sion, in der wir uns sehr ernsthaft über Prioritäten-
setzungen unterhalten müssen. Sie haben recht,
dann ist es ein finanzpolitisches Thema. Das Geld
kann man eben nur einmal ausgeben. Das gilt nicht
nur für die schwäbische Hausfrau, sondern das gilt
auch sonst.

Der zweite Punkt, mit dem Sie sich beschäftigt ha-
ben, ist die Frage: Ist es richtig, dass BAföG zu-
rückgezahlt werden muss? Ja, dieser Auffassung
sind wir nach wie vor, auch nach der Beratung die-
ses Antrags. Die Frage ist: Was passiert, wenn man
das einführen würde, mit unserer gesamten Unter-
haltssystematik? Sie würden quasi die Unterhalts-
systematik bei den Eltern verändern. Dann muss
man auch darüber sprechen, was man eigentlich mit
der Unterhaltsverpflichtung der Kinder gegenüber
den Eltern im Alter macht. Das wären Dinge, die
man im Gesamtzusammenhang diskutieren müsste,
denn das Ganze ist aus meiner Sicht also keines-
wegs trivial.

Eine weitere Frage ist: Ist es eigentlich richtig, in
der Pyramide der Bildungsfinanzierung gerade an
dieser Stelle anzusetzen? Oder müsste man es nicht
eigentlich etwa im Zusammenhang mit der Finan-
zierung des Kita-Beitrages diskutieren? Ist es nicht
viel wichtiger, unten anzusetzen und die Mittel, die
zur Verfügung stehen, erst einmal im Bereich der
Kostenfreistellung des Kita-Besuches einzusetzen?

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Deshalb finde ich, dieser Antrag ist eine wichtige
Anregung zur Diskussion über die Bildungsfinan-
zierung, greift aus unserer Sicht aber noch nicht
weit genug. Ich freue mich über eine umfassendere
und tiefgreifendere Debatte zu diesem Thema und
bedanke mich für den Antrag.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Vizepräsident Rasmus Andresen:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache
19/13 sowie den Alternativantrag Drucksache 19/97
dem Bildungsausschuss

(Jette Waldinger-Thiering [SSW]: Und Fi-
nanzausschuss!)

- und dem Finanzausschuss - zu überweisen. Wer
so beschließen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? -
Die sehe ich nicht. Damit ist der Antrag mit den
Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP abgelehnt.

Wir kommen damit zur Abstimmung in der Sache.
Ich lasse zunächst über den Antrag der Abgeordne-
ten des SSW, Drucksache 19/13, abstimmen. Wer
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen.
- Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen kann es
nicht mehr geben. Damit ist der Antrag des SSW,
Drucksache 19/13, mit den Stimmen der Fraktionen
von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP
gegen die Stimmen von SPD, SSW und AfD abge-
lehnt.

Ich lasse jetzt über den Alternativantrag der Frak-
tionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP, Drucksache 19/97, abstimmen. Wer zu-
stimmen will, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? -
Dann ist der Antrag mit den Stimmen von CDU,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und SSW ge-
gen die Stimmen der AfD bei Stimmenthaltung der
SPD so beschlossen.

Wir kommen zu einem weiteren Tagesordnungs-
punkt. Das ist der Tagesordnungspunkt 5:

Wahl der Mitglieder des Medienrates der Medi-
enanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein (MA
HSH)
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Wahlvorschlag der Fraktionen von CDU, SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und der Abge-
ordneten des SSW
Drucksache 19/72

Eine Aussprache dazu ist nicht vorgesehen.

Ich lasse über den Wahlvorschlag abstimmen und
schlage Ihnen hierfür eine offene Abstimmung vor.
- Widerspruch höre ich nicht. Dann werden wir so
verfahren.

Ich weise noch darauf hin, dass für die Wahl die
Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des
Landtages, also 49 Abgeordnete, erforderlich sind.

Wer dem Antrag Drucksache 19/72 seine Zustim-
mung geben will, den bitte ich um sein Handzei-
chen - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? -
Damit ist der Wahlvorschlag Drucksache 19/72 mit
den Stimmen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW gegen die Stimmen der
AfD-Fraktion angenommen. Ich stelle fest, dass da-
mit die erforderliche Zweidrittelmehrheit für die
Annahme erreicht ist. Damit sind die vorgeschlage-
nen Mitglieder des Medienrates gewählt. - Herzli-
chen Glückwünsch!

Ich unterbreche jetzt die Sitzung bis 15 Uhr und
wünsche allen eine angenehme Mittagspause.

(Unterbrechung: 13:00 bis 15:33 Uhr)

Präsident Klaus Schlie:

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich eröff-
ne wieder die Sitzung. Bevor wir mit der Tagesord-
nung fortfahren, rufe ich einen Punkt außerhalb der
Tagesordnung auf:

Aufhebung der Immunität eines Mitgliedes des
Schleswig-Holsteinischen Landtags

Bericht und Beschlussempfehlung des Innen- und
Rechtsausschusses
Drucksache 19/103

Da unser Landtag längere Zeit mit keinem Immuni-
tätsverfahren befasst war, will ich Ihnen kurz das
Verfahren schildern. Nach § 44 unserer Geschäfts-
ordnung überweist die Präsidentin oder der Präsi-
dent Ersuchen in Immunitätsangelegenheiten un-
mittelbar dem Innen- und Rechtsausschuss. Über
den Bericht des Ausschusses entscheidet der Land-
tag ohne Aussprache. Zu Beginn der 19. Wahlperi-
ode hat sich der Landtag Grundsätze für die Be-
handlung von Immunitätsangelegenheiten gegeben,
durch die bis zum Ende der 19. Wahlperiode be-

schränkt auf bestimmte Fallgruppen die Aufhebung
der Immunität der Abgeordneten beschlossen wur-
de. Soweit Sachverhalte betroffen sind, die nicht
unter diese Fallgruppen fallen, bedarf es eines Ein-
zelbeschlusses des Landtages, um die Immunität ei-
ner oder eines Abgeordneten aufzuheben.

Zum Sachverhalt: Mit Schreiben vom 3. Juli 2017,
hier eingegangen am 12. Juli 2017, hat die leitende
Oberstaatsanwältin in Kiel bei mir die Aufhebung
der Immunität des Abgeordneten Volker Schnurr-
busch beantragt. Es geht um gerichtliche Durchsu-
chungsbeschlüsse, für deren Vollzug die Aufhe-
bung der Immunität eines Mitglieds des Landtages
erforderlich ist. Wir haben in der konstituierenden
Sitzung Grundsätze für die Behandlung von Immu-
nitätsangelegenheiten beschlossen. Danach hat der
Landtag bestimmte Ermittlungsverfahren und straf-
prozessuale Zwangsmaßnahmen gegen Abgeordne-
te generell genehmigt. Ich habe den Vorgang dar-
aufhin intensiv geprüft.

Da in dem vorliegenden Fall die Grundsätze nicht
Anwendung finden, muss das Plenum jetzt die Ent-
scheidung treffen, wie es in Artikel 31 der Landes-
verfassung vorgesehen ist. Deshalb habe ich den
Vorgang gemäß § 44 der Geschäftsordnung dem für
Immunitätsangelegenheiten zuständigen Innen- und
Rechtsausschuss zugeleitet, der in seiner heutigen
Sitzung den Vorgang beraten und dem Plenum eine
Beschlussempfehlung zugeleitet hat.

Diese Beschlussempfehlung wird jetzt durch Frau
Berichterstatterin Barbara Ostmeier vorgetragen.
Ich erteile der Berichterstatterin das Wort.

Barbara Ostmeier [CDU]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Dem Innen- und Rechtsausschuss ist
heute ein Schreiben des Landtagspräsidenten in ei-
ner Immunitätsangelegenheit mit der Bitte zugelei-
tet worden, die Angelegenheit im Ausschuss zu be-
raten und dem Landtag dazu eine Beschlussemp-
fehlung zuzuleiten.

Der Ausschuss ist dieser Bitte gefolgt und hat nach
ausführlicher Beratung in seiner eben stattgefunde-
nen Sitzung Folgendes beschlossen: Bei Enthaltung
der AfD mit den Stimmen der übrigen Mitglieder
empfiehlt der Ausschuss, die Immunität des Abge-
ordneten Volker Schnurrbusch betreffend den bean-
tragten Vollzug richterlicher Durchsuchungsanord-
nungen - Aktenzeichen 43 Gs 2648/17,
43 Gs 2649/17 und 43 Gs 2650/17 - mit der Maßga-
be aufzuheben, dass nur elektronische Geräte be-
schlagnahmt werden dürfen mit der Maßgabe, dass
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über den Tatvorwurf hinaus weitergehende Er-
kenntnisse nicht verwertet werden dürfen.

Die schriftliche Vorlage wird dem Plenum in Kürze
vorgelegt werden. - Vielen Dank.

Präsident Klaus Schlie:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, eine Aus-
sprache findet gemäß § 44 der Geschäftsordnung
nicht statt.

Ich gehe davon aus, dass Sie aufgrund der mündli-
chen Berichterstattung damit einverstanden sind,
dass wir jetzt zur Abstimmung schreiten können. -
Ich sehe, das ist der Fall.

Wer der Beschlussfassung des Innen- und Rechts-
ausschusses, Drucksache 19/103, jetzt eben münd-
lich vorgetragen durch die Frau Berichterstatterin,
zustimmen möchte, den bitte ich jetzt um das Hand-
zeichen. - Das sind die Fraktionen von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die Abgeordneten
des SSW, die Fraktion der FDP und die Fraktion
der CDU. Wer enthält sich? - Das sind die Abge-
ordneten der Fraktion der AfD. Wer ist dagegen? -
Bei Enthaltung der Fraktion der Mitglieder der AfD
ist entsprechend beschlossen worden, und die Aus-
schussempfehlung ist angenommen worden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bitte
Sie um Verständnis dafür, dass ich die Sitzung für
circa 15 Minuten unterbreche.

(Unterbrechung 15:38 bis 16:30 Uhr)

Präsident Klaus Schlie:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich eröff-
ne - nach dieser etwas ungewöhnlichen Unterbre-
chung - unsere nachmittägliche Sitzung.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Neuordnung der Kita-Gesetzgebung

Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/49

Beitragsfreie Kindertagesbetreuung einführen

Änderungsantrag der Fraktion der SPD
Drucksache 19/93 (neu)

Ich sehe, das Wort zur Begründung wird nicht ge-
wünscht. Ich eröffne die Aussprache. Das Wort für
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat nach

Vereinbarung der Antragsteller die Fraktionsvorsit-
zende, Abgeordnete Eka von Kalben.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist
halb fünf, und wir steigen in den ersten Nachmit-
tagspunkt ein. Ich hoffe, dass Sie oben auf den Plät-
zen nicht zu lange warten mussten.

Meine Damen und Herren, gerade jetzt, im Wahl-
kampf, hört man es allerorten: Gute Bildung ist der
Schlüssel für fast alles - Bekämpfung des Fachkräf-
temangels, Wirtschaftswachstum, soziale Gerech-
tigkeit, Gesundheit, Vorgehen gegen Demokratie-
müdigkeit und, und, und.

Gute Bildung beginnt vor der Schule. Ein Leitpro-
jekt unserer Koalition sind deshalb die gute, bezahl-
bare Kita und die Steigerung der Kita-Qualität. Da-
für werden wir bis Ende dieser Legislaturperiode
70 Millionen € aufwachsend zur Verfügung stellen.
Mit diesen Mitteln wollen wir unter anderem den
Personalschlüssel in den Kitas verbessern und ins-
besondere die zweite Kraft am Nachmittag versteti-
gen. Ein guter Personalschlüssel nutzt natürlich nur
dann, wenn wir die entsprechenden Erzieherinnen
haben; auch da müssen wir heran.

In der vergangenen Legislaturperiode haben wir
den jährlichen Betriebskostenzuschuss des Landes
von 100 Millionen auf über 230 Millionen € erhöht.
Wir haben die Eltern mit dem Kita-Geld entlastet.
Vor dem Hintergrund der Haushaltskonsolidierung
war das ein echter Kraftakt. Trotzdem ächzen die
Kommunen noch immer unter den steigenden Be-
triebskosten ihrer Kitas. Eltern in Schleswig-Hol-
stein zahlen für den Kita-Besuch ihrer Kinder trotz
Kita-Geld weiterhin mehr als in den meisten ande-
ren Bundesländern. Ich komme aus dem Rand
Hamburgs, einer Stadt mit beitragsfreier Kita. Es ist
schon erstaunlich, was im benachbarten Wedel und
anderen Kommunen teilweise gefordert wird.

Woran liegt das? Unsere Kita-Finanzierung ist über
Jahre gewachsen und gleicht darum einem Dschun-
gel. Die Regelungen für Elementarplätze, also für
den Bereich der über Dreijährigen, sind gänzlich
andere als die für den Krippenbereich. Die aktuelle
Kita-Finanzierung berücksichtigt außerdem wenig
die tatsächlich anfallenden Kosten. So werden zum
Beispiel alle Krippenplätze in gleicher Weise vom
Land nach einem Durchschnittssatz bezuschusst,
unabhängig davon, ob halbtags oder ganztags. Hin-
zu kommen diverse Qualitätsprogramme, zum Bei-
spiel Fachberatung, Sprachförderung und Fach-
kraft-Kind-Schlüssel am Nachmittag.
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Um Kommunen und Eltern spürbar zu entlasten
und gleichzeitig bei der Kita-Qualität einen Schritt
nach vorn zu gehen, brauchen wir eine grundlegen-
de Reform der Kita-Finanzierung hin zu einem
transparenten und dynamischen System. Darüber
herrscht hier fraktionsübergreifend Einigkeit. Wir
haben deshalb die Neuordnung der Kita-Finanzie-
rung als eines der Leitprojekte in unserem Koaliti-
onsvertrag festgeschrieben. Wir wissen aber auch,
dass die Reform nur mit der kommunalen Familie
gemeinsam gelingen kann und mit einer Auf-
stockung des Betriebskostenzuschusses des Landes
an die Kommunen einhergehen muss. Wir wollen
den Betriebskostenzuschuss deshalb um 50 Millio-
nen € erhöhen.

Die alte Landesregierung und die Kommunen hat-
ten sich bereits Anfang des Jahres in einem Letter
of Intent darauf verständigt, die Kita-Finanzierung
neu zu ordnen. Dieser Letter of Intent ist meines
Erachtens ein gutes Fundament für die Reform.

Wir Grünen wollen aber, dass auch die Kita-Träger
und die Landeselternvertretung in die Verhandlun-
gen einbezogen werden. Gerade die Eltern tragen
einen erheblichen Teil der Kita-Betriebskosten. Sie
sind für uns ein sehr wichtiger Akteur.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Apropos Elternentlastung: Für uns Grüne ist Bil-
dungsgerechtigkeit ein ganz zentrales Thema. Dazu
gehört, dass der Kita-Besuch nicht vom Geldbeutel
der Eltern oder vom Wohnort des Kindes abhängig
sein darf. Aber genau das ist mancherorts Realität
in Schleswig-Holstein. Die Neuordnung muss also
nicht nur zu einem transparenteren System, sondern
auch zu einem gerechteren Beitragssystem führen.

Wir sind uns innerhalb der Koalition, aber auch mit
SSW und SPD einig, dass wir die Kita-Eltern stär-
ker entlasten müssen. Wir werden damit beginnen,
indem wir die Elternbeiträge deckeln. Die Eltern-
entlastung darf aber nicht nur von oben kommen,
sondern muss auch von unten wirken. Deshalb wer-
den wir versuchen, die Sozialstaffelregelungen lan-
desweit zu vereinheitlichen und zu verbessern.

Um dem Ziel vergleichbarer Elternbeiträge näher-
zukommen, haben wir uns innerhalb der Koalition
darauf verständigt, 50 Millionen € zur Entlastung
der Eltern einzusetzen. Das Kita-Geld werden wir
aber erst durch die Neuregelung der Elternbeiträge
ablösen und nicht schon vorher einstellen. Unser
Fernziel bleibt die komplette Beitragsfreiheit.

Liebe SPD, zu Ihrem Antrag zur Beitragsfreiheit:
Auch wir haben dieses Ziel im Koalitionsvertrag
festgeschrieben. Wir sind aber der Meinung, dass
wir, wenn wir seriös bleiben wollen, ein Konzept
beziehungsweise einen Fahrplan nur dann vorlegen
können, wenn wir eine Idee zur Finanzierung in
dieser Legislaturperiode haben. Wir sehen derzeit
nicht die Möglichkeit, das Ziel der Beitragsfreiheit
in dieser Legislaturperiode zu erreichen. Deshalb
konzentrieren wir uns in unserem Antrag auf die
ersten Schritte. Wir verdeutlichen, was wir vom So-
zialminister erwarten. Deshalb können wir dem An-
trag der SPD leider nicht zustimmen.

Uns ist klar, dass wir der Landesregierung mit der
Neuordnung der Kita-Finanzierung und unseren ho-
hen Ansprüchen an diese keine leichte Aufgabe
übertragen haben. Aber ich bin zuversichtlich, dass
sich die Landesregierung mit den Kommunen, den
Kita-Trägern und den Elternvertretern bis April auf
Eckwerte verständigen wird. Gute Bildung bedeutet
gute Kita - eine Kita, in der Kinder glücklich sind,
in die Eltern Vertrauen haben und in der die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter gerne arbeiten.

Die Verhandlungen werden kein Strandspazier-
gang. Lieber Minister Garg, eine glückliche Hand! -
Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die SPD-Fraktion hat die Abgeordne-
te Serpil Midyatli.

Serpil Midyatli [SPD]:

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Ein herzliches Willkommen
auch an die Landeselternvertretung der Kinderta-
geseinrichtungen, die heute im Hause vertreten ist!

(Beifall)

Ich muss Ihnen wirklich zugestehen: Nach einem
Blick in Ihren Koalitionsvertrag schlägt mein sozi-
aldemokratisches Herz höher. Es soll nämlich wei-
ter investiert werden. Der Ausbau der Kita-Plätze
soll weitergehen. Die Familienzentren sollen weiter
ausgebaut werden. Die Betriebskostenzuschüsse an
die Kommunen sollen weiter aufgestockt werden.
Die zweite Kraft am Nachmittag soll weitergeführt
und dauerhaft festgeschrieben werden.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW - Martin Haber-
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saat [SPD]: So groß ist die Begeisterung für
die Projekte der vorherigen Koalition!)

Wenn Sie mitgezählt haben: In jedem meiner Sätze
kam „weiter“ vor. Die Kita-Politik der vorherigen
Landesregierung scheint so gut gewesen zu sein,
dass Sie wirklich in jedem einzelnen Punkt „weiter
so“ machen. Sie haben keine neuen, eigenen Ideen.

(Beifall SPD und SSW)

Sie von der Koalition können gern weiter mitklat-
schen. Ich nehme zur Kenntnis, dass Ihr Verhalten
in der vergangenen Legislaturperiode wirklich nur
Oppositionsgebaren war. Im Herzen haben Sie un-
sere Kita-Politik für gut empfunden. Das stelle ich
hiermit fest.

Das Kita-Geld soll zwar abgeschafft werden; die
Eltern sollen trotzdem weiter entlastet werden.
Ganz ehrlich, wir hängen nicht an dem Instrument
Kita-Geld.

(Beifall CDU und FDP - Tobias Koch
[CDU]: Bravo! Warum nicht gleich so?)

- Das haben wir hier immer gesagt.

(Lachen CDU)

Es gab für uns damals keine andere Möglichkeit.
Wir wollten unbedingt in die Elternentlastung ein-
steigen. Ich bin froh, dass das auch von meiner Kol-
legin Eka von Kalben deutlich gesagt worden ist.

Ich möchte noch etwas feststellen - Sie werden mir
zustimmen, wenn Sie ganz ehrlich sind -: Wenn die
SPD-Fraktion nicht die Beitragsfreiheit hier im Ple-
num zur Debatte gestellt hätte und unsere damalige
Sozialministerin, Kristin Alheit, nicht einen Weg
aufgezeigt hätte, dann hätten Sie weder in Ihrem
Regierungsprogramm noch in Ihrem Koalitionsver-
trag die Beitragsfreiheit festgeschrieben.

(Beifall SPD und SSW - Lachen CDU und
FDP)

Gehen Sie einmal ganz tief in sich! Wir haben die
Beitragsfreiheit auf die Agenda gesetzt, und Sie
ziehen jetzt nach. - Ich lasse keine Zwischenfragen
zu.

(Zurufe CDU und FDP: Aha!)

- Sie können sich gern zu einem Dreiminutenbei-
trag melden.

(Zurufe)

Ganz ehrlich: Ich kenne die Diskussion auch unter-
einander. Ich möchte hier jetzt keine internen Dinge

ausplaudern; dazu werden wir untereinander noch
genügend Gelegenheit haben.

Aber es soll ja weitergehen. So soll es auch zusätz-
liche Mittel für die Qualitätssteigerung, wie zum
Beispiel die duale Ausbildung, was ich auch begrü-
ße, geben. Da bin ich auf das Konzept gespannt. Es
sollen auch Vor- und Nachbereitungszeiten weiter
verbessert werden. Auch das finde ich sehr gut.

Ich möchte nur eine einzige kleine Zahl nennen,
Herr Minister Garg. Wenn Sie bei der Kita-Betreu-
ung von den 1,5 Stellen auf 1,6 Stellen gehen wür-
den - das ist eine Steigerung des Betreuungsschlüs-
sels um 0,1 Prozentpunkte -, dann kostet allein das
zwischen 23 Millionen und 26 Millionen €. Dies
nur als kleiner Hinweis darauf, was in diesem Be-
reich alles auf Sie zukommen wird.

Mit dem Letter of Intent - das hat meine Kollegin
hier bereits gesagt - haben Sie eine super Absichts-
erklärung der Kommunen für eine transparente Ki-
ta-Finanzierung, die auch wir selbstverständlich
schon vorher angekündigt haben. Auch wir wollten
dies machen, weil das wirklich das A und O ist,
wenn man eine transparente Kita-Finanzierung in
allen Bereichen erreichen will.

Auf diesem Wege steht Ihnen sozusagen nichts
mehr im Wege, Herr Minister Heiner Garg. Sie
können nun tatkräftig Ihre Arbeit aufnehmen. Sie
haben dazugelernt; Sie haben gelernt, dass man in
den zu führenden Dialog auch die Eltern, die Kom-
munen, aber auch die Träger einbeziehen muss.

Vielleicht noch eine kleine Anregung von meiner
Seite: Ich würde an Ihrer Stelle auch noch die Un-
ternehmensverbände mit ins Boot holen; denn gera-
de was die Beitragsfreiheit angeht, sind das Partner
an unserer Seite.

Nun haben Sie eine große Zustimmung zur Bei-
tragsfreiheit erfahren. Das gefällt uns natürlich ganz
gut. Ich möchte dennoch einige Fragen stellen, auf
die Sie vielleicht jetzt schon eingehen können, spä-
testens aber dann, wenn das Eckpunktepapier ein-
trifft. Wir haben im Koalitionsvertrag gelesen, wie
viel Sie für die Qualitätsverbesserung und all das,
was ich zuvor aufgezählt habe, und auch für Be-
triebskostenzuschüsse gerne bereitstellen möchten.
Das sind zusammengerechnet 170 Millionen €.

Nur einmal zur Erinnerung: Wir haben die Be-
triebskostenzuschüsse in den letzten Jahren von
107 Millionen auf 231 Millionen € erhöht. Das ist
ein Mehr an Betriebskostenzuschüssen in Höhe von
rund 130 Millionen €, die wir an die Kommunen
und Träger weitergegeben haben. Auch die Investi-
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tionskosten des Landes in Höhe von 125 Millio-
nen € sind an die Kommunen und Träger weiterge-
geben worden. Auch Sie wollen diese Summe auf
der Grundlage Ihrer Eckpunkte bereitstellen. Ich
frage mich nur, wie Sie auf diese lächerlichen
170 Millionen € gekommen sind, und das in einer
gesamten Legislaturperiode.

Der CDU und der FDP mache ich insoweit gar kei-
nen Vorwurf; denn diese haben das auch gar nicht
besser wissen können. Aber zumindest die Grünen
beziehungsweise die Finanzministerin hätte das
wissen müssen. Wenn Sie all die Punkte, die Sie in
Ihrem Koalitionsvertrag aufgeschrieben haben, um-
setzen wollen, dann mache ich hier die Prognose,
dass Sie in dieser Legislaturperiode zwischen
500 Millionen und 600 Millionen € werden inves-
tieren müssen. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall SPD und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die CDU-Fraktion hat die Frau Abge-
ordnete Katja Rathje-Hoffmann.

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich finde, 170 Millionen € sind kein
lächerlicher Betrag, sondern das ist ein Haufen
Geld.

(Beifall CDU und FDP)

So viel ist auf einen Schlag noch niemals investiert
worden. Wir haben dieses Ziel, und Sie werden
noch staunen.

Man muss sich zunächst einmal die Lage ansehen.
In keinem anderen Bundesland werden die Eltern
so belastet wie in Schleswig-Holstein, wenn es um
die Höhe der Kindergartenbeiträge geht. Wohl in
keinem anderen Bundesland sind auch die Vor-
schriften so kompliziert wie in Schleswig-Holstein.
Zuschüsse an Kitas gibt es nur nach einer kompli-
zierten Antragstellung. Auch insoweit ist Schles-
wig-Holstein wirklich Spitzenreiter.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

- Herr Stegner, jetzt rede ich.

Ich kenne viele Träger, die sagen: „Bitte keine neu-
en Projekte. Bitte keine neuen Fördermaßnahmen.
Wir haben bereits jetzt sehr viel Ärger mit den Ab-
rechnungen und Verwendungsnachweisen. Wir
wollen unsere Arbeit machen und wollen die Kin-

der gut betreuen. Wir wünschen uns andere Dinge.“
Und darauf gehen wir ein.

Wir finden Elementargruppenbeiträge - dies noch
einmal zur Verdeutlichung - und Krippenbeiträge in
einer enormen Bandbreite vor. Von 130 € im Monat
bis hin zu 600 € im Monat für Krippen ist alles
möglich. Das ist eine enorm große Differenz. Die
Eltern fragen sich: Warum muss ich fast doppelt so
viel für die Betreuung meiner Kinder bezahlen, nur
weil ich ein Dorf weiter weg wohne? Das ist ein
Zustand, der aus unserer Sicht so nicht akzeptiert
werden darf. Das wollen wir grundlegend ändern.

Unsere bisherige Kita-Finanzierung ist geprägt von
ebendieser Vielzahl von Förderprogrammen. Ich
will diese einmal verlesen; denn man macht sich
gar kein Bild darüber, wie viele es eigentlich sind.
Es sind Ü-3-Mittel vom Land, Ü-3-Mittel vom
Bund, Zusatzmittel vom Land aus Betreuungsgeld-
mitteln vom Bund, Konnexitätsausgleichsmittel,
Förderung von Familienzentren, Förderung der
pädagogischen Fachberatung, Förderung von Quali-
tätsmanagement, Verbesserung des Fachkraft-Kind-
Schlüssels, die Sprachförderung und die Zuschüsse
für die Förderung des Hortmittagessens.

Jede einzelne Fördermaßnahme wird auf die Kreise
und kreisfreien Städte aufgeteilt und von Kreis zu
Kreis in unterschiedlichen Gewichtungen und un-
terschiedlichen Systemen an die Kommunen wei-
terverteilt. So ist es fast unmöglich, bereits von
vornherein eine Vergleichbarkeit der einzelnen Ki-
tas mit den jeweiligen Kosten vorzunehmen.

Auch bei den Qualitätsstandards gibt es eine große
Bandbreite. Wer viel mehr hat, kann auch viel mehr
investieren. Das ist zwar in Ordnung, aber ich glau-
be, wir sollten auf einheitliche Qualitätsstandards
setzen. Wir brauchen hier mehr Verbindlichkeit.

Ferner gibt es eine unterschiedliche Herangehens-
weise der Kommunen an die Elternbeiträge. Einige
verlangen von den Eltern eine Beteiligung von
20 % der anrechenbaren Kosten, und andere gehen
auf 45 %. Auch das verstehen nicht alle Eltern. Und
ehrlich gesagt: Ich verstehe das auch nicht.

Das ist im Übrigen der Hauptgrund für die hohen
Kosten bei den Kitas in Schleswig-Holstein, vergli-
chen mit dem Bundesdurchschnitt. Das wollen wir
ändern.

Zusätzlich zur Neuordnung des alten Kita-Finanz-
systems, das geprägt ist von dieser eben von mir
genannten Vielzahl von Förderprogrammen und
Einzelmaßnahmen, die ihrerseits auch einen enor-
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men Verwaltungsaufwand nach sich ziehen, wollen
wir mehr Geld in das künftige System geben.

Wir wollen zusätzlich 70 Millionen € für eine bes-
sere Betreuungsqualität ins System einbringen, also
mehr Erzieherinnen und Erzieher für unsere Kinder.
Zudem werden wir mindestens 50 Millionen € zur
Entlastung der Eltern bereitstellen. In diesem Zu-
sammenhang auch von mir aus der Hinweis: Ich
finde es schön, dass auch Elternvertreter der Debat-
te hier zuhören.

Wir wollen auch vergleichbare Kindergartenbeiträ-
ge. Ich glaube, dies trägt mit dazu bei, dass man
weiß, wo wir sind. Wir wollen diese Beiträge auch
deckeln, weil es diese Auswüchse zwischen 130 €
und 600 € nicht mehr geben darf.

Als Folge dieser Deckelung streben wir auch Ver-
handlungen mit den Kreisen und kreisfreien Städten
an; denn wir wollen uns auch an das brisante The-
ma „Vereinheitlichung der Sozialstaffel“ heranwa-
gen. Wir müssen gemeinsam mit den Akteuren, den
Beteiligten dafür sorgen, dass wir einigermaßen ho-
mogene Verhältnisse haben. Es kann nicht sein,
dass die Erstattung von Kindergartenbeiträgen für
sozial schwache Familien davon abhängt, wo man
wohnt und welche Postleitzahl man hat. Auch dies
wollen wir ändern.

Ihre Sorge in Bezug auf das Kita-Geld ist im Übri-
gen unberechtigt; denn wir werden das Kita-Geld
so lange weiterzahlen, bis wir eine neue Ausrich-
tung haben und eine neue Finanzierung auf die Bei-
ne gestellt haben.

Zudem werden wir die Kommunen mit zusätzlichen
50 Millionen € bezuschussen und entlasten. Die
Neuregelung der gesamten Kita-Finanzierung in
Schleswig-Holstein bedeutet einen Kraftakt für alle
Beteiligten. Das, meine Damen und Herren, braucht
Zeit. Wir, die Jamaika-Koalition, haben davor keine
Scheu. Das machen wir gründlich und transparent.

Seit Langem mahnen alle Beteiligten, wie die kom-
munalen Landesverbände, die Landes-Arbeitsge-
meinschaft der freien Wohlfahrtsverbände, die frei-
en Träger und natürlich auch die Eltern, eine solche
Veränderung an. Wir werden das sorgfältig anpas-
sen. Deswegen bitten wir die Landesregierung
schon in der dritten Tagung, also nach knapp drei
Wochen, ein Eckpunktepapier dazu zu entwickeln,
damit uns dieses bereits im April 2018 vorgestellt
werden kann.

Ich weiß, das ist ganz schön sportlich. Wer weiß,
welche verschiedenen Fördermaßnahmen angewen-
det werden, der weiß auch, welcher Kraftakt das ist.

Ich bin deshalb froh, dass wir eine Regierung ha-
ben, die das für uns macht. - Danke schön.

(Beifall CDU, FDP und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir begrü-
ßen neben den Elternvertretern aus dem Kita-Be-
reich Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr
aus Todendorf. - Herzlich willkommen im Schles-
wig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Das Wort für die FDP-Fraktion hat Frau Abgeord-
nete Anita Klahn.

Anita Klahn [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Elternvertreter! Genauso wie die
verlässliche Kinderbetreuung ein wichtiger Bau-
stein auf dem Weg der Gleichberechtigung von
Mann und Frau war, so sichert sie heute die Verein-
barkeit von Familie und Karriere für beide Ge-
schlechter. Junge Menschen, die sich heute ent-
scheiden, eine Familie zu gründen, die bereit sind,
Verantwortung für Kinder zu übernehmen, erwar-
ten dabei zu Recht die Unterstützung von der Ge-
sellschaft, ganz gleich, welches Familienmodell sie
leben.

Stand in den Anfängen der Kindertagesstätten al-
lein die Betreuungs- und Versorgungssituation der
Kinder im Vordergrund, so übernimmt das pädago-
gische Personal in den Einrichtungen heute eine
wichtige Schlüsselrolle in der Entwicklung des zu
betreuenden Kindes. Damit Eltern ihre Kinder mit
gutem Gewissen in die Einrichtungen geben, bedarf
es guter Rahmenbedingungen. Dazu gehören zum
Beispiel Öffnungszeiten, die sich dem tatsächlichen
Bedarf anpassen. Wie in der Schule, so auch in der
Kita: Es kommt auf die Erzieher an. Eltern haben
den Anspruch, dass die Kinder liebevolle Zuwen-
dung erfahren und zugleich auf höchstem Niveau
gefördert werden. Dazu brauchen wir bestens aus-
gebildetes Personal, einen verbesserten Fachkraft-
Kind-Schlüssel, mehr Vor- und Nachbereitungszeit,
Zeit für Elterngespräche und auch Zeit der Erzieher
für ihre eigene Reflexion.

Da ist in den letzten 20 Jahren wirklich vieles auf
der Strecke geblieben. Um diese Fachkräftegewin-
nung müssen wir uns kümmern, und das will ich an
dieser Stelle ganz klar sagen: Die Verantwortung,
wie es in der Kita heute aussieht, liegt bei Ihnen,
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liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD. Sie
hatten viele, viele Jahre die Verantwortung.

Waren es anfangs nur wenige Kinder, die eine Kin-
dertagesstätte besuchten, so haben heute alle Kinder
unter 6 Jahren einen Rechtsanspruch auf den Be-
such. Dazu belegen Studien, dass ein mindestens
zweijähriger Kita-Besuch vor der Einschulung für
den weiteren schulischen Werdegang von großer
Bedeutung ist. Junge Eltern wollen auch wieder ar-
beiten und haben selbstverständlich den Anspruch,
Familie und Beruf miteinander vereinbar zu ma-
chen. Also ist es doch unsere gemeinsame Aufgabe,
endlich dafür Sorge zu tragen, dass der Kita-Besuch
nicht für den Einzelnen zur Belastung wird, obwohl
das zurzeit der Fall ist - organisatorisch und auch fi-
nanziell.

(Beifall FDP)

Wir brauchen eine Neuordnung der Kita-Gesetzge-
bung. Diese wird schon seit langer Zeit von den El-
tern und auch von den Kommunen gefordert. Die
Neuordnung muss zwei Aspekte berücksichtigen:
Zum einen müssen wir die Qualität verbessern, zum
anderen muss das Finanzierungssystem ganz neu
aufgestellt werden. Dabei ist die Entlastung der El-
tern für uns ein ganz wichtiger Punkt.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

Das erreichen wir aber nur, wenn gleichzeitig die
Kommunen von ihren hohen finanziellen Verpflich-
tungen entlastet werden. Wir stellen dafür in den
nächsten Jahren 170 Millionen € zur Verfügung.
Über verschiedene Modelle der Entlastung der El-
tern diskutieren wir auch schon länger. Aber das so-
zialdemokratische Prämienmodell lehnen wir ab. Es
verkompliziert das System unnötigerweise,

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

ist extrem bürokratisch, und es ist einfach eine wei-
tere Finanzverflechtung. Das Krippengeld hat zu ei-
ner beispiellosen Gebührenanhebung im letzten
Jahr geführt,

(Zuruf Birgit Herdejürgen [SPD])

weil die Kommunen mit dem Rücken an der Wand
standen und keine Wahl mehr hatten. Ergebnisori-
entierte Gespräche hat die alte Landesregierung mit
den Kommunen nicht geführt. Ich betone an dieser
Stelle, dass wir den Eltern zusichern, dass das jetzt
gezahlte Krippengeld bis zur Neuordnung der Kita-
Finanzierung selbstverständlich gezahlt wird.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

- Hören Sie doch auf! Wenn das neu geordnet wird
und zu einer deutlichen Entlastung führt, dann
brauchen die Eltern das Krippengeld nicht mehr.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Wer soll Ihnen das
denn glauben?)

- Sie haben beim Geld irgendwie keine Ahnung,
wie das geht.

(Zurufe SPD)

Meine Damen und Herren, wir wollen das gesamte
Finanzierungssystem sauber aufstellen. Wir sehen
von unserer Seite eine Deckelung der Elternbeiträ-
ge vor. Dieser Vorschlag ist allen bekannt. Wir
werden jetzt gemeinsam mit allen Beteiligten und
auch mit den Eltern darüber sprechen, wie die Ent-
lastung aussehen soll.

Unser gemeinsames Ziel ist es, im Jahr 2020 die
Gesamtreform in Kraft treten zu lassen. Langfristig
ist für uns alle die Beitragsfreiheit das Ziel, aber ak-
tuell in dieser Legislaturperiode ehrlicherweise
wohl nicht zu finanzieren. Somit ist der Antrag, den
Sie vorlegen, wirklich nur ein Schaufensterantrag;
denn Sie hatten fünf Jahre Zeit, eine Neuordnung
zu organisieren. Sie haben es schlicht und einfach
nicht geliefert. Kurz vor Toresschluss, kurz vor
dem Wahlkampf hat Ihre ehemalige Sozialministe-
rin hier einen Letter of Intent vereinbart, der die El-
tern ausgegrenzt hat.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Was reden Sie
denn? Was haben Sie uns hinterlassen? Sie
haben die Beitragsfreiheit abgeschafft!)

- Sie haben nichts geschafft. Ihre Forderungen sind
wirklich unglaubwürdig.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sie haben doch die
ganze Zeit abgekupfert!)

Jetzt in der Opposition Maximalforderungen stel-
len, zu Regierungszeiten dicke Backen machen -
genau deshalb, Herr Dr. Stegner, sind Sie nicht wie-
dergewählt worden.

(Beifall FDP und CDU)

Wir beantragen Abstimmung in der Sache und freu-
en uns auf einen Neubeginn in der Kita-Gesetzge-
bung.

(Beifall FDP und CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die AfD-Fraktion hat der Abgeordne-
te Dr. Frank Brodehl.
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Dr. Frank Brodehl [AfD]:

Sehr geehrtes Präsidium! Sehr geehrte Damen und
Herren! Sehr geehrte Gäste! Die Qualität in den Ki-
tas im Land muss verbessert werden. Da sind wir
uns einig. Dass zu diesem Zweck auch das Finan-
zierungssystem der Kitas überdacht werden muss,
finden wir grundsätzlich richtig, und es ist natürlich
auch notwendig. Dem vorliegenden Antrag von
CDU, Grünen und FDP können wir zustimmen, al-
lerdings nur mit einer Fußnote. Der Grund für diese
Fußnote liegt darin, dass die AfD in einer Frage ei-
ne andere Linie vertritt als die Antragsteller bezie-
hungsweise auch als die SPD, und zwar in der Fra-
ge, wie die Eltern die Betreuung ihrer Kinder orga-
nisieren sollen oder auch wollen.

Als Ziele der Reform der Kita-Gesetzgebung wer-
den im Wesentlichen immer wieder zwei Punkte
angeführt, und zwar die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf und die gezielte Förderung von Vor-
schulkindern. Bleiben wir zunächst einmal bei den
Kindern im Vorschulalter. Die letzte der lange be-
währten Vorschulen wurde von der damaligen Lan-
desregierung vor genau zehn Jahren geschlossen,
und für viele Kinder war diese Einrichtung ein Se-
gen. Für viele Kinder wäre es auch heute ein Segen,
in eine Vorschule gehen zu können.

Auch das beitragsfreie letzte Kindergartenjahr, das
noch 2009 ermöglicht hat, dass möglichst alle Kin-
der gut auf die Schule vorbereitet werden können,
wurde nach nur einem Jahr abgeschafft. Beide Bei-
spiele zeigen sehr deutlich, wie wichtig es seiner-
zeit den Verantwortlichen mit der Vorschulbildung
war.

Als AfD sprechen wir uns klar für die Vorschule
aus und auch für ein beitragsfreies letztes Kinder-
gartenjahr. Auch das können Sie in unserem Wahl-
programm lesen.

(Thomas Hölck [SPD]: Besser nicht!)

- Hätten Sie aber besser.

Bleibt also nur die so oft beschworene Vereinbar-
keit von Familie und Beruf. Jeder, der Kinder hat -
und das sind in diesem Haus ja erstaunlich viele -,
weiß, dass das eigentlich ein Euphemismus ist.
Denn natürlich müsste man von Addition von Fa-
milie und Beruf sprechen. Es ist längst kein Ge-
heimnis mehr: Die Wähler spüren es, worum es un-
ter dem Rubrum der vermeintlichen Vereinbarkeit
von Familie und Beruf tatsächlich geht. Ich zitiere
zur Erinnerung einmal Ihre Parteigenossin Manuela
Schwesig:

„Keine Frau und kein Mann soll sich mehr
zwischen Beruf und Familie entscheiden
müssen… Wir werden deshalb in den Kita-
Ausbau investieren… Wir wollen, dass Frau-
en vollzeitnah arbeiten, 30 bis 40 Stunden.
Das ist unser Leitbild.“

(Sandra Redmann [SPD]: Ja, sehr gut!)

- Ganz genau, das ist Ihr Leitbild!

Uns als AfD geht es darum, dass sich junge Eltern
entscheiden können und nicht müssen, dass Famili-
en finanziell von vornherein so ausgestattet sind,
dass nicht beide Eltern arbeiten gehen müssen.
Vielleicht möchten viele Eltern in den ersten Le-
bensjahren ihres Kindes lieber zu Hause bleiben
oder die Betreuung anders organisieren, zum Bei-
spiel durch Großeltern, durch Tanten, Onkel oder
andere Familienangehörige oder durch Freunde.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

Die Ergebnisse des Mikrozensus 2012 sprechen
Klartext und gehen in eben diese Richtung. Rund
drei Viertel der Eltern praktizieren und wünschen
sich, dass nur ein Elternteil voll arbeiten geht und
der andere Elternteil nur in Teilzeit arbeitet. Wer
unter Ihnen diese Zahlen des Mikrozensus anzwei-
felt, der glaubt wahrscheinlich auch, dass junge
Mütter und Väter gar froh und zufrieden darüber
sind, ihre unter Dreijährigen morgens schnell zur
Krippe zu bringen, dann gleich zur Arbeit zu flit-
zen, sie abends um 17 Uhr wieder abzuholen, dann
den Haushalt zu machen und die verbleibende Zeit
als Familienleben zu nutzen.

Das Leitbild der AfD ist es, die Realität und die
Wünsche der Eltern ernst zu nehmen. Schauen Sie
sich den Mikrozensus an! Nicht nur die Kita-Ge-
setzgebung muss neu geordnet, sondern die Famili-
enpolitik insgesamt muss neu ausgerichtet werden,
oder es muss etwas mitgedacht werden, weg von
ideologischen Vorstellungen hin zu den tatsächli-
chen Wünschen aller Eltern. Das schließt die Wahl-
freiheit für Eltern ein, ohne finanziellen Druck ent-
scheiden zu können, wie sie die Betreuung ihrer
Kinder organisieren möchten.

Wie wir die Qualität in Kitas erhalten können, wie
wir die Kosten für Kindergärten und Co. zwischen
Land, Kreisen, Kommunen und Eltern aufteilen,
muss zweifelsohne überdacht werden, auch im Sin-
ne einer Entlastung der Eltern und natürlich im Sin-
ne einer Vereinheitlichung der Gebühren.

In der Frage der kompletten Beitragsfreiheit wird
für die AfD mitentscheidend sein, um wen es ei-
gentlich geht, um Säuglinge, um Kleinstkinder, um
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Kindergartenkinder - Fragen, die am Ende für die
AfD mitentscheidend sind, wie wir uns hier aufstel-
len.

Das macht schon einen Unterschied. Lassen Sie
uns, wie im Antrag formuliert, die Finanzierung der
Kitas dynamisch, fair und bedarfsgerecht gestalten.
Und dies ist die Fußnote der AfD - lassen Sie uns
bei all dem die Familien selbst dynamisch, fair und
bedarfsgerecht finanziell unterstützen. - Vielen
Dank.

(Beifall AfD)

Präsident Klaus Schlie:

Für die Abgeordneten des SSW hat der Abgeordne-
te Flemming Meyer das Wort.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen!
Liebe Kollegen! Wir haben uns hier mehr als ein-
mal über Sinn oder Unsinn der bestehenden Kita-
Finanzierung unterhalten. Auch die Frage der
Schwerpunktsetzung im Bereich der frühkindlichen
Bildung hat uns regelmäßig beschäftigt. Ich denke,
wir sind uns fast alle darin einig, dass wir nicht nur
die Finanzierung dieser Angebote neu ordnen, son-
dern auch die Qualität weiter verbessern müssen.
Denn an einem kann es keinen Zweifel geben:
Wenn es um gerechte Chancen und um ein selbst-
bestimmtes Leben geht, sind die ersten Lebensjahre
unserer Kinder unheimlich wichtig. Wer hier nicht
investiert, handelt grob fahrlässig. Deshalb kann ich
für meine Partei ganz klar sagen, dass wir die im
Antrag von CDU, Grünen und FDP formulierten
Ziele grundsätzlich unterstützen.

(Beifall Lars Harms [SSW] und Christopher
Vogt [FDP])

Wir haben mit dem Kita-Geld zwar einen ersten
Schritt in Richtung Beitragsfreiheit unternommen,
doch Fakt ist, dass die Eltern im Land bis heute für
die frühkindliche Bildung ihrer Kinder zahlen, und
zwar mitunter nicht knapp. Wenn ich sehe, dass ein
Betreuungsplatz manchmal 5.000 oder gar 6.000 €
im Jahr kosten kann, dann ärgert mich das sehr;
denn damit stehen manche Eltern vor der ganz kon-
kreten Frage, ob sie sich frühkindliche Bildung für
ihr Kind überhaupt leisten können. Eine Entschei-
dung gegen die Kita kann im Zweifel auch eine
Entscheidung gegen gute Startbedingungen und ge-
gen gleichwertige Bildungschancen sein.

(Beifall SSW und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Aus Sicht des SSW sollten wir unbedingt an dem
Ziel festhalten, alle unsere Bildungsangebote lang-
fristig - und ich sage langfristig - kostenfrei anzu-
bieten.

(Beifall SSW)

Darüber herrschte hier in diesem Hause auch schon
einmal Einigkeit. Ich denke, auch bei der Debatte
im Offenen Kanal am Dienstag wurde dies noch
einmal ganz deutlich gesagt. Das geht leider aus
dem Antrag der Regierungsfraktionen nicht hervor,
aber der Wille ist ja anscheinend da.

Eine Voraussetzung für eine gute und später auch
kostenfreie frühkindliche Bildung ist ein faires und
transparentes Finanzierungssystem. Hier zeigen die
vergangenen Debatten zum Glück recht deutlich,
dass wir da gar nicht so weit auseinanderliegen.
Doch ist die Sache leider nicht so einfach, denn be-
kanntlich ist das Kita-Finanzierungssystem ver-
gleichsweise kompliziert. Wir haben hier schon
Beispiele gehört. Wir zahlen an die Kreise und
kreisfreien Städte und diese wiederum an die Ge-
meinden oder Kita-Träger. Neben dieser Zweistu-
figkeit führen auch die vielen Akteure dazu, dass es
unübersichtlich und eben auch nicht transparent ist.

Wer hier mehr Effizienz und mehr Qualität schaf-
fen will, kommt an einer umfassenden Reform
nicht vorbei. Hier gibt es naturgemäß ganz unter-
schiedliche Ansätze. Ich habe viele Debatten ge-
hört, und es gibt viele Denkmodelle, zum Beispiel
eine Finanzierung analog zu unseren Schülerkos-
tensätzen oder auch Fondslösungen sind durchweg
im Gespräch gewesen. Aber unabhängig von dem
gewählten Ansatz halten wir es für ganz besonders
wichtig, dass am Ende eine Entlastung der Eltern
herauskommt. Und gerade weil der gesamte Pro-
zess länger dauern kann, müssen wir für den Über-
gang bis zur Beitragsfreiheit ein einheitliches Recht
der sozialen Ermäßigung verankern. Eine einheitli-
che Sozialstaffel ist und bleibt wichtig; denn gerade
für Eltern mit geringem und mittlerem Einkommen
stellen die Beiträge oft eine große Belastung dar,
und zwar überall im Land.

Grundsätzlich sehe ich keine Alternative zum Aus-
bau der frühkindlichen Betreuung und zur stetigen
Verbesserung der Qualität in unseren Einrich-
tungen. Diesen Weg sind wir ja nicht erst wir ge-
gangen, sondern schon unsere Vorgänger. Es ist al-
so nur konsequent, wenn wir unsere Bildungsein-
richtungen auch in Zukunft weiter stärken.

Dies bedeutet für mich aber auch, dass wir nicht auf
wichtige Einzelmaßnahmen verzichten sollten. Ich
denke hier zum Beispiel an eine Förderung von
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Minderheiten- und Regionalsprachen in unseren Ki-
tas, die bekanntlich schon kurz nach der Einführung
von vielen Trägern in Anspruch genommen wird.
Auch wenn wir uns später vielleicht über so manch
ein Detail auf dem Weg zu dieser neuen Gesetzge-
bung streiten werden, wird sich der SSW in dieser
Debatte sehr konstruktiv einbringen. - Jo tak.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort zu einem Dreiminutenbeitrag hat die Ab-
geordnete Serpil Midyatli.

Serpil Midyatli [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich bin ehrlich gesagt ein wenig
überrascht und irritiert. Sie bekennen sich hier alle
zur Beitragsfreiheit und sagen, dass Sie das schon
immer wollten. Wir stellen einen Antrag für eine
schrittweise Beitragsfreiheit. Ich habe Ihnen bereits
in mehreren Reden dargelegt, dass wir selbst gesagt
haben, dass man die völlige Beitragsfreiheit nicht in
einer Legislatur schaffen wird, sondern dafür acht
bis zehn Jahre braucht. Und dann stellen Sie sich
jetzt hier hin und sagen, dass Sie unseren Antrag
ablehnen. Was ist das denn bitte schön? - Steht es
in Ihrem Wahlprogramm? Stehen Sie zu der Bei-
tragsfreiheit? Wollen Sie die Eltern entlasten, oder
wollen Sie die Eltern nicht entlasten?

(Beifall SPD und SSW)

Genau diese Fragen stelle ich Ihnen, und genau das
stelle ich Ihnen mit unserem Antrag zur Abstim-
mung. Ich habe gestern von der CDU-Kollegin Sig-
nale erhalten, dass sie sagte: Wenn ihr diesen Satz
mit der schrittweisen Einführung einfügt, dann
stimmen wir eurem Antrag zu. - Heute stellen Sie
sich hier hin und sagen, dass Sie dem Ganzen nicht
zustimmen werden. Sie sagen, die Kita-Finanzie-
rung müsse auf neue Beine gestellt werden, alle von
Ihnen, alle Koalitionäre haben erklärt, dass die Ki-
ta-Finanzierung neu geordnet werden müsse. Da
muss dann auch die Beitragsfreiheit eine Rolle spie-
len. Und jetzt wollen Sie unserem Antrag nicht zu-
stimmen? - Seien Sie ehrlich! Wollen Sie die Bei-
tragsfreiheit, oder wollen Sie sie nicht? Wir haben
uns ganz klar dafür entschieden und stehen auch
weiterhin dazu. Ich gehe fest davon aus, wenn in
diesem Land irgendjemand einmal die Beitragsfrei-
heit für die Eltern einführen wird, dann wird es die
SPD sein.

(Beifall SPD - Dr. Ralf Stegner [SPD]: So ist
das!)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für einen weiteren Dreiminutenbeitrag
hat die Abgeordnete Eka von Kalben.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe
Frau Midyatli! Wir haben hier gestern auch über
Versprechen, die gehalten werden oder nicht gehal-
ten werden, gesprochen. Ich denke, es ist ganz
wichtig, dass wir als Politik hier das beschließen,
von dem wir wirklich wissen, dass wir es umsetzen
können. Natürlich wollen wir die beitragsfreie Kita.
Das steht schon lange in unserem Wahlprogramm
genauso wie in eurem. Es ist nicht etwas völlig
Neues. Ich weiß nicht, wie es bei all den anderen
Fraktionen ist. Für die Grünen kann ich aber auf je-
den Fall sagen, dass auch wir uns für die Beitrags-
freiheit der Kita einsetzen. Aber wir sagen eben
auch, dass wir es

(Serpil Midyatli [SPD]: Schrittweise!)

- schrittweise - ja - umsetzen und in der Form, wie
es geht. Aber die Frage ist, ob ich hier einem An-
trag zustimme mit der Erwartungshaltung, dass der
erste Schritt in dieser Legislatur funktioniert.

(Serpil Midyatli [SPD]: Wann dann?)

Wir haben in dieser Legislatur ganz klar gesagt - -

(Serpil Midyatli [SPD]: Das steht im Koaliti-
onsvertrag!)

- In dem Koalitionsvertrag haben wir ein klares
System zur Entlastung der Eltern niedergeschrie-
ben. Sie haben selber eben gesagt, dass für eine um-
fassende Reform eine deutlich höhere Summe zur
Verfügung gestellt werden müsste. Ob das in den
nächsten fünf Jahren möglich wird, ob sich die fi-
nanziellen Mittel so verbessern, ob eine neue - -

(Serpil Midyatli [SPD]: Das ist eine Unge-
heuerlichkeit! - Weitere Zurufe Serpil Mi-
dyatli [SPD])

Präsident Klaus Schlie:

Frau Abgeordnete Midyatli!

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ob eine neue Bundesregierung uns Ländern so viel
Möglichkeiten gibt, dass wir das durchsetzen kön-
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nen, wissen wir heute noch nicht. Deswegen möch-
te ich heute diesem Antrag nicht zustimmen.

Präsident Klaus Schlie:

Frau Abgeordnete von Kalben, gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner?

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Gerne.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Frau Kollegin!

(Das Saalmikrofon ist defekt)

Ich melde mich nachher zu einem Dreiminu-
tenbeitrag zu Wort.

Präsident Klaus Schlie:

Frau von Kalben, Sie dürfen jetzt weitermachen.
Der Abgeordnete Dr. Stegner meldet sich dann zum
Dreiminutenbeitrag.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Es ist sehr bedauerlich, dass ich wegen der Mikro-
fonanlage jetzt nicht mehr Redezeit habe, die ich
sonst für die Beantwortung der Frage gehabt hätte.

Ja, wir haben im Koalitionsvertrag aufgeschrieben,
dass eine beitragsfreie Kita unser Ziel bleibt. Das
ist völlig klar. Aber wir haben gleichzeitig be-
schrieben, welche Schritte wir konkret, auch finan-
ziell hinterlegt, erst einmal angehen werden. Das
sind eben 50 Millionen € zur Entlastung der Eltern,
50 Millionen € zur Entlastung der Kommunen und
70 Millionen € zur Qualitätsverbesserung. Wir Grü-
ne haben auch nie einen Hehl daraus gemacht, dass
für uns die Qualitätsverbesserung genauso wichtig
ist wie die Entlastung der Eltern; denn Eltern wol-
len ihre Kinder in gute Kitas geben und nicht nur in
kostengünstige oder kostenfreie. Insofern bleibt es
ein Fernziel und etwas, was wir, wenn es die finan-
ziellen Möglichkeiten gibt, auch erreichen wollen.
Aber wir versprechen hier nur das, bei dem wir da-
von ausgehen, dass wir es auch halten können. Das,
finde ich, ist für ernsthafte Politik total wichtig und
richtig.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag
hat der Abgeordnete Dr. Ralf Stegner.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir haben eben ein gutes Beispiel für politische
Glaubwürdigkeit erlebt. Zu sagen, man wolle die
Beitragsfreiheit, aber nicht einmal dem Antrag zu-
stimmen, in dem steht, dass wir das schrittweise
wollen, obwohl Sie es in den Koalitionsvertrag hin-
eingeschrieben haben, das ist genauso seriös wie
das Wahlversprechen von Herrn Günther mit der
A 20. Daran kann man sehen: Sie wollen die Bei-
tragsfreiheit offenkundig nicht.

Frau von Kalben hat ja im Wahlkampf Interviews
gegeben, in denen sie gesagt hat, das habe für die
Grünen nicht Priorität.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

Die FDP sollte gar nicht dazwischenrufen; Sie ha-
ben nämlich die Beitragsfreiheit des letzten Kita-
Jahres abgeschafft. Sie haben es für die Eltern in
Schleswig-Holstein teurer gemacht. Die Eltern wis-
sen, Sie machen es immer nur teurer für sie. Ihre
Glaubwürdigkeit ist null bei diesem Thema.

(Beifall SPD und Dr. Frank Brodehl [AfD])

Ich sage Ihnen eines: Wir werden Ihr Konzept, das
Sie im nächsten Jahr vorlegen, daran messen. Die
Menschen werden merken, es wird nicht billiger für
die Eltern, sondern teurer. Der NDR hat heute eine
Studie veröffentlicht, aus der hervorgeht, dass an
der Westküste und im Norden viele Leute Jobs
nicht mehr annehmen, weil sie sagen: Wir können
uns die Kita-Gebühren nicht mehr leisten. Sie
schaffen überhaupt keine Verbesserung. Sie von
Schwarz-Gelb haben es in der vorvorigen Regie-
rung verteuert.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Stegner, gestatten Sie eine
Bemerkung der Abgeordneten Klahn?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Mit dem größten Vergnügen.

Anita Klahn [FDP]: Das Mikro funktioniert
nicht. Ich hätte gerne eine Antwort.

- Die lange Pause heute hat, glaube ich, irgendwie
die Mikros vernichtet.

(Zuruf: Keine Frage, keine Antwort!)

Gehen Sie doch einmal an Ihren alten Platz, viel-
leicht geht es von da drüben.
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Dieses Mikro funktioniert, wunderbar! - Herr
Dr. Stegner, Sie haben eben den Vorwurf er-
hoben, wir hätten die Beitragsfreiheit abge-
schafft. Können Sie mir bitte erklären, ob Sie
in der letzten Legislaturperiode die Beitrags-
freiheit wieder eingeführt haben? Wenn ja,
wie? Wenn nein, warum nicht?

- Das will ich Ihnen gerne sagen. Sie haben in der
Legislaturperiode davor das dritte beitragsfreie Ki-
tajahr abgeschafft. Das hat Schwarz-Gelb gemacht.
Einen Teil der Mittel haben Sie zur Haushaltssanie-
rung benutzt, von einem Teil haben Sie den Kom-
munen ein bisschen mehr Geld gegeben. Wir haben
in der letzten Legislaturperiode gesagt, wir wollen
den Schritt in die Beitragsfreiheit beginnen, und ha-
ben drei Dinge getan: Wir haben die Mittel für die
Kommunen massiv verstärkt. Wir haben die Mittel
für die Qualität massiv erhöht. Wir haben bei der
Klage, die gegen Ihre Regierung gestellt worden ist,
eine einvernehmliche Einigung erzielt, und zwar
die Sozialministerin Kristin Alheit mit den Kom-
munen zusammen. Ferner haben wir den ersten
Schritt zur Beitragsfreiheit gemacht. Das ist dreimal
mehr als das, was Sie in Ihrer Regierung vorher ge-
macht haben und was Sie jetzt ankündigen.

(Beifall SPD und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Das sind Fakten. Das sind wirkliche Fakten, Frau
Kollegin, und nicht das Postfaktische, das Sie hier
vortragen.

Ich finde diese Debatte ganz prima, auch wenn sie
ein bisschen später angefangen hat. Sie bringt den
Eltern vollständige Klarheit in Bezug auf die Bei-
tragsfreiheit: Im Prinzip sind wir dafür, aber kon-
kret sind wir beim kleinsten Schritt immer dagegen.
Das ist hier sehr deutlich geworden. Ich sage Ihnen,
das ist eine Frage der Gerechtigkeit. Keine Studien-
gebühren, kein Schulgeld, aber die Eltern müssen
bei der frühkindlichen Bildung Kita-Gebühren be-
zahlen.

Es sind keine reichen Leute, über die wir hier re-
den. Nur Sozialtransferempfänger müssen keine
Gebühren bezahlen. Es sind ganz normale Familien
in Schleswig-Holstein, die von dieser Koalition im
Stich gelassen werden. Es enttäuscht mich sehr,
dass die Grünen dabei sind und das mitmachen. Das
ist das, was hier dabei herauskommt, muss ich Ih-
nen ehrlich sagen.

(Beifall SPD)

Ja, der Ministerpräsident hat gestern angefangen,
sein erstes Versprechen abzuräumen. Ich vermute,

die Senkung der Grunderwerbsteuer und der Ab-
stand zu Windkraftanlagen sind dann Schritt zwei
und drei. Der Weg zur Beitragsfreiheit wird der
Punkt vier sein. Sie wollen Ihre Versprechen nicht
einhalten. Sie haben damit die Wahlen gewonnen.
Sie werden die nächsten verlieren, wenn die Men-
schen merken, dass Sie das, was Sie ihnen verspro-
chen haben, nicht umsetzen.

Ein Letztes. Ehrlich gesagt, ich finde es ein
bisschen arrogant gegenüber ganz normalen Famili-
en, denen Wunder was zu erzählen von komplizier-
ten Systemen, die man vereinfachen will, ihnen
aber nicht konkret dabei zu helfen, die Kosten für
die Kinderbetreuung zu finanzieren. Das ist der
Punkt, über den wir hier reden. Bei dem, worüber
wir hier reden, geht es übrigens für die Familien um
deutlich mehr Geld als bei jedem anderen Vor-
schlag, der von Ihren Parteien zur Steuersenkung
oder sonst was kommt, die alle ohnehin den Besser-
verdienenden am meisten nützen. Das ist der Unter-
schied zwischen Ihnen und uns. Wir sind für kon-
krete Gerechtigkeit und reden nicht nur davon.

(Beifall SPD)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag
hat die Abgeordnete Katja Rathje-Hoffmann.

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]:

Manchmal, glaube ich, reden wir hier aneinander
vorbei. Wir wollen 170 Millionen € in Kindertages-
stätten investieren. Ist das ein Pappenstiel, oder ist
das eine richtige Summe?

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Wenn Sie jetzt von uns verlangen, dass wir bis zum
April einen Plan vorlegen, wie wir schrittweise die
Beitragsfreiheit verwirklichen wollen, so ist das in
Kenntnis der Sachlage wirklich unmöglich. Das
kriegen wir nicht hin, und Sie wissen genau, warum
das so ist. Wir werden irgendwann beitragsfreie
Kindergärten haben. Aber den Zeitpunkt können
wir jetzt noch nicht benennen,

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

weil wir erst einmal die Eltern entlasten wollen. Ich
denke, wenn Eltern 600 € für einen Krippenplatz
bezahlen und sie später vielleicht 250 oder 300 €
zahlen, so ist das auch eine ganze Menge an Entlas-
tung. Ich weiß nicht, für mich sind 300 € viel Geld,
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für andere genauso, für Sie vielleicht nicht. Mit der
schrittweisen Entlastung und dem Draufschrauben
des Deckels fangen wir an, und irgendwann ganz
zum Schluss können wir uns mit unseren Nachbarn
messen und sagen: Okay, wir haben hier auch Bei-
tragsfreiheit. Aber unsere Lage in Schleswig-Hol-
stein ist eine andere, und die kennen Sie genau. Wir
wissen genau, warum sie so ist. - Danke schön.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
FDP und Volker Schnurrbusch [AfD])

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Landesregierung hat der Minister
für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Se-
nioren, Dr. Heiner Garg.

Dr. Heiner Garg, Minister für Soziales, Gesund-
heit, Jugend, Familie und Senioren:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle-
gen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die
Vizepräsidentin Eickhoff-Weber hat heute Morgen
dem Kollegen von Pein zu dem neuen Erdenbürger
gratuliert. Ich finde, das ist ein zusätzlicher An-
sporn dafür, dass wir ordentliche Arbeit in der Kita-
Politik abliefern.

(Beifall Birgit Herdejürgen [SPD])

Dem Kollegen von Pein, der heute nicht da sein
kann, kann ich versichern, dass diese Landesregie-
rung, die mit die höchsten Beiträge deutschlandweit
vorgefunden hat, daran arbeiten wird, dass dann,
wenn von Pein junior

(Martin Habersaat [SPD]: Piet von Pein!)

- Piet von Pein - in die Kita geht, der Beitrag deut-
lich niedriger sein wird.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Es geht nämlich in Wahrheit um viel mehr als um
die Retrospektive auf vergangene Legislaturperi-
oden, die hier gerade wieder angeklungen ist. Es
geht um eine echte Zukunftsfrage. Es geht nämlich
um die Frage: Wie familienfreundlich will Schles-
wig-Holstein eigentlich sein? Es geht um die Frage:
Was wollen wir eigentlich für Familien in Schles-
wig-Holstein für die Zukunft leisten? Das ist eine
ganz zentrale Frage. Es geht um faire Chancen. Gu-
te Bildung und gute Betreuung sind die zentralen
Voraussetzungen für Startchancengerechtigkeit,
meine sehr geehrten Damen und Herren. Genau
dieser zentralen Aspekte wird sich die neue Landes-
regierung mit aller Kraft annehmen.

Es geht um die Neuordnung der Kita-Gesetzge-
bung, und - Herr Dr. Stegner, ob das jetzt besonders
unterhaltsam ist oder nicht - natürlich geht es um
die Kita-Finanzierung. Die Kita-Finanzierung steht
im Mittelpunkt, wenn es darum geht, eine Entlas-
tung von Eltern und Kommunen hinzubekommen.
Die Entlastung - das haben viele Kolleginnen und
Kollegen vorhin schon angesprochen - ist dringend
erforderlich, weil wir im Bundesvergleich ganz be-
sonders hohe Beiträge haben und die Kommunen
im Übrigen oft schon gar nicht mehr wissen, wie
sie die enormen finanziellen Belastungen noch
stemmen sollen.

Meine Damen und Herren, die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf - da fange ich jetzt auch nicht an,
irgendwie semantisch Wortklauberei zu betreiben -
ist für eine moderne Gesellschaft eine Selbstver-
ständlichkeit.

(Beifall Beate Raudies [SPD])

Sie muss auch eine Selbstverständlichkeit sein - das
will ich ganz deutlich sagen -, und es muss Wahl-
freiheit bestehen. Niemand von den demokratischen
Fraktionen in diesem Haus hat auch von etwas an-
derem gesprochen. Nur, diese Wahlfreiheit muss
hergestellt werden, und dafür müssen die Bedin-
gungen stimmen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall FDP, vereinzelt SPD und SSW)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Ser-
pil Midyatli, es kann natürlich kein Weiter-so bei
der jetzigen Kita-Finanzierung geben, sonst würden
wir dem eigenen Anspruch nicht gerecht.

(Serpil Midyatli [SPD]: Das habe ich auch
nicht gesagt!)

- Na ja, Sie haben schon gesagt, es sei alles nur eine
Frage des Weiter-so.

(Zuruf Serpil Midyatli [SPD])

Ich will ganz deutlich sagen: Das Kita-Gesetz ist
unsystematisch und überarbeitsbedürftig. Die Kita-
Verordnung ist veraltet,

(Vereinzelter Beifall FDP und CDU)

die Finanzierungsregelung im FAG ist überkompli-
ziert, und die Richtlinien und Erlasse zur Regelung
und Materie sind allein aufgrund ihrer gesamten
Vielzahl schlicht nicht mehr überschaubar, liebe
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall FDP, CDU, vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW)
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Herr Dr. Stegner, natürlich kann man als Oppositi-
onsführer - das ist sogar Ihre Aufgabe als Oppositi-
onsführer - darauf hinweisen, dass das allein den
Eltern nicht hilft. Richtig. Was aber hilft, ist ver-
nünftiges und seriöses Regierungshandeln, um ge-
nau diesen Widerspruch endlich aufzulösen. Daran
wird sich diese Landesregierung gerne auch von Ih-
nen, aber vor allem von den Eltern messen lassen.
Sie sind mir nicht so wichtig.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

Das werden Sie verstehen. Die Eltern im Land sind
mir wesentlich wichtiger und dass die am Ende der
Legislaturperiode ordentliche Ergebnisse vorgelegt
bekommen.

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es kommen zu dem Finanzierungschaos verschie-
dene Vereinbarungen, die das Land mit den kom-
munalen Landesverbänden getroffen hat. An der Fi-
nanzierung eines Kita-Platzes sind inzwischen fünf
verschiedene Geldgeber beteiligt: die Eltern, die
Standortkommunen, die Kreise, das Land und die
Einrichtungsträger. Wir arbeiten aktuell mit zehn
verschiedenen Förderprogrammen allein im Be-
reich der Betriebskosten mit ganz unterschiedlichen
Zeitfenstern und Voraussetzungen. All das - das
wissen Sie doch auch, das weiß hier in Wahrheit
auch jeder, der sich ernsthaft an der Debatte in den
vergangenen zwei Jahrzehnten beteiligt hat - verur-
sacht nicht nur einen irrsinnigen Verwaltungsauf-
wand bei Kita-Trägern, sondern bei allen anderen
Finanzierungsbeteiligten ebenso. Zum Teil müssen
sogar Mittel, die zur Verfügung stünden, zurückge-
geben werden. Das kann und das will sich Schles-
wig-Holstein nicht länger leisten, und das wollen
wir auch weder Eltern noch Kommunen länger zu-
muten.

Wir brauchen selbstverständlich, damit dieses dicke
Vorhaben - also dieses Bohren dicker Bretter -
wirklich gelingt, einen breiten Beteiligungsprozess.
Auch diesen Beteiligungsprozess haben wir im Ko-
alitionsvertrag miteinander vereinbart. Im engen
Austausch mit den Kommunen, mit den Kita-Trä-
gern, mit der Landeselternvertretung werden wir
genau daran arbeiten. Ich sage einmal: Zur Umset-
zung eines Koalitionsvertrags braucht es auch nicht
zwingend einen Landtagsantrag der SPD-Oppositi-
on.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

Die Elternbeiträge sind selbstverständlich der ganz
zentrale Punkt bei diesem Vorhaben. Das Kita-Ge-

setz lässt heute die Höhe der Zuschüsse und der
Beiträge komplett offen, es lässt offen, welche Bei-
träge angemessen sind. Das Resultat ist ein Bei-
tragswildwuchs, den man in Wahrheit niemandem
mehr vermitteln kann und auch niemandem mehr
vermitteln will. Genau das werden wir ändern.

Die neue Landesregierung wird beträchtliche Mittel
aufwenden.

(Unruhe)

Vielleicht gibt es hier möglicherweise - Frau Mi-
dyatli wenn Sie mir noch einmal Ihr Ohr leihen -
ein Missverständnis. Vielleicht gibt es hier ein
Missverständnis. Sie haben vorgerechnet, wie viel
notwendig ist. Ich will einmal sagen: Die Mittel,
die hier die Kolleginnen und Kollegen dargestellt
haben, sind aufwachsende Mittel, die dann jährlich
bezahlt werden. Wir reden ab 2022 von jährlich zu-
sätzlich noch einmal 170 Millionen €. Es ist also
nicht so, dass es sich hier um die reine Addition
handelt. Wer hier von Kinkerlitzchen spricht, der
weiß es, glaube ich, in Wahrheit besser, weil Sie
lange genug regiert haben, um zu wissen, wieviel
170 Millionen € zusätzliche Mittel pro Jahr auch in
dieser Sache bedeuten.

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN - Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD] -
Weitere Zurufe)

Wir werden die Finanzierungsstruktur an einheitli-
chen Kriterien und pädagogischen Standards aus-
richten.

(Beifall Serpil Midyatli [SPD])

Wir werden eine Verstetigung der Mittel sowie eine
Deckelung und damit endlich eine Vergleichbarkeit
der Elternbeiträge umsetzen.

(Zuruf - Serpil Midyatli [SPD]: Lies doch
mal, was im Koalitionsvertrag steht!)

Selbstverständlich wird all das mit einem ganz kla-
ren Fokus auf die Qualität in unseren Kindertages-
einrichtungen einhergehen. Wir werden Ganztags-,
Notfall- und Randzeitangebote schaffen, die Fami-
lie und Beruf tatsächlich miteinander vereinbar ma-
chen. Wir werden selbstverständlich die zweite
Fachkraft am Nachmittag in Ganztagsgruppen bei
den über Dreijährigen festschreiben und diese
verstetigen. Der Aufwuchs der Betreuungsquote -
das ist schon angesprochen worden - erfordert mehr
Fachkräfte und ist natürlich kein leichtes Unterfan-
gen. Es gehört übrigens auch dazu, dass wir pfleg-
lich mit denjenigen Menschen umgehen, die jeden
Tag mit unseren Kindern arbeiten. Ansonsten wer-
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den wir keine zusätzlichen Fachkräfte gewinnen,
wenn wir nicht auch das in den Fokus unserer Be-
mühungen stellen.

(Beifall FDP, CDU und Marlies Fritzen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir werden genau das leisten, was im Koalitions-
vertrag vereinbart ist. Als nächste ganz konkrete
Schritte im Sozialministerium stehen an: erstens die
Formulierung von Leitlinien für eine Verschlan-
kung und Vereinfachung des bisherigen intranspa-
renten und bürokratieintensiven Nebeneinanders
unterschiedlichster Finanzierungswege, die schon
in aller Breite von Ihnen dargestellt wurden. Ich bin
zuversichtlich, dass wir uns mit den Beteiligten im
Sinne einer zukunftsfähigen Kita-Finanzierung auf
eine einvernehmliche Lösung werden verständigen
können.

Zweitens werden wir bis April selbstverständlich
dem Auftrag des Hohen Hauses folgen und Eck-
punkte mit dem Ziel vorlegen, 2020 eine Neurege-
lung in Kraft treten zu lassen, die unter anderem ei-
ne Deckelung der Kita-Beiträge beinhalten wird, ei-
ne Deckelung, die für die Eltern im Land endlich
tatsächlich eine dauerhafte und verlässliche Entlas-
tung schaffen wird.

Die neue Landesregierung hat eine Kita-Politik ver-
sprochen, die erstens nicht zulasten der Kommunen
geht, sondern diese entlasten wird, zweitens die Be-
reitstellung bedarfsgerechter Betreuungskapazitäten
und Betreuungsqualitäten garantiert und drittens -
ich sage das vor allen den Eltern - Verlässlichkeit
und faire Bedingungen bringt. Die Eltern, aber auch
selbstverständlich Sie, meine sehr geehrten Damen
und Herren, können sich darauf verlassen, dass ge-
nau das am Ende auch die Leistung dieser Landes-
regierung sein wird. - Herzlichen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP, CDU und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren, die Landesregierung hat
die vereinbarte Redezeit um 5 Minuten überzogen.
Theoretisch würde das wieder allen Fraktionen zur
Verfügung stehen. Ich sehe aber, dass davon kein
Gebrauch gemacht wird. Also liegen keine weiteren
Wortmeldungen vor. Ich schließe die Beratung.

Es ist Abstimmung in der Sache beantragt worden.
Ich lasse zunächst über den Änderungsantrag der
Fraktion der SPD, Drucksache 19/93 (neu), abstim-
men. Wer zustimmen will, den bitte ich um das

Handzeichen. - Das sind die Fraktion der SPD und
die Abgeordneten des SSW. Wer ist dagegen? - Das
sind alle anderen Fraktionen. Damit ist dieser An-
trag abgelehnt worden. Enthaltungen gibt es nicht.

Ich lasse jetzt über den Antrag der Fraktionen von
CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP,
Drucksache 19/49, abstimmen. Wer zustimmen
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das sind
die Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
die Abgeordneten des SSW, die Fraktion der FDP,
die Fraktionen der CDU und der AfD. Wer ist da-
gegen? - Wer enthält sich? - Bei Enthaltung eines
Abgeordneten der SPD ist dieser Antrag angenom-
men worden.

Ich bitte Sie, gemeinsam mit mir auf der Tribüne
des Schleswig-Holsteinischen Landtags Vertreter
der Jungsozialisten Schleswig-Flensburg und der
Senioren-Union Mittelholstein zu begrüßen. - Herz-
lich willkommen im Schleswig-Holsteinischen
Landtag!

(Beifall - Unruhe)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 11 auf, wenn wir wei-
termachen können. Das ist nett.

Konzept zur Verbesserung des Gesundheitsma-
nagements an Schulen

Antrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und FDP
Drucksache 19/54

Alternativantrag der Fraktion der SPD und der Ab-
geordneten des SSW
Drucksache 19/92 (neu)

Ich sehe, dass das Wort zur Begründung nicht ge-
wünscht wird. Ich eröffne die Aussprache. Das
Wort für die FDP hat Frau Abgeordnete Anita
Klahn.

Anita Klahn [FDP]:

Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter
Herr Präsident! Auf den Lehrer kommt es an - das
ist nicht nur die zentrale Botschaft der anerkannten
Hattie-Studie, sondern auch die Wahrnehmung al-
ler, die sich im Bildungsbereich bewegen. Realität
ist aber, dass die Lehrkräfte vielfältigen Belas-
tungen ausgesetzt sind. Manchmal sind Räumlich-
keiten und Ausstattung nicht so, wie wir uns das ei-
gentlich vorstellen, Personalengpässe, Verwal-
tungsbürokratie und zusätzliche gesetzliche Vorga-
ben belasten. Manchmal sind Klassen einfach auf-
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grund ihrer Zusammensetzung eine größere Belas-
tung. Auf Inklusion und Integration von Flücht-
lingskindern fühlen sich viele Lehrkräfte nur unzu-
reichend vorbereitet, und trotzdem versuchen sie,
allen gerecht zu werden.

Die Interessenvertretung der Lehrkräfte hat erst
kürzlich eine Umfrage zur Arbeitsbelastung ge-
macht, und im Ergebnis haben 76 % der Lehrkräfte
ihre eigene zeitliche Belastung als oft und sehr an-
strengend, schwierig, unbefriedigend, frustrierend
und verbesserungswürdig beschrieben.

Eine bundesweite Studie der DAK aus dem letzten
Jahr zeigt, dass jeder fünfte Lehrer an eine Früh-
pensionierung wegen Arbeitsüberlastung und Stress
denkt. Das ist mehr als ein Alarmsignal. Wir wissen
alle, dass die Arbeitszeit von Lehrkräften durch ei-
ne Gemengelage vieler Faktoren gekennzeichnet ist
- so formulierte es auch 2004 das Bundesverwal-
tungsgericht. Wir kennen auch die Bedenken gegen
Arbeitszeitgutachten, die Kritik am Hamburger Ar-
beitszeitmodell und die Aussage der letzten Bil-
dungsministerin dazu.

Aber soll die Schlussfolgerung daraus sein, dass
wir weiter wegschauen? Wollen wir weiter die an-
steigenden Zahlen von Erkrankungen einfach hin-
nehmen? Ignorieren wir weiter, dass - aus welchem
Grund - insbesondere ältere Lehrkräfte in Teilzeit
oder sogar in den vorgezogenen Ruhestand gehen
und damit auch eine Schlechterstellung ihrer Al-
tersversorgung hinnehmen?

Wir, die Jamaika-Koalitionäre, sagen ganz klar
Nein. Das Land soll und will ein guter Arbeitgeber
sein, Schleswig-Holstein hat eine Fürsorgepflicht
gegenüber den 21.000 Lehrkräften, und dazu gehört
ein gutes Gesundheitsmanagement.

Das Land muss doch ein ureigenes Interesse daran
haben, für die Gesunderhaltung seiner Lehrkräfte
zu sorgen. Das ist nicht nur eine Selbstverständlich-
keit im Umgang mit Mitarbeitern, sondern führt
auch zu besserem Unterricht und zu weniger Unter-
richtsausfall, und davon profitieren im Ergebnis
auch die Schülerinnen und Schüler.

Meine Damen und Herren, wir wollen das Thema
gesunde Schule in seiner Vielfalt vorantreiben. In
unserem Koalitionsvertrag nennen wir dazu ver-
schiedene Punkte. Der vorliegende Antrag ist der
erste Aufschlag.

Gute Schule kann ohne gesunde und motivierte
Lehrer nicht funktionieren. Die Landesregierung
soll ein erstes Zwischenergebnis im ersten Quartal
2018 vorlegen. Auf dieser Grundlage können wir

dann über das weitere Vorgehen beraten. Wir wol-
len sehen, wie die 59er-Vereinbarung mit mehr Le-
ben gefüllt werden kann. Wir müssen über Lei-
tungszeiten und Poolstunden reden. Wichtig ist uns
dabei, dass die Lehrerverbände in den Prozess ein-
gebunden werden.

Kollege Vogel, ich freue mich, dass die SPD jetzt
in der Opposition ihre Meinung in dieser Angele-
genheit geändert hat. Während Sie in Regierungs-
verantwortung zweimal Initiativen von uns zu die-
sem Thema abgelehnt oder per Pressemitteilung er-
klärt haben, dass es genug Untersuchungen gebe,
geht es Ihnen jetzt nicht schnell genug. Ich erinnere
an die 45. Bildungsausschusssitzung am 28. August
2014,

(Martin Habersaat [SPD]: Das war eine der
besten!)

wo der sozialdemokratische Staatssekretär Loßack
ausführlich erklärte, warum eine wissenschaftliche
Untersuchung nicht möglich und im Übrigen auch
kein Geld vorhanden sei.

Heute besteht in der Sache Einigkeit, wenn ich mir
die beiden Anträge anschaue; nur über die einzel-
nen Verfahrensschritte besteht noch Uneinigkeit.
Wir halten unseren Vorschlag für richtiger: erst die
Erhebung, dann die wissenschaftliche Studie, dann
das Konzept. Wir beantragen Abstimmung in der
Sache und würden uns freuen, wenn Sie unserem
Antrag zustimmen könnten. - Vielen Dank.

(Beifall FDP, CDU und Ines Strehlau
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsident Klaus Schlie:

Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete Kai Vo-
gel das Wort.

Kai Vogel [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Entschuldigen Sie die Verspätung.
Ich bin davon ausgegangen, dass erst die CDU-
Fraktion redet. Warum auch immer ich vor Ihnen
rede - Herr Loose, Sie werden wahrscheinlich
gleich reden.

(Unruhe)

Präsident Klaus Schlie:

Das kann ich Ihnen gern sagen, Herr Abgeordneter:
weil Sie einen Antrag gestellt haben.

(Heiterkeit und Unruhe)
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Kai Vogel [SPD]:

Wir haben einen Ergänzungsantrag gestellt, und
früher war es so, dass derjenige, der den Ursprungs-
antrag gestellt hat, als Erster gesprochen hat, und
danach die Fraktionen in der Reihenfolge ihrer
Stärke folgten - unabhängig von dem humorvollen
Einstieg. Ich kann aber auch sehr gut damit leben,
vor der CDU zu reden. Ich war einfach nur verwun-
dert und wollte mich für meine Verspätung ent-
schuldigen, die mich jetzt schon 30 Sekunden ge-
kostet hat.

(Unruhe)

Fast 20 Jahre als Lehrer haben den Vorteil, dass
man die Arbeitsbelastung von Schulen ganz gut
einordnen kann: die Erhöhung der Unterrichtsver-
pflichtung, die Kürzung der Ermäßigungsstunden
für Schulleistungen, Inklusion, Integration der
Flüchtlinge - die Liste ließe sich noch deutlich er-
weitern. Auch von uns wird angemahnt, dass die
Arbeitsbelastungen der Lehrkräfte über die Jahre
immer weiter zugenommen haben. Verstärkt hat
sich der Druck auf die Schulen immens, als die ers-
ten Vergleichsstudien zu einem massiv stärkeren
öffentlichen Druck auf die Schulen geführt haben.
PISA, IGLU und OECD bieten viele interessante
Vergleichszahlen, doch die Belastung der Schulen,
der Druck von außen hat sich damit deutlich ver-
stärkt.

An Untersuchungen über die tatsächliche Arbeits-
belastung der Lehrkräfte mangelt es nicht. Sie sind
sich im Ergebnis nicht einig, stimmen aber darin
überein, dass man nicht über Schularten, Schulfä-
cher, Dienstalter und persönlichen Einsatz hinweg
zu pauschalen Ergebnissen kommen kann.

Exakte Statistiken über Gesundheitsschädigungen
bei Lehrkräften verbieten sich aus Gründen des me-
dizinischen Datenschutzes von selbst. Hingegen
steht jeder Arbeitgeber - egal ob in der Privatwirt-
schaft oder im öffentlichen Dienst - in der gesetzli-
chen Verpflichtung, die Gesundheit seiner Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter zu erhalten und zu för-
dern, besonders auch durch Präventionsmaßnah-
men. Das Lehrerbildungsinstitut IQSH hat dafür ein
eigenes Zentrum für Prävention eingerichtet.

Wir unternehmen immer wieder neu eine Gratwan-
derung, bei der die Sicherung der Unterrichtsver-
sorgung in eine scheinbare Konkurrenz zur Entlas-
tung von Lehrkräften geschoben wird. Der Landes-
rechnungshof hat in seinen diesjährigen Bemerkun-
gen die Reduzierungen der Pflichtstunden für Lehr-
kräfte bemängelt, die einem Gegenwert von um und
bei 600 Lehrerstellen entsprechen würden. Er hat

verlangt, dass das Bildungsministerium die Belas-
tung der Lehrkräfte neu berechnen und die Pflicht-
stundenreduzierungen überprüfen solle. Das bishe-
rige Ministerium für Schule und Berufsbildung hat-
te bereits zugesagt, die Gründe für Ausgleichs- und
Ermäßigungsstunden neu zu überprüfen. Frau
Klahn, das wissen Sie, das haben wir im Ausschuss
besprochen.

Ich habe Verständnis dafür, dass sich der Blickwin-
kel des Landesrechnungshofs von dem unterschei-
det, den das Land als Arbeitgeber der Lehrkräfte
oder gar die Interessenvertreter der Lehrkräfte ha-
ben müssen. Ich bin mir aber sicher, dass eine Re-
duzierung der Altersteilzeit völlig kontraproduktiv
wäre, weil die Zahl der Erkrankungen und Frühpen-
sionierungen steil ansteigen würde.

Die Koalition hat nun einen Antrag vorgelegt, der
mehr oder minder im Wortlaut des Koalitionsver-
trags die Landesregierung auffordert, ein wissen-
schaftlich basiertes Konzept zur Verbesserung des
Gesundheitsmanagements zu erstellen, das sich zu-
nächst auf die Belastungen der Lehrkräfte konzen-
triert. So weit, so gut.

Diesen Antrag wollen Sie am vorletzten Tag des
Schuljahres 2016/17 verabschieden, aber das Er-
gebnis bereits spätestens im März 2018 dem Land-
tag vorlegen. Das halte ich für einen unnötigen
Schnellschuss. Das Ergebnis, das Sie uns im näch-
sten Frühjahr vorlegen könnten, wäre oberflächlich
und als Grundlage für politische Entscheidungen
ungeeignet. Das möchte ich gern begründen.

Eine solche Untersuchung müsste nach unserem
Empfinden auch die Belastungsveränderungen im
Laufe des Schuljahres abbilden. Jeder, der schon
einmal unterrichtet hat, weiß, dass die Belastungen
am Ende Schuljahres deutlich stärker sind als zu
Beginn des Schuljahres. Ich meine damit nicht die
letzte Schulwoche. Aber wenn wir nach den Oster-
ferien in die Prüfungsphasen hineinkommen, wenn
die Prüfungen geschrieben werden, wenn die An-
zahl der Korrekturen steigt, wenn die Zeugnisse
erstellt werden müssen, ist die Arbeitsbelastung
deutlich höher als vorher. Genau diesen Zeitraum
blenden Sie mit Ihrem Erhebungszeitraum aus.
Deswegen haben wir den Vorschlag eingebracht,
den Erhebungszeitraum deutlich zu verlängern.

Es ist nach unserer Auffassung deshalb besser, den
Wissenschaftlern, die dieses Gutachten erstellen
und auf seiner Grundlage ein Konzept erarbeiten
sollen, die entsprechende Zeit zu geben. Das setzt
voraus, dass sie mindestens ein komplettes Schul-
jahr beobachten und auswerten können. Unserer
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Auffassung nach geht Gründlichkeit vor Schnellig-
keit.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wie bei der
A 20! - Heiterkeit)

Deshalb beantragen wir, für die Vorlage dieses
Konzepts nicht das Frühjahr 2018, sondern 2019
festzulegen. Ich bitte um Zustimmung zu unserem
Antrag. - Vielen Dank.

(Beifall SPD)

Präsident Klaus Schlie:

Für die CDU-Fraktion hat der Abgeordnete Tobias
Loose das Wort.

Tobias Loose [CDU]:

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und
Herren! Wie bereits von meinen Vorrednern ange-
sprochen, ist Gesundheit in der Schule ein sehr
wichtiges Thema, und vom Grundsatz her - so habe
ich es wahrgenommen - sind wir uns da einig. Wir
als Jamaika-Koalition haben das im Koalitionsver-
trag prominent platziert, ziemlich weit vorn. Es ist
bewusst so, dass wir uns bereits heute in der dritten
Plenartagung dieser Legislaturperiode mit diesem
Thema beschäftigen, weil wir glauben, dass das für
Schulen ein sehr wichtiges Thema ist.

Sie haben eben ausgeführt, wie die Unterrichtsver-
sorgung ist. Ich glaube, dass Unterrichtsversorgung
eine Rolle spielt, wenn es um Gesundheit geht, aber
ich glaube, dass das nicht der Schwerpunkt dieses
Antrags ist. Ich möchte an dieser Stelle sehr deut-
lich sagen, dass ich mich als Fachpolitiker mit noch
wenig parlamentarischer Erfahrung - es sind drei
Wochen - freue, sagen zu können, dass Unterrichts-
versorgung ein gemeinsames Ziel der Regierungs-
fraktionen und der Oppositionsfraktionen ist. Im
Landtagswahlkampf haben wir alle deutlich ge-
macht, dass wir uns eine 100-prozentige Unter-
richtsversorgung wünschen. Das ist auch ein Ele-
ment für mehr Gesundheit, aber nicht unbedingt der
Bestandteil dieses Antrags.

Uns geht es hier tatsächlich um den Arbeitsplatz
Schule. Wir könnten die beste Unterrichtsversor-
gung der Welt haben, immer mehr Lehrer einstellen
- dennoch ist das Arbeitsfeld Schule am Ende eines,
in dem bestimmte Stressfaktoren vorhanden sind.
Im wissenschaftlichen Kontext spricht man von
„bedingungsbezogenen und personenbezogenen
Stressoren“. Ein Element ist zum Beispiel mangeln-

de Kooperation im Arbeitsumfeld, wenn man das
wissenschaftlich beschreibt.

(Martin Habersaat [SPD]: Kinder!)

- Ja, Kinder, Schülerinnen und Schüler, aber auch
Kolleginnen und Kollegen sind nicht immer nett.
Man muss sich um dieses Thema kümmern und
gucken, wie man damit umgeht.

Ein anderes Thema ist mit Sicherheit Lärm. Auch
da kann man bei Unterrichtsversorgung viel tun. In
einer Schule - ich glaube, das ist auch richtig so -
wird es auch immer Lärm geben. Das ist mit unser
Ansatz, dass wir genau die Themen, die Gesundheit
von Lehrkräften betreffend, analysieren wollen, da-
zu Berichte erstellen lassen wollen und das an be-
stimmter Stelle diskutieren wollen.

Sie sollten unseren Antrag noch einmal genau le-
sen. Wir sagen, es ist ein erster Schritt, ein erster
Aufschlag, uns bereits im ersten Halbjahr 2018 hier
im Haus damit zu beschäftigen, wie man Gesund-
heit in der Schule thematisiert. Für mich ist das ein
erster Aufschlag in diesem Plenum. Ich hoffe, dass
wir im Bildungsausschuss - häufiger noch 2019 -
über dieses Thema sprechen. Es ist wichtig, die
Rahmenbedingungen in der Schule zu verändern,
um Lehrern ein gutes Arbeitsumfeld zu geben und
den Lehrerberuf attraktiver zu machen. Das soll un-
ser Ziel sein.

(Wortmeldung Kai Vogel [SPD])

- Herr Vogel, ich wollte gerade schließen. Sie ha-
ben eine Frage.

Präsident Klaus Schlie:

Jetzt dürfen Sie Ihre Frage stellen.

Kai Vogel [SPD]: Vielen Dank, Herr Abge-
ordneter. - Unser Antrag unterscheidet sich
von Ihrem in dem Zeitraum, den wir gesetzt
haben. Ihrer endet mit dem Erhebungszeit-
raum Frühjahr 2018 und beginnt unmittelbar
nach der Sommerpause. Unser Erhebungs-
zeitraum soll auf das Jahr 2018 ausgedehnt
werden. Ich habe dargestellt, dass wir es für
sinnvoll halten, einmal ein komplettes Schul-
jahr in der Erhebung abzubilden. Können Sie
begründen, warum Sie sagen, Sie wollen auf
das letzte Vierteljahr des Schuljahres ver-
zichten? Warum erachten Sie es als nicht so
wichtig, den Erhebungszeitraum auszudeh-
nen? Ansonsten hätten Sie unserem Ansin-
nen beitreten und sagen müssen: Okay, las-
sen Sie uns den Zeitraum auf 2018 ausdeh-
nen.
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Tobias Loose [CDU]:

Das Ziel ist im Grundsatz die Verbesserung des Ge-
sundheitsmanagements. Das nächste Ziel ist, dass
wir insgesamt ein wissenschaftlich basiertes Kon-
zept haben wollen. Wir nehmen uns vor - ich finde
es gut, dass wir das früh tun, also nicht erst 2019 -,
möglichst frühzeitig darüber zu sprechen, also be-
reits 2018 eine erste Erhebung über Lehrerbelas-
tung im Bildungsausschuss zu diskutieren. Ich kann
mir vorstellen, dass man auf der Grundlage dieser
Erhebung weiter darüber sprechen kann. Im Grund-
satz sage ich, dass dieser Antrag wichtig ist, weil
wir dieses Thema sehr kurzfristig angehen wollen. -
Danke sehr.

(Beifall CDU und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat die Abgeordnete Ines Strehlau.

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen! Gesunde Schule ist ein wichtiger Baustein
für gute Bildung: Sowohl Schülerinnen und Schüler
als auch Lehrkräfte müssen sich in der Schule
wohlfühlen, um gute Arbeit leisten zu können.

Anfang dieses Jahres hat die alte Landesregierung
dem Landtag bereits einen Bericht zur Arbeitsbe-
lastung von Lehrkräften vorgelegt. Die Vielzahl der
bestehenden Maßnahmen und Angebote hat mich -
ehrlich gesagt - überrascht. Gleichzeitig sind für
mich in dem Bericht auch zwei Defizite deutlich
geworden.

Es gibt eine Vielzahl an Möglichkeiten für Lehr-
kräfte, sich auf individueller Ebene um das Thema
Gesundheit zu kümmern. Auf diese Maßnahmen fo-
kussiert auch der Bericht der Landesregierung. Es
gibt aber auch Probleme, die systembedingt sind
und auf dieser Ebene angegangen werden sollten.
Dieser systemische Ansatz wird in dem Bericht
nicht in den Blick genommen. Wir haben uns des-
halb in den Koalitionsverhandlungen mit unseren
Koalitionspartnern darauf verständigt, dass wir ein
wissenschaftliches Konzept zur Verbesserung des
Gesundheitsmanagements an Schulen erstellen las-
sen werden, das sich dem Problem globaler an-
nimmt.

Der Bericht der alten Landesregierung hat auch of-
fenbart, dass die Landesregierung noch zu wenig
über die Arbeitsbelastung von Lehrkräften sagen
kann. Wir bitten deshalb mit unserem Antrag in ei-

nem ersten Schritt die neue Landesregierung, die
Belastungen in der Schule für Lehrkräfte herauszu-
finden.

Dass das keine einfache Aufgabe ist, ist uns klar.
Belastungen werden zum einen ganz unterschied-
lich wahrgenommen und unterscheiden sich zum
anderen auch je nach Schulart und Jahrgangsstufe
stark. Ich weiß gerade von Grundschullehrkräften,
dass es oft die vielen Elterngespräche und die sehr
heterogene Schülerschaft sind, die als belastend
empfunden werden, während es bei Lehrkräften in
der Oberstufe vor allem der hohe Korrekturauf-
wand ist.

Es ist auch kein Geheimnis, dass sich die gesell-
schaftlichen Anforderungen an Schule nach PISA,
durch die UN-Menschenrechtskonvention für In-
klusion und eine insgesamt viel heterogenere Schü-
lerschaft sehr geändert haben. Nicht nur die Schü-
lerschaft, sondern auch die Elternschaft ist hetero-
gener geworden, zum Teil deutlich anspruchsvoller,
zum Teil von problematischer Unsichtbarkeit.

Es wird keine leichte Aufgabe sein, die Arbeitsbe-
lastung zu erfassen, aber ich denke, dass wir auch
von den Erfahrungen anderer Bundesländer profi-
tieren können. In Niedersachsen beispielsweise be-
schäftigt sich ein Expertengremium seit über einem
Jahr mit dieser Frage. Die Ergebnisse aus der Erhe-
bung werden wir in das Konzept zur Verbesserung
des Gesundheitsmanagements einfließen lassen.

Uns ist bewusst, dass wir die Verbesserungen nicht
zum Nulltarif bekommen werden, aber allein über
eine Reduzierung der Pflichtstunden wird das Pro-
blem nicht zu lösen sein. Lösungen könnten sein:
mehr Teamarbeit, Fortbildungen nach individuel-
lem Bedarf der Schulen, Entlastung bei Verwal-
tungstätigkeiten, Verzahnung der unterstützenden
Systeme Schulbegleitung, Schulassistenz und
Schulsozialarbeit, bessere Ausstattung der Lehrer-
arbeitsplätze und vieles mehr.

Zum Thema Gesundheitsmanagement gehört nicht
nur die personelle Ausstattung. Auch die Schulträ-
ger sind zum Beispiel unter Lärmschutzaspekten
gefragt.

Präsident Klaus Schlie:

Frau Abgeordnete Strehlau, gestatten Sie eine Be-
merkung des Herrn Abgeordneten Habersaat?

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ja.
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Martin Habersaat [SPD]: Frau Kollegin
Strehlau, wenn Sie sagen, allein über eine
Reduzierung der Pflichtstunden werde das
Arbeitsklima nicht zu verbessern sein - heißt
das, dass eine Reduzierung der Pflichtstun-
den in dieser Legislaturperiode im Raum
steht?

- Es gibt immer Denkmodelle, wie man die Arbeits-
situation für die Lehrkräfte verbessern kann. Dazu
gehört natürlich auch die Forderung nach einer Re-
duzierung der Pflichtstundenzahl. Das ist keine
Festlegung darauf, ob wir die Pflichtstundenzahl re-
duzieren.

(Martin Habersaat [SPD]: Ich bin gespannt!)

Das ist nur eine Wiedergabe von Forderungen ge-
wesen, die aus dem pädagogischen Raum kommen.

Die SPD hat einen Alternativantrag eingereicht, der
schon den zweiten Schritt, das wissenschaftliche
Konzept zur Verbesserung des Gesundheitsmana-
gements an Schulen, beinhaltet. Den Koalitions-
fraktionen ist wichtig, erst eine Bestandsaufnahme
zu machen, sich die Daten anzusehen und dann auf
dieser Basis die Erarbeitung eines Konzepts auf den
Weg zu bringen. Wir sind uns also im Ziel einig,
gehen aber einen unterschiedlichen Weg. Die Re-
gierungsfraktionen machen einen Schritt nach dem
anderen, die SPD macht zwei Schritte auf einmal.
Deshalb bitte ich Sie, unserem Antrag zuzustim-
men. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die AfD-Fraktion hat der Abgeordne-
te Dr. Frank Brodehl.

(Thomas Hölck [SPD]: Wo ist der Rest?)

Dr. Frank Brodehl [AfD]:

Wo ist der Rest? - Gute Frage. - Sehr geehrter Herr
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe
Gäste! Darüber, dass wir alle ein Interesse daran
haben, dass unsere Lehrer nicht im Krankenbett lie-
gen, sondern gesund und motiviert zur Schule ge-
hen, dürfte ein Konsens nicht nur in diesem Haus
bestehen - auch darüber, dass die Fürsorgepflicht
des Landes für seine Bediensteten genau dies ge-
währleisten soll.

Gerade als ehemaliger Lehrer möchte ich mich aus-
drücklich dafür bedanken, dass die Anträge in die-
sem Haus so früh eingebracht worden sind. Die bis-

her erfolgten Maßnahmen und Aktivitäten zur Ge-
sundheitsförderung durch das IQSH, den Arbeits-
medizinischen Dienst, den Schulpsychologischen
Dienst müssen nämlich anerkannt werden. Sie sind
alle richtig und sinnvoll, haben bis jetzt offensicht-
lich nicht ausgereicht, um das Ausmaß der psychi-
schen und physischen Belastung der Lehrerkollegen
zu erkennen.

Der Antrag, ein wissenschaftliches Konzept zur
Verbesserung des Gesundheitsmanagements an un-
seren Schulen zu erstellen, ist daher absolut richtig.
Es ist der richtige Denkansatz, denn die vorhande-
nen Belastungen können nur dann gezielt abgebaut
werden, wenn eine aktuelle Situationsanalyse vor-
liegt, die den Verhältnissen in den Schulen gerecht
wird und sie ganz klar aufzeigt.

Der Ausgangspunkt für die zu treffenden Maßnah-
men muss in diesem Bereich also eine Auflistung
aller Umstände sein, durch die unsere Lehrkräfte
sich bei ihrer täglichen pädagogischen Arbeit bela-
stet fühlen. Diese Auflistung kann nur dann ehrlich
sein, wenn sie aus Sicht der Lehrkräfte vor Ort er-
folgt.

Zur Verdeutlichung will ich ein Beispiel aus der
Praxis anführen, das den alltäglichen Wahnsinn
darstellt und nicht überspitzt ist. So finden sich in
nicht wenigen Klassen nicht nur Schüler und Leh-
rer, sondern außerdem noch eine Schulassistenz, ei-
ne oder zwei Integrationshilfen, ein Praktikant oder
Referendar und ein Förderschullehrer. Während
man dann zwischen Individualisierung, Differenzie-
rung und dem Treffen von Absprachen regelrecht
rotiert, fragt einen die Schulleitung oft noch, ob
man wegen des Krankheitsausfalles eines Kollegen
nicht auch die Klasse im Nebenraum mit beaufsich-
tigen könnte.

Diese Schilderung ist nicht überspitzt. Deshalb wol-
len wir von der AfD wissen, wie die Wirklichkeit in
den Schulklassen heute aussieht. Wir wollen wis-
sen, wodurch der tägliche Stress bei den Lehrern
entsteht, wie die Lehrer die Umgestaltung des
Schulsystems wahrnehmen und wie der Stress ent-
steht. Dazu gehört auch eine valide Erhebung der
Arbeitszeiten. Ich habe versucht, etwas nachzufor-
schen. Ich konnte nicht herausfinden, warum dies
bis jetzt in diesem Haus nicht praktiziert wurde.
Vielleicht kann mich da jemand aufklären.

Die AfD will außerdem wissen, ob die Inklusion -
und ich weiß hier sehr wohl zur Integration zu dif-
ferenzieren - den Schülern auf ihrem Lebensweg
tatsächlich hilft und dem sonderpädagogischen För-
derbedarf entsprochen wird, oder ob es sich hierbei
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vielleicht nur um ein wünschenswertes Ideal han-
delt, das zumindest in der jetzigen Schulwirklich-
keit nicht umsetzbar ist.

Ein hinreichendes wissenschaftliches Konzept zu
all diesen Fragen kann nicht einfach nebenbei auf-
gestellt werden. Ich halte den Zeitplan der Antrag-
steller - gelinde gesagt - für ambitioniert. Der SPD-
Alternativantrag ist hier tatsächlich realistischer.
Wir brauchen Zeit, ein ganzes Schuljahr, wahr-
scheinlich sogar bis 2019. Es ist kein Geheimnis:
Dass ich so schnell einem SPD-Antrag zustimmen
würde, hätte ich tatsächlich nicht gedacht.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Sie sind doch ge-
meinsam in der Opposition! Ist doch kein
Thema! - Heiterkeit)

- Ich hätte es nicht gedacht. Es ist ja gut, wenn wir
in diesem Haus auch noch sachlich argumentieren
können.

Viel wichtiger wird aber sein, wie die neue Landes-
regierung mit den zu erwartenden Ergebnissen um-
gehen wird. Wird sie die entsprechenden Konse-
quenzen ziehen? Dazu gehören folgende Punkte,
man muss hier kein Prophet sein: Es geht natürlich
um die Reduzierung des Klassenteilers, um moder-
ne Schulgebäude, eine zeitgemäße Ausstattung, um
phasenweise räumlich differenzierten Unterricht
und leistungsdifferenzierten Unterricht. Es muss
um einen Verzicht auf permanente Schulreformen
und ständig neue Erlasse gehen. Wünschenswert ist
auch die durchgängige Besetzung von I-Klassen
und Flexklassen mit zwei Lehrkräften. Es muss um
Abminderungsstunden und Ausgleichsstunden ge-
hen.

Das alles zeigt, dass es viel zu tun gibt. Wir stim-
men dem vorliegenden Alternativantrag der SPD zu
und kündigen an, dass wir uns mit dem geplanten
wissenschaftlichen Konzept sehr intensiv auseinan-
dersetzen werden.

Ganz zum Schluss möchte ich noch den Hinweis
geben, dass wir in Schleswig-Holstein das Rad
nicht neu erfinden müssen.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter, denken Sie bitte an Ihre Rede-
zeit.

Dr. Frank Brodehl [AfD]:

Ja. - In anderen Bundesländern liegen bereits wis-
senschaftliche Konzepte vor. Es werden sich mit
Sicherheit Synergien finden lassen. Wir werden da-

von profitieren können und so Zeit und Steuermittel
sparen können. - Vielen Dank.

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Abgeordneten des SSW hat die
Abgeordnete Jette Waldinger-Thiering.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte Damen und
Herren! Grundsätzlich können wir sicher alle das
Ziel dieses Antrags mittragen. Natürlich wollen wir
unsere Lehrerinnen und Lehrer unterstützen. Selbst-
verständlich wollen wir alles tun, um ihre Gesund-
heit zu erhalten und zu fördern. Das muss aus unse-
rer Sicht übrigens für alle Menschen gelten, die an
unseren Schulen tätig sind. Keine Frage: Hierauf
hinzuarbeiten, ist und bleibt wichtig. Denn die Ar-
beitsbelastung ist in den letzten Jahren - auch und
gerade im Schulbereich - nachweislich gestiegen.

Vor diesem Hintergrund kann man natürlich nichts
gegen ein wissenschaftlich basiertes Konzept zur
Verbesserung des Gesundheitsmanagements an
Schulen haben. Wenn man sich aber für diesen
Weg entscheidet, muss man hier auch gründlich ar-
beiten. Für uns heißt das, dass wir die Situation der
Lehrkräfte über mindestens ein gesamtes Schuljahr
hinweg in den Blick nehmen. So ergibt sich ein
wirklich aussagekräftiges Bild mit allen Facetten
des Schulalltags. Nur ein solches umfassendes Bild
ist aus meiner Sicht eine geeignete Grundlage, um
dauerhaft wirksame Gegenmaßnahmen zu entwer-
fen und unsere Lehrerinnen und Lehrer noch besser
zu unterstützen.

Ich will der Befragung unserer Lehrkräfte nicht
vorgreifen, aus meinem ehemaligen Kollegenkreis
weiß ich aber, dass es vor allem Unsicherheit und
Überforderung sind, die zu gesundheitlichen Belas-
tungen des Schulpersonals führen. Ein ganz ge-
wichtiger Faktor ist in diesem Zusammenhang die
Frage der Schulstruktur. Es sind also vor allem De-
batten über die Struktur unserer Schulen - wie etwa
aktuell über die Frage von G 8 oder G 9 an Gymna-
sien -, die zu großen Verunsicherungen und damit
zu Stress führen. Gerade hier muten CDU, Grüne
und FDP den Lehrkräften einiges zu. Ich denke,
dass dieser Zusammenhang den allermeisten auch
ohne wissenschaftlich basiertes Konzept klar ist.

Doch ganz ohne Frage gibt es weitere Gründe für
die zunehmende Belastung unserer Lehrerinnen und
Lehrer. Neben dem Dauerthema Lärmbelästigung
zählen zum Beispiel veränderte Anforderungen
durch den digitalen Wandel, das Ziel der inklusiven
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Schule oder die Beschulung Geflüchteter dazu.
Auch die fehlende Entlastung bei organisatorischen
Aufgaben beziehungsweise die fehlende Würdi-
gung derjenigen, die Zusatzaufgaben auf sich neh-
men, spielt hier eine nicht unwichtige Rolle.

In jedem Fall muss uns allen eines klar sein: Die
Ergebnisse der Befragung werden mit großer Wahr-
scheinlichkeit einen Mehrbedarf im Schulbereich
ergeben.

(Dr. Frank Brodehl [AfD]: Genau!)

Ich gehe jedenfalls stark davon aus, dass viele Leh-
rerinnen und Lehrer auf ihre zu hohe Unterrichts-
verpflichtung und auf die fehlende Zeit für Zusatz-
und Führungsaufgaben hinweisen werden. Wir hof-
fen jedenfalls sehr, dass die Landesregierung dann
die richtigen Schlüsse daraus zieht und vor allem
die möglichen Gegenmaßnahmen darstellt - und
zwar möglichst konkret und für uns alle nachvoll-
ziehbar.

Unabhängig davon ist für uns natürlich klar, dass
wir ganz im Sinne der vorliegenden Anträge han-
deln und unsere Lehrkräfte noch umfassender un-
terstützen müssen. Unterstützung heißt für uns nicht
zuletzt, dass wir die personelle Ausstattung unserer
Schulen fortlaufend an die genannten Herausforde-
rungen anpassen müssen.

Bekanntlich haben wir die damaligen Stellenabbau-
pläne von CDU und FDP abgemildert. Dies wurde
zwar viel kritisiert, wir halten aber eine auskömmli-
che Personalausstattung für eine absolute Grund-
voraussetzung für gesundes Arbeiten. Daran hat
sich natürlich nichts geändert, schon gar nicht in
Zeiten, in denen wachsende Schülerzahlen progno-
stiziert werden. Wer also gesunde Lehrerinnen und
Lehrer will, sollte hieran genauso denken wie an
das Thema Fort- und Weiterbildung, denn nur so
geben wir den Lehrkräften die Möglichkeit, sich
angemessen auf neue An- und Herausforderungen
vorzubereiten. So beugen wir genau der strukturel-
len Überforderung vor, die häufig krank macht.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort zu einem Dreiminutenbeitrag hat der Ab-
geordnete Dr. Heiner Dunckel.

Dr. Heiner Dunckel [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich möchte noch etwas dazu

sagen, warum wir in unserem Antrag über eine
doch deutliche Fristverlängerung sprechen. Auf den
ersten Blick mag unsere Forderung verwundern, da
die Aufgabe der Opposition eigentlich darin
besteht, von der Landesregierung die Vorlage von
Ergebnissen in kürzerer Frist zu verlangen. Der
Grund für unseren Antrag: In meinem früheren Le-
ben - das noch gar nicht so lange her ist - habe ich
genau solche wissenschaftlichen Untersuchungen
vorgenommen und auf dieser Grundlage Gutachten
erstellt. Deshalb kann ich relativ genau beurteilen,
wie viel Zeit man braucht, um so etwas richtig und
vernünftig zu machen.

Wenn Sie es richtig und vernünftig machen wollen
- davon gehe ich aus -, also ernsthaft und wissen-
schaftlich, dann werden Sie es in der kurzen Frist,
von der in Ihrem Antrag die Rede ist, schlichtweg
nicht schaffen. Kein ernsthafter Wissenschaftlicher
wird das machen. Sie werden keinen ernsthaften
Wissenschaftler finden, der in einem Viertel- oder
einem halben Jahr ein solches Gutachten erstellt.

Ich will Ihnen auch sagen, warum dem so ist: Wer
es ernsthaft betreiben will, der muss in die Schule
gehen - genauer: in die Schulen; es sind nämlich
mehrere Schultypen. Es wird nicht ausreichen, die
Lehrkräfte, die Schulleiterinnen und -leiter und die
anderen Gruppen in der Schule zu befragen. Der
ernsthafte Wissenschaftler muss Beobachtungen
machen. Die entsprechenden Methoden sind State
of the Art. Das alles ist nicht originell, sondern
kann nachgelesen werden.

Wenn Sie ein Gesundheitsmanagement für die
Schulen anstreben, dann haben Sie es neben der
Schule mit weiteren Akteuren zu tun, zum Beispiel
den Schulträgern. Wenn Sie das alles ernsthaft und
wissenschaftlich betreiben wollen, dann doch si-
cherlich nicht in dieser kurzen Zeit. Das wird Ihnen
schlicht nicht gelingen. Das ist nicht machbar.

(Beifall SPD)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Landesregierung hat die Ministe-
rin für Bildung, Wissenschaft und Kultur, Karin
Prien.

Karin Prien, Ministerin für Bildung, Wissenschaft
und Kultur:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr ge-
ehrte Abgeordnete! Wir sind uns sicherlich einig
darüber, dass wir Grund haben, uns über die Belas-
tungssituation von Lehrkräften Sorgen zu machen.
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Das ist wohl Konsens unter allen Fraktionen. Dass
uns, der Koalition, dieses Thema sehr wichtig ist,
können Sie dem Koalitionsvertrag entnehmen. Ge-
sunde Schule - das ist uns ein zentrales Anliegen.
Dies gilt übrigens nicht nur für Lehrerinnen und
Lehrer, sondern auch für Schülerinnen und Schüler.

Dafür - auch darüber besteht hier im Haus Einigkeit
- ist ein wissenschaftlich basiertes Konzept zur Ver-
besserung des Gesundheitsmanagements an den
Schulen erforderlich.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Danke schön, Frau von Kalben, auch wenn es ein
einsamer Applaus ist.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

- Es geht doch!

Frau Klahn und andere haben es ausgeführt: Es
geht darum, die aus den Aufgabenveränderungen
der letzten Jahre resultierenden Belastungen zu un-
tersuchen und die Ergebnisse zu berücksichtigen.
Wir wissen um den Zuwachs an administrativen
Aufgaben und um die gewachsenen Herausforde-
rungen, die aus der Heterogenität der Schülerschaft,
der wachsenden Bedeutung der Inklusion und dem
Ziel der gelingenden Integration erwachsen sind.

Es geht aber auch um Fragen, die hier nur am Ran-
de erwähnt worden sind: Wie ist eigentlich das Ar-
beitsklima an den Schulen? Wie werden Konflikte
an den Schulen gelöst? Wie sind die sozialen Be-
ziehungen? Welche Unterstützung erfahren Lehre-
rinnen und Lehrer? Wie funktioniert Teamarbeit?
Ich könnte vieles andere mehr nennen.

Es ist keine triviale Aufgabe, die hier zu lösen ist.
Das haben Sie ausgeführt. Ich bin völlig Ihrer Auf-
fassung.

Ich fürchte allerdings, dass es in dieser Debatte zu
einer gewissen Begriffsverwirrung gekommen ist,
auch im Hinblick auf die Anträge, die heute zur Be-
ratung vorliegen. Den Regierungsfraktionen bin ich
für ihren Antrag sehr dankbar. Sie wollen sich
schon zu einem frühen Zeitpunkt auf den Weg ma-
chen, in einem ersten Schritt die Belastungssituati-
on der Lehrerinnen und Lehrer durch eine Befra-
gung der Betroffenen zu erheben. Nur um diese
geht es heute. Nur diese soll bis zum I. Quartal
2018 erfolgen. Das ist der erste Schritt, den die Re-
gierungsfraktionen gehen möchten. Auf der Grund-
lage der Auswertung dieser Befragung soll das De-
sign für eine Studie erstellt werden, die wiederum

Grundlage für die Erstellung eines Konzepts zum
Gesundheitsmanagement sein soll.

Frau Klahn hat es schon zutreffend ausgeführt.
Deshalb diskutieren wir hier, so glaube ich, ein
bisschen aneinander vorbei. Das mag daran liegen,
dass der Antrag nicht klar genug formuliert worden
ist. Ich habe ihn verstanden; aber offensichtlich ist
hier einiges durcheinandergeraten.

Sie haben völlig recht, wenn Sie sagen, dass die Er-
gebnisse der Studie nicht so schnell vorliegen kön-
nen. Wenn dies dennoch jemand behaupten würde,
dann wäre er unseriös. Ich habe allerdings nicht den
Eindruck, dass die Regierungsfraktionen dies ver-
sucht hätten.

Noch einmal: Es geht hier ausschließlich darum, ei-
ne Befragung der Lehrerinnen und Lehrer durchzu-
führen. Das Design dieser Befragung ist übrigens
noch von der Vorgängerregierung erstellt worden.
Die Befragung ist auf der Grundlage einer Verein-
barung nach § 59 des Mitbestimmungsgesetzes be-
reits in anderen Landesbehörden durchgeführt wor-
den. Es erfolgt jetzt eine Anpassung an die Beson-
derheiten des Schulbereichs. Nur diese Befragung
wollen die Regierungsfraktionen heute auf den
Weg bringen. Ich bin dankbar dafür, dass es ge-
macht wird, und erspare mir weitere Ausführungen
zu den bereits vorliegenden Ergebnissen von Studi-
en.

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns diese Be-
fragung vernünftig durchführen. Wir werden sie
auswerten. Dann wird unter Berücksichtigung aller
Aspekte das Design der Studie entworfen. Am En-
de steht ein Konzept.

Das wird uns mutmaßlich über viele Jahre beschäf-
tigen. Das ist aber erforderlich, damit wirklich et-
was Substanzielles herauskommt. - Vielen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort zu einem Dreiminutenbeitrag hat der Ab-
geordnete Martin Habersaat.

Martin Habersaat [SPD]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist
sicherlich nicht falsch, die Betroffenen zu befragen.
Ich kann Ihnen aus meiner - schon etwas länger
dauernden - parlamentarischen Tätigkeit, das heißt
aus meiner Erfahrung berichten. In Gesprächen mit
Lehrkräften kommen Ideen wie Lärmreduzierung,
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schönere Gestaltung des Lehrerzimmers oder Ver-
besserung des Konfliktmanagements an der Schule
bei Weitem nicht so gut an wie andere Vorschläge,
etwa die Unterrichtsstunden reduzieren, mehr Ko-
operationsstunden zur Verfügung stellen, den Klas-
senteiler senken, kleinere Lerngruppen einrichten
und dergleichen. Die Pflichtstundenreduzierung ist
von der Koalition in den Raum gestellt worden. Wir
werden das gespannt beobachten.

Der Kollege von der CDU sagte, alle Parteien seien
mit dem Versprechen, für 100 % Unterrichtsversor-
gung zu sorgen, in den Wahlkampf gezogen. Ich er-
laube mir den Hinweis, dass die CDU im Wahl-
kampf sogar noch mehr versprochen hatte: Die
CDU hat eine Unterrichtsgarantie versprochen! Die
CDU hat den Lehrerinnen und Lehrern, den Eltern
und den Schülerinnen und Schülern in Schleswig-
Holstein versprochen, dass in Schleswig-Holstein
nie wieder eine einzige Stunde Unterricht ausfallen
werde. Das war Ihr Versprechen! Das ist ungefähr
so glaubhaft wie - lassen Sie mich kurz nachden-
ken -: „Wir bauen die A 20 in fünf Jahren fertig.“

(Beifall SPD)

Sie werden feststellen, dass der Zeitplan selbst für
eine einzelne Befragung ambitioniert ist. Aber
wenn Sie sich das vornehmen, dann ist das okay.
Das muss aber noch durch das Kabinett, und wir
haben jetzt erst einmal die Sommerpause. Wir wer-
den die Ergebnisse der Befragung gespannt abwar-
ten.

Frau Klahn, die spannende Diskussion erfolgt tat-
sächlich erst im Anschluss. Wir haben sie aber im
Ansatz auch schon vorher geführt.

Wir haben immer gesagt: Realistisch kann man
über so etwas eigentlich erst dann diskutieren,
wenn man 100 % Unterrichtsversorgung erreicht
hat, weil bis dahin die Belastung der Lehrerinnen
und Lehrer ohnehin höher ist, als sie es sein sollte,
das heißt höher, als selbst wir als Land es einräu-
men. Aber wenn man denn zu dem Schluss kommt,
dass Lehrerinnen und Lehrer in Schleswig-Holstein
unterschiedlich stark belastet sind, dann wird man
die spannende Frage stellen müssen, ob künftig
Sport- und Musiklehrer in Schleswig-Holstein mehr
unterrichten müssen. Eine weitere Frage: Müssen
künftig die Lehrkräfte an Gemeinschaftsschulen
weniger unterrichten als an Gymnasien, weil sie die
heterogeneren Lerngruppen zu beschulen haben?

Es gibt noch viele andere spannende Fragen. Ich
glaube, wir haben lebhafte fünf Jahre vor uns. Ich

freue mich darauf! - Vielen Dank für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall SPD)

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Ich schließe die Beratung.

Nach den Wortbeiträgen gehe ich davon aus, dass
Abstimmung in der Sache gefordert wird. - Ich las-
se zunächst über den Alternativantrag der Fraktion
der SPD und der Abgeordneten des SSW, Drucksa-
che 19/92 (neu) abstimmen. Wer zustimmen will,
den bitte ich um das Handzeichen. - Die Fraktion
der SPD, die Abgeordneten des SSW und die Frak-
tion der AfD. Wer ist dagegen? - Die Fraktionen
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und
der CDU. Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Ich lasse jetzt über den Antrag der Fraktionen von
CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP,
Drucksache 19/54, abstimmen. Wer dem zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. - Die
Fraktionen der CDU, von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der FDP und der AfD. Wer ist dagegen? -
Die Fraktion der SPD und die Abgeordneten des
SSW. Damit ist dieser Antrag angenommen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich gehe
davon aus, dass die Absprache der Parlamentari-
schen Geschäftsführer das Haus insgesamt erfasst
hat und wir deswegen morgen die Punkte, die heute
nicht erledigt worden sind, in die Tagesordnung
einreihen werden. Ich bitte die Parlamentarischen
Geschäftsführer, dafür zu sorgen, dass uns morgen
eine entsprechende Tagesordnung vorgelegt wird,
in der sich diese Punkte dann wiederfinden.

Ich darf Sie darauf hinweisen, dass um 18:15 Uhr
im Schleswig-Holstein-Saal die „Halbe Stunde der
Besten“ stattfindet. Sie wissen, der Landesmusikrat
erfreut uns hin und wieder mit musikalischen Dar-
bietungen. Heute sind es die Saxophonistinnen und
Saxophonisten. Ich bitte Sie, wenn Sie Zeit haben,
dem zu lauschen.

Ich unterbreche die Tagung und wünsche Ihnen
noch einen angenehmen Abend.

Schluss: 18:11 Uhr
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